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nung wesentlich verbessert hat. Trotzdem hat sich die
PTT-Generaldirektion nicht verleiten lassen, grosse Nach-
tragskredite zu fordern, sondern sie ist sehr bescheiden
geblieben. Dafür gebührt ihr Dank.
Den Hauptposten bildet eine Ausgabe von 15 Millionen als
Zusatzpersonalversicherung. Es handelt sich praktisch um
keine Mehrausgabe, sondern nur um eine Uebertragung
auf neue Rechnung.
Der einzige Posten, den ich besonders erwähnen möchte,
ist die starke Zunahme der Ausgaben wegen Diebstählen
und Raubüberfällen. Es gibt Rückstellungen für Diebstähle,
die noch nicht abgeklärt sind, von 2,5 Millionen, und es
gibt Leistungen für Schäden von ebenfalls mehr als 2
Millionen, so dass wir gegen 5 Millionen Franken für diese
Schäden aus Diebstählen und Raubüberfällen zu zahlen
haben.
Es ist notwendig, dass wir in der Oeffentlichkei't auf diese
Tatsache hinweisen und gleichzeitig sagen, dass die Post
alles nur Denkbare vorgekehrt hat, um dieser neuen Ge-
fahr zu begegnen. Die Generaldirektion hat mir ihre Ab-
wehrmassnahmen bekanntgegeben, auf die ich hinweisen
möchte. Vor allem sind bauliche Verstärkungen vorgese-
hen sowie bessere Sicherungen der Geldtransporte. Es ist
aber darauf hinzuweisen, dass es nicht die Post ist, die für
die Sicherheit mit eigenen Waffen sorgen muss, sondern
es sind die Polizeiorgane.
Es ist vor allem auch an kleinen Poststellen schon vieles
vorgekehrt worden, so dass sich die Ueberfälle nicht mehr
so leicht durchführen lassen wie bisher. Vor allem sind
Sicherheitsschalter an mehr als 2000 Poststellen einge-
baut worden, so dass Ueberfälle wesentlich erschwert wer-
den. Auch an den Panzerschränken sind Verbesserungen
vorgenommen worden; Alarmanlagen wurden eingebaut
für lauten und stillen Alarm; kurz, es sind verschiedene
Massnahmen getroffen worden, und wir hoffen, dass sie
ihre Früchte tragen werden.
Es ist bedauerlich, dass die Welle der Raubüberfälle im
Ausland jetzt auch unser Land erreicht hat. Aber es ist
notwendig, dass wir uns in Zusammenarbeit mit den Poli-
zeiorganen schützen. Die Post wird in den nächsten Mona-
ten und Jahren weitere Verbesserungen vornehmen und
wir hoffen, dass dadurch die Raubüberfälle zurückgehen.
Ich empfehle Ihnen, den Nachtrag II anzunehmen.

M. Mugny, rapporteur: Nous votons maintenant les crédits
supplémentaires pour les PTT, qui se montent à 29683000
francs. Ils sont donc relativement modestes par rapport à
ce qui nous était habituellement demandé et ce, d'autant
plus, que sur ces 29 millions, 15 millions constituent en
fait un versement unique effectué à la Caisse fédérale
d'assurance - c'est-à-dire à la Caisse de pension du per-
sonnel - pour intérêts sur le découvert de la réserve
mathématique. A l'avenir, il sera possible d'intégrer ces
intérêts dans le budget ordinaire dans la mesure où Tes
calculs seront faits assez tôt. De plus, il y a 2 500 000
francs de provision pour risques de vols et 2100000
francs pour prestations pour dommages subis, qu'il n'était
évidemment pas possible de prévoir dans le budget.
Notre président nous a dit quelques mots concernant les
mesures de sécurité prises par les PTT soit dans les
nouveaux immeubles, soit au moment où des rénovations
d'immeubles sont entreprises, soit encore dans les bu-
reaux de poste de quartiers ou de villages. Il s'agit de
guichets qui empêchent les malandrins de sauter par-
dessus; il s'agit aussi de dispositifs de sécurité mécani-
ques et électriques et enfin d'assurer la sécurité des cof-
fres-forts.

En tenant compte de ces éléments et des mesures prises,
nous vous proposons, au nom de la commission des fi-
nances, unanime, d'accepter les crédits supplémentaires
demandés par les PTT pour l'année 1977.
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Präsident: Bevor wir die Beratung dieses Gesetzes in An-
griff nehmen, habe ich Ihnen eine Mitteilung zu machen.
Es ist eine Petition des Schweizer Tierschutzes eingegan-
gen. Sie richtet sich gegen die Käfighaltung von Geflügel
und trägt 255781 Unterschriften. Die Petition verlangt ein
striktes Verbot der Batterie-Eierproduktion. Es liegt mir dar-
an, Ihnen vor der Beratung des Tierschutzgesetzes von
dieser Petition Kenntnis zu geben. Mit Ihrem Entscheid bei
den einschlägigen Gesetzesbestimmungen wird die Peti-
tion erledigt sein.

Rüttimann, Berichterstatter: Es ist wohl auch für Sie wohl-
tuend, hier in diesem Saale zur Abwechslung wieder ein-
mal ein Thema zu behandeln, das uns in Beziehung bringt
mit unserer Umwelt, im besonderen mit unseren stummen
Kreaturen der Tierwelt. Zu sehr beschäftigen uns auch in
unserem Alltag die ständigen Sorgen um das Materielle,
unsere Existenz, die Technik, den Fortschritt und den
Wohlstand. Dabei ist der Mensch mitten in die Schöpfung
gestellt als oberstes und souveränes Glied mit Herz und
Verstand und somit: mit einer ungeheuren Verantwortung
für alles, was da fleucht und kreucht auf diesem Erdball,
mithin für die gesamte Tier- und Pflanzenwelt. Einem
sogenannten zivilisierten Land und Staat wie der Schweiz
steht es daher wohl an, nicht nur über Geld und Währung,
Konjunktur und Sicherheit, die Wirtschaft und den Sozial-
bereich und dergleichen mehr zu legiferieren, sondern
auch im Rahmen des gesamten Umweltschutzes über ei-
nen aktiven und wirksamen Tierschutz.
Gut Ding will Weile haben. So ist auch das Ihnen vorge-
legte Gesetz nicht von heute auf morgen entstanden. Bis
heute war die Rechtsetzung über den Tierschutz Sache
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der Kantone. Lediglich die Strafnorm ist im Artikel 264 des
seit 1. Januar 1942 in Kraft stehenden schweizerischen
Strafgesetzbuches festgehalten.
Der erste Vorstoss in diesem Rat auf Schaffung eines
Tierschutzartikels in der Bundesverfassung datiert denn
auch beinahe 15 Jahre zurück, war aber immerhin erfolg-
reich. Volk und Stände stimmten am 2. Dezember 1973 ei-
nem solchen Verfassungsartikel, konkret der Ersetzung
des Schächtartikels, Artikel 25bis der Bundesverfassung
durch einen Tierschutzartikel mit überwältigendem Volks-
mehr und allen Standesstimmen zu. Aber auch ständig zu-
nehmende Diskussionen im Volk über mangelhafte oder
mindestens uneinheitliche Kompetenzen förderten den Ge-
danken einer eidgenössischen Tierschutzgesetzgebung,
denn nur vier Kantone verfügen über ein diesbezügliches
neuzeitliches Gesetz, nämlich Zürich, Freiburg, Waadt und
Genf. Diese Diskussionen wurden ausgelöst durch ver-
schiedene aufsehenerregende Vorkommnisse bei interna-
tionalen Tiertransporten, festgestellt in unseren Grenz-
bahnhöfen, die rasant zunehmenden Tiertransporte im
Landesinnern durch Motorfahrzeuge, die Aufhebung der
Ausnahmeartikel 49 und 50 BV im Zusammenhang mit
dem Schächtartikel 25bis BV und schliesslich in neuerer
Zeit durch neuzeitliche Formen der Nutztierhaltung, insbe-
sondere die Batteriehaltung der Hühner.
Mit dem neuen Verfassungsartikel 25bis BV ist die
Rechtsetzung über den Tierschutz verfassungsrechtlich
von den Kantonen auf den Bund übergegangen. Der
vorgelegte Gesetzentwurf verfolgt ganz klar diesen Ver-
fassungsauftrag.
Der Ständerat als Prioritätsrat hat den Entwurf am 22. Juni
dieses Jahres durchberaten und mit einigen Abänderun-
gen einstimmig verabschiedet. - Unsere vorberatende
Kommission, für die ich die Ehre habe, hier zu sprechen,
hat es ihm am 12. August dieses Jahres gleichgetan. Sie
versammelte sich am 10. August in Aarau, um im Kanton
Aargau eine ganztägige Besichtigungsreise von Nutztier-
haltungen vorzunehmen. Anschliessend liess sich die
Kommission in der Freiämter Strohmetropole Wohlen nie-
der, um am 11. und 12. August das Gesetz durchzubera-
ten. Ihr zur Seite standen die Herren Bundesrat Brugger,
Chef des Volkswirtschaftsdepartementes, welchem der
Tierschutz zugeordnet ist, Herr Professor Dr. Nabholz, in-
zwischen in den Ruhestand getretener Direktor des Eidge-
nössischen Veterinäramtes, sein Nachfolger, Herr Profes-
sor Dr. Keller, damals noch Zürcher Kantonstierarzt, Herr
Dr. iur. Ringwald vom Rechtsdienst des Eidgenössischen
Veterinäramtes, Herr Dr. iur. Scherrer, Sekretär des Depar-
tementschefs, sowie Herr Dr. med. vet Dollinger vom Eidge-
nössischen Veterinäramt.
Die Kommission hat sich die Aufgabe nicht leicht' ge-
macht und alle zurzeit vorhandenen Nutztierhaltungen in
Augenschein genommen. Sie hat mit den Tierbesitzern
Gespräche geführt und ist dabei auch sogenannt heissen
Fragen nicht ausgewichen. Ich möchte an dieser Stelle
den fünf Betriebsleitern herzlich danken für die bereit-
willige Oeffnung aller Räume für unsere Kommission und
das interessante Gespräch.
Die Gesetzesberatungen selber standen unter einem guten
Stern. Sämtliche Kommissionsmitglieder haben sich be-
müht, die anstehenden Probleme, wie etwa die Käfighal-
tung, das Schäch'tverbot und andere mehr, taktvoll und
leidenschaftslos zu diskutieren. Das verdient meines
Erachtens erwähnt zu werden, wenn man unsere Beratun-
gen vor dem Hintergrund der zahlreichen Emotionen, Zu-
schriften und Telefonate an die Mitglieder der verschieden-
sten Interessengruppen sieht.
Der Gesetzentwurf hat allenthalben eine gute Note erhal-
ten, weil er, wie bereits gesagt, dem Verfassungsauftrag
klar nachkommt, der seinerseits in einer nicht abschlies-
senden Enumeration aufzählt, welche Bereiche das Tier-
schutzgesetz insbesondere ordnen soll, nämlich a) das
Halten und die Pflege von Tieren, b) die Verwendung von
und den Handel mit Tieren, c) die Tiertransporte, d) die
Eingriffe und Versuche am lebenden Tier, e) das Schlach-

ten und anderweitige Töten von Tieren, und f) die Einfuhr'
von Tieren und tierischen Erzeugnissen. Der Entwurf ist
als Rahmengesetz konzipiert. Als solches soll es von De-
tailvorschriften befreit bleiben; diese sollen auf den Ver-
ordnungsweg verwiesen werden. Es war daher einmal
mehr unvermeidlich, dass während den Beratungen ver-
schiedentlich Seitenblicke auf diese Verordnungsvor-
schriften geworfen wurden. Bundesrat Brugger wurde des-
halb mehrmals zur Rede gestellt, wie dann diese oder je-
ne Vorschrift dort aussehen beziehungsweise angewendet
werde. Wir kommen bei der Detailberatung, insbesondere
bei Artikel 4, noch darauf zurück.
Der Vollzug des Tierschutzgesetzes ist weitgehend an die
Kantone delegiert, soweit er nicht ausdrücklich dem Bund
vorbehalten bleibt, wie etwa auf dem Gebiete des inter-
nationalen Verkehrs mit Tieren und tierischen Erzeugnis-
sen.
Eine Definition des praktizierten Tierschutzes kann etwa
so lauten: Schutz des Tieres vor ungerechtfertigten Ver-
haltensweisen des Menschen, durch die dem Tier Schmer-
zen, Leiden und körperliche Schäden zugefügt werden
oder durch die es Angstzuständen ausgesetzt wird. Der
Begriff des Tierschutzes ist also ein umfassender. Es geht
nicht nur um die Nutztiere, sondern ebensosehr auch um
die Haustiere wie diejenigen in der freien Wildbahn. Die Ver-
städterung und Technisierung in allen Bereichen in den
vergangenen Jahrzehnten hat zwangsläufig eine Verar-
mung im Verhältnis Mensch/Tier herbeigeführt. Als Ersatz
dafür stellen wir eine immer noch ansteigende Tendenz
bei der Haltung von Haustieren fest, und zwar nicht nur
von Hunden und Katzen, sondern von allen nur erdenkba-
ren Kleintieren und Reptilien. Die vermeintliche Tierliebe
geht oft so weit, diass aus lauter Gefühlsduselei der Hund
oder die Katze bei schlechtem Wetter nicht mehr aus dem
Haus gelassen wird, oder wenn schon, dann nur ver-
mummt in ein gestricktes Mäntelchen. Das Halten eines
Haustieres ist vielfach auch ein Statussymbol, so etwa das
Halten eines exotischen oder eines wilden Tieres, das
man von irgendwo her, anlässlich einer Weltreise, heimge-
bracht hat und das in unseren Breitengraden die dringend
notwendige Beziehung zur Umwelt und zum menschlichen
Betreuer nie finden kann und aus lauter Langeweile
elendiglich zugrunde geht. Die gleichen Leute sind es
aber vielfach, die mit Fingern auf die Nutztierhalter zei-
gen, die, vom Konkurrenzkampf gezwungen, neuere und
arbeitssparende Tierhaltungsformen anwenden. Damit sei
kein Urteil gefällt, sondern ganz einfach aufgezeigt, dass
Tierschutz uns alle angeht, dass wir alle unsere Bezie-
hung zum Tier neu überdenken müssen. Der Erlass eines
modernen Tierschutzgesetzes darf nicht nur eine weitere
Intervention des Staates gegenüber seinen Mitbürgern
sein. Er soll uns alle, jeden an seinem Platz, aufrufen,

•seine persönliche Einstellung zu den ihm von der Schöp-
fung anvertrauten Tieren zu verbessern, sofern sie noch
nicht optimal ist. Wir wollen also mit dem neuen Gesetz in
erster Linie diese Besinnung, diese Grundwelle auslösen,
prophylaktisch wirken. Dann hat das Gesetz schon viel er-
reicht. Die Strafnorm kommt erst in zweiter Priorität; denn
sie kann dem Tier nicht mehr helfen, sie hat höchstens ei-
ne abschreckende Wirkung. Kein noch so eifriger staatli-
cher Funktionär kann ja den hintersten Winkel eines Stal-
les, oder was der Tiergemächer auch immer sind, über-
wachen.
Nun aber zurück zu den Kommissionsberatungen. Die aus-
gedehnte Diskussion drehte sich schwergewichtsmässig
um folgende Probleimkreise: a) im zweiten Abschnitt die
Tierhaltung; b) im sechsten Abschnitt die Tierversuche; c)
im siebten Abschnitt das Schlachten von Tieren; d) im
achten Abschnitt verbotene Handlungen an Tieren. Lassen
Sie mich nur stichwortartig zu diesen Schwerpunkten
noch einiges sagen. Wir werden ja in der Detailberatung
wieder auf sie stossen.
Zur Tierhaltung: Hier handelt es sich beim Artikel 4 ein-
mal mehr um einen sogenannten Schicksalsartikel des
Gesetzes. Bestimmte Haltungsarten, insbesondere Käfig-
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haltung und Dunkelhaltung, sollen verboten werden. Der
Druck von der Strasse ist in dieser Frage so stark - ich
erinnere Sie an die eben eingereichte neue Petition -,
dass ein Tierschutzgesetz ohne dieses Verbot offensicht-
lich die politische Hürde nicht nehmen würde. Der Streit
dreht sich nur noch darum, ob einem solchen Verbot Ge-
setzeskraft verliehen werden soll oder ob es an den
Bundesrat zu delegieren sei. Der Ständerat hat sich zu
letzterem entschieden, und unsere Kommission schliesst
sich seinem Entscheid mehrheitlich an, um einer Verbes-
serung der Batteriehaltung nicht zum vorneherein den
Riegel zu schieben. Eine verbesserte Legehennenbatterie
mit mehr Platz, mit Sitzstangen und Legenestern ist
zurzeit bei der Schweizerischen Geflügelzuchtschule in
Zollikofen in der praktischen Erprobung. Die Kommission
hatte Gelegenheit, sie zu besichtigen und ist der Auffas-
sung, dass dies ein gangbarer Weg im Sinne des Tier-
schutzes sein könnte; denn eines muss den absoluten
Gegnern der Batteriehaltung gesagt werden: Weder in der
Schweiz noch sonst in einem Land wird die Eierproduk-
tion wieder vollständig auf die Bodenhaltung zurückkeh-
ren. Die Versorgung des Landes mit Eiern zu günstigen
Preisen - diese sind bekanntlich heute nicht teurer als
1948 - kann nur durch rationelle und leistungsfähige Be-
triebe, was nicht unbedingt identisch ist mit Massentier-
haltungen, bewerkstelligt werden. Diese Betriebe können
das Gesundheitsrisiko der Bodenhaltung nicht mehr
eingehen, das darin besteht, dass die Hühner in ihrem
eigenen Kot herumlaufen. Ein absolutes Verbot würde also
die Eierproduktion in unserem Land aus Kostengründen
stark dezimieren und sie der ausländischen Konkurrenz
schutzlos preisgeben.
Bundesrat Brugger hat unmissverständlich erklärt, dass
der Bundesrat gewisse Arten der Batterie- und Dunkelhal-
tung, die den Grundsätzen des Tierschutzes eindeutig zu-
widerlaufen, verbieten werde. Das sollten gewisse Leute,
die offensichtlich lieber die Taube auf dem Dach als den
Spatz in der Hand hätten, doch endlich zur Kenntnis neh-
men.
Zu den Tierversuchen: Unsere Kommission hat mit ledig-
lich zwei kleinen Abänderungen die bundesrätliche Fas-
sung zu diesem Abschnitt übernommen. Das soll nicht
darüber hinwegtäuschen, dass dieses heikle Kapitel zu ei-
ner ausgiebigen Diskussion Anlass gegeben hat. Tierver-
suche sind im Interesse der Human- wie der Veteri-
närmedizin unumgänglich. Die Kommission hegt jedoch
Zweifel, ob bisher dieselben wirklich immer auf das Not-
wendigste beschränkt blieben. Insbesondere ist sie der
Auffassung, dass Tierversuche keinesfalls für rein kom-
merzielle Zwecke herhalten sollten. Die vorgeschlagenen
Artikel 12 bis 19 bieten aber unserer Auffassung nach
Gewähr, dass der Bundesrat und seine Ausführungsorga-
ne diesen Bereich inskünftig besser in den Griff nehmen
können. Herr Bundesrat Brugger wird Ihnen zweifellos zu
diesem Thema noch Ausführungen machen.
Zum Schlachten von Tieren: Hier drehte sich die Diskus-
sion um den Schächtartikel, der in der Volksabstimmung
vom 2. Dezember 1973 aus der Verfassung eliminiert und
in die Uebergangsartikel (Art. 12) transferiert wurde,
dies in der Meinung, das Schächtverbot dann anlässlich
der Legiferierung über den Tierschutz auf Gesetzesstufe
weiterzuführen. Zu diesem Problem ist ein gewisser Mei-
nungsumschwung seit der Beratung des Verfassungsarti-
kels über den Tierschutz nicht überseh- bzw. überhörbar.
Während damals in beiden Räten noch praktisch unisono
die Meinung vertreten wurde, das Schächtverbot sei aus
politischen Gründen tabu, es müsse ihm lediglich der dis-
kriminierende Charakter genommen werden - durch Her-
absetzung auf Gesetzesstufe -, haben sich im Ständerat
wie in unserer Kommission Minderheiten gebildet, die dem
Bundesrat die Kompetenz geben wollen, für die rituellen
Bedürfnisse religiöser Minderheiten Ausnahmen zu gestat-
ten. Mehr dazu in der Detailberatung.
Schliesslich noch zu den verbotenen Handlungen an
Tieren: Hier haben sich in zwei Fällen hauchdünne
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Mehrheiten ergeben, die von den Beschlüssen des
Ständerates abweichen. Es betrifft dies das Abrichten von
Hunden für die Wasserjagd einerseits sowie das Verwen-
den lebendiger Köder beim Fischen anderseits. Man ist
daher hüben und drüben gespannt auf die Entscheide in
unserem Plenum.
Schlussbemerkungen: Unsere Kommission hat in der
Schlussabstimmung das neue Tierschutzgesetz einstimmig
verabschiedet, obwohl verschiedene Details nur mit
knappen Mehrheiten beschlossen wurden. Das bringt zum
Ausdruck, dass der Entwurf gesamthaft positiv gewürdigt
wurde. Wir leisten auf diesem Gebiet Pionierarbeit; denn
kein anderes Land besitzt ein gleichermassen modernes
Tierschutzgesetz. Diese Pionierarbeit gibt - wie das im
Leben nun einmal ist - uns aber zugleich Probleme auf.
Ich denke dabei an die grenzüberschreitende Regelung.
Vom wirklichen Tierschutzgedanken her betrachtet wäre
es erwünscht und zu hoffen, dass die ändern Staaten, vor-
derhand wenigstens die europäischen, sogleich nachzie-
hen würden. Ist dies nicht der Fall - was leider zu be-
fürchten ist -, entstehen für unsere Tierhalter Härten, die
bis zum wirtschaftlichen Ruin führen könnten. Ihre aus-
ländischen Kollegen, vor allem jene in den Ostländern,
werden dann erst recht erbarmungslos ihre billigen Batte-
rieeier an unsere Grenze liefern, wenn die inländischen
Produkte durch restriktive Vorschriften im Interesse des
Tierschutzes verteuert werden. Dieses Problem wiegt nicht
leicht, muss aber gelöst werden; ein Ansatz dazu wäre ge-
geben im Artikel 9 des Gesetzes. Wir haben dort einen
Minderheitsantrag, angeführt durch Kollege Muff. Es käme
dem Pharisäertum gleich, wenn wir so tun würden, als
hätten wir den Tierschutz gelöst nach dem Wort der
Schrift «Wir waschen unsere Hände in Unschuld», derweil
wir wissentlich oder unwissentlich darüber hinwegsehen
würden, dass billige Importeier aus den gleichen Batte-
rien, die wir verbieten, unsere eigene Produktion verdrän-
gen. Sie gestatten mir wohl, diese mehr persönlichen
Ueberlegungen noch anzufügen. Zwar bin ich selber nicht
etwa Eierproduzent, wohl aber Nutztierhalter. Wir alle
wehren uns energisch dagegen, wenn in jedem Tierhalter
ein potentieller Tierquäler oder -ausbeutet gesehen wird.
Der Grossteil unserer Tierhalter sieht in seinen Tieren
nicht nur den wirtschaftlichen Nutzen, sondern hat eine
enge und persönliche Beziehung zu ihnen. Wenige
unrühmliche Ausnahmen bestätigen auch hier die Regel.
Und weil das so ist, bringt der Tierhalter für seine Tiere
auch viele persönliche Opfer; er verzichtet vielfach auf
Ferien, auf ein freies Wochenende, da die Wartung der
Tiere ja ununterbrochen erforderlich ist. Das darf auch
einmal erwähnt werden.
Und noch einmal: Tierschutz geht uns alle an, keinesfalls
nur den ändern. Vom Tierhalter wird erwartet, dass er im
Interesse des Tierschutzes die materiellen Interessen hin-
ter die ethischen Werte stellt, indem er sich
Einschränkungen auferlegen lässt. Das gleiche wird aber
auch vom Konsumenten erwartet: dass er bereit ist, für
das tiergerecht produzierte Ei einige Rappen mehr zu be-
zahlen und nicht nach kurzer Zeit auf die billigen auslän-
dischen Käfigeier ausweicht. Man kann auch nicht Tränen
vergiessen über ein armes Kalb, dem ein Maulkorb umge-
hängt wurde, gleichzeitig aber beim Metzger klagen, das
Kalbsplätzli sei nicht weiss genug. Kurz, den echten Tier-
schutz muss man sich etwas kosten lassen, sonst ist er nur
Heuchelei.
Im Namen der einstimmigen Kommission empfehle ich Ih-
nen Eintreten auf die Vorlage.

M. Dupont, rapporteur: Accepté le 2 décembre 1973 par
un million de voix contre moins de 200 000, l'article
constitutionnel sur la protection des animaux - article
25£>/s - donne mandat à la Confédération de légiférer en
la matière. Le Département fédéral de l'économie chargea
une commission d'experts d'élaborer un avant-projet de loi
qui fut soumis en consultation et qui débouche aujour-
d'hui sur le projet qui a déjà été publié avec son message
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le 9 février 1977. Le 22 juin de cette année, le Conseil des
Etats a apporté quelques modifications au projet et
l'approuvé par 28 voix contre 0. L'article constitutionnel
sur lequel se fonde ce projet de loi énumère de façon non
exhaustive les objets que doit notamment réglementer le
législateur et qui sont: a) la garde des animaux et les
soins à leur donner; b) l'utilisation et le commerce des
animaux; c) le transport d'animaux; of) les interventions et
essais sur animaux vivants; e) l'abattage et autres mises à
mort d'animaux; f) l'importation d'animaux et de produits
d'origine animale.
Ainsi se trouve délimitée la matière d'une loi qui doit
correspondre dans ses grandes lignes à la conception
qu'on se fait actuellement d'une protection des animaux
satisfaisant à l'éthique et fondée autant que possible sur
des données scientifiques. Les dispositions concernant la
protection des animaux doivent se fonder sur les connais-
sances sûres de leur physiologie, de leur comportement
dans différentes conditions et de leurs relations avec
l'environnement. La recherche dans ce domaine récent de
l'écologie a permis de recueillir durant ces dernières dé-
cennies une foule de données nouvelles. Il reste cepen-
dant beaucoup d'inconnues qu'il s'agit d'élucider.
Les dispositions sur la protection des animaux doivent
toujours s'inspirer des nouvelles découvertes scientifiques
et pouvoir être adaptées en tout temps à l'évolution des
connaissances. C'est pourquoi cette loi fédérale ne doit
régler que les éléments de base de la protection des ani-
maux - une loi-cadre - les détails devant l'être dans des
prescriptions d'exécution. Dans son ensemble, le projet
qui nous est soumis répond à ces critères. Il est surtout
progressiste. Le Conseil fédéral et tout particulièrement le
chef du Département de l'économie publique ont accompli
un travail extrêmement louable et qui témoigne surtout
d'une grande volonté de mettre fin à la cruauté et aux
abus évidents pratiqués par l'homme sur les animaux.
Nous devons enfin prendre conscience que tout animal,
sauvage ou domestique, doit être considéré comme un
être vivant, sensible et digne de respect. Notre population,
dans sa très grande majorité, en est convaincue et estime
que nous devons légiférer pour améliorer le comporte-
ment général de l'homme à l'égard de l'animal. Ce der-
nier, s'il peut et doit même servir à l'homme sous des
formes appropriées, ne doit pas satisfaire à des besoins
effrénés souvent inutiles et imbéciles au risque
d'entraîner finalement des conséquences néfastes pour
l'espèce humaine elle-même. Ce n'est pas de la sensible-
rie que d'empêcher de faire souffrir des animaux, mais
c'est combattre une attitude qui par ses excès menace
autant l'homme que tout le monde vivant. Nous commen-
çons à comprendre que la survie de l'homme sur cette
planète est liée au maintien de la vie de toutes les es-
pèces animales ou végétales. Il ne faut cependant pas se
cacher les difficultés qu'il y a à harmoniser ces beaux
principes avec la réalité des nécessités économiques. La
commission unanime approuve ces grands principes
contenus dans la section 1 du projet de loi qui vous est
soumis.
D'autres chapitres ont cependant suscité des controver-
ses qui s'étaient déjà fait jour au sein du Conseil des
Etats. Sans entrer dans les détails, je vais aborder les
points les plus critiques de ce projet, à commencer par la
détention d'animaux - en particulier l'article 4 touchant
les formes de détention interdites et je pense là, tout
spécialement, à l'élevage industriel. La commission, avant
d'aborder cette question, a eu l'occasion de visiter un
certain nombre d'installations. Si nous avons pu voir quel-
ques modèles d'élevage de veaux et de porcs convena-
bles et dans une certaine mesure acceptables, nous
avons également vu des élevages de porcelets et surtout
de poules en cage parfaitement intolérables. Les poules
surtout sont élevées sur des surfaces tellement restreintes
qu'elles ne peuvent plus déplier leurs ailes, qu'elles
peuvent à peine se tourner et que leurs pattes sont
complètement déformées, qu'elles sont presque complète-

ment déplumées après six à huit mois d'exploitation
intense. Ne connaissant plus que la lumière électrique,
elles sont de véritables machines à pondre, utilisées jus-
qu'à l'épuisement. J'ai été, et comme moi, je crois, la
presque totalité de la commission, bouleversé par cette
visite et il n'est plus admissible qu'une telle forme d'éle-
vage concentrationnaire existe encore dans notre pays,
c'est même indigne de notre pays. Elle dénote une évolu-
tion exagérée de l'industrialisation et de la production
d'œufs et de viande. On peut d'ailleurs se demander si
cette concentration formidable de production n'est pas
néfaste non seulement à l'espèce en cause - ce qui ne
fait aucun doute - mais à nous qui nous nous nourrissons
de produits obtenus dans de pareilles conditions et égale-
ment - il faut le souligner - aux entreprises familiales
agricoles qui voient une branche de la production
alimentaire leur échapper de plus en plus. Certes, l'inter-
diction de telles formes d'élevage et d'engraissement aura
des conséquences financières. En effet, la production
industrielle d'œufs a permis de réduire considérablement
les coûts et, principalement, de résister à la concur-
rence étrangère qui n'applique et n'appliquera pas néces-
sairement les mêmes mesures que celles qui sont proposées
par cette 'loi. Le consommateur suisse est-il prêt à payer
le prix d'une interdiction totale, c'est-à-dire est-il disposé
à admettre le renchérissement de certains produits, des
œufs en particulier?
Il faut souligner que des efforts tout spéciaux sont faits
par certains éleveurs qui procèdent à des recherches et à
des essais pour améliorer la garde des pondeuses dans
des batteries transformées, agrandies, permettant aux
poules de vivre dans un milieu adapté, partiellement du
moins, à leur espèce. Il ne faut cependant pas oublier non
plus qu'une grande partie de notre population s'élève de
plus en plus vivement et à juste titre contre ce type d'éle-
vage. Je me permets de rappeler, après Mme la pré-
sidente, que la protection suisse des animaux a déposé
vendredi une pétition dont 255000 signataires demandent
l'interdiction de l'élevage des poules en cages et en bat-
teries.
La commission, dans sa majorité, a suivi pour ces disposi-
tions la décision prise par le Conseil des Etats de donner
compétence au Conseil fédéral d'interdire certaines for-
mes de détention, alors qu'une minorité de la commission
propose d'ancrer cette interdiction dans la loi.
La section 6 - [Expériences sur animaux - a également
soulevé des discussions au sein de la commission, mais
elle en provoque surtout et de plus en plus au niveau
populaire. Dans de nombreux domaines de la recherche,
pour le diagnostic de maladies contagieuses de l'homme
et des animaux ainsi que pour le développement et le
contrôle de produits biologiques, il est inévitable de pro-
céder à des expériences sur animaux. L'évolution de l'atti-
tude de l'homme à l'égard de l'animal et de la responsabi-
lité éthique qu'il assume envers celui-ci requiert cepen-
dant, pour ces expériences, une réglementation opportune
correspondant aux normes internationales et satisfaisant
aussi bien aux exigences de la science et de la recherche
qu'aux buts visés par la protection des animaux. Le nom-
bre des expériences doit en particulier être limité à l'Indis-
pensable. Si les mêmes résultats peuvent être atteints par
d'autres méthodes et procédés que par l'intervention sur
animaux vivants, il importe d'y renoncer. Cela vaut égale-
ment pour l'utilisation d'animaux vivants à des fins d'en-
seignement, domaine dans lequel II est souvent possible
de les remplacer par d'autres moyens de démonstration.
Néanmoins, les besoins en animaux destinés à des expé-
riences restent grands. Il appartient donc à la législation
sur la protection des animaux de veiller à rendre aussi
supportable que possible le sort des animaux utilisés en
établissant des réglementations adéquates.
L'article 12 définit tout d'abord ce qui, selon les circons-
tances et les conceptions actuelles, doit être considéré
comme expérience sur animaux. Par expériences sur ani-
maux, il faut entendre tout essai au cours duquel des
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animaux vivants sont utilisés aux fins de vérifier une hypo-
thèse scientifique, d'obtenir des informations, de produire
une substance, d'en contrôler la nature, de vérifier sur
l'animal les effets d'une intervention déterminée. Les ex-
périences sur animaux répondant à cette définition géné-
rale ne seront cependant pas toutes soumises à autorisa-
tion; le seront seules celles qui entraînent pour l'animal
des douleurs, l'exposent à une grande peur ou perturbent
notamment son état général. La première condition à ob-
server est qu'elles soient pratiquées sous la direction d'un
spécialiste expérimenté, par des personnes disposant des
connaissances nécessaires. L'alimentation et les soins mé-
dicaux prodigués avant, pendant et après les expériences
doivent être adaptés aux données les plus récentes. La
surveillance doit être assumée par une commission dési-
gnée à cet effet et, nous l'espérons, accompagnée de
spécialistes.
Ces propositions paraissent insuffisantes à quelques mem-
bres de la commission, mais surtout aux ligues contre la
vivisection qui demandent que la Suisse soit à l'avant-
garde dans ce domaine et se rapproche des propositions
de l'UNESCO qui prépare une déclaration universelle des
droits de l'animal pour 1978. Il propose de modifier le
projet en introduisant: 1) l'abolition des tests sur les ani-
maux en cosmétologie et pour tous les produits non médi-
camenteux, 2) le retrait des expériences sur animaux su-
périeurs: chiens, chats, singes. Ces propositions n'ont pas
pu être acceptées, la section 6 telle que rédigée permettant
- selon l'avis de la majorité de la commission - de répri-
mer tout abus sans pour autant porter atteinte à la recher-
che encore nécessaire et utile par l'expérimentation sur
les animaux. Il faut cependant souligner que plus d'un
million d'animaux sont utilisés dans notre pays chaque an-
née pour ces besoins.
Une autre question a été l'objet d'une longue discussion
au sein de la commission. Celle de l'abattage rituel. Per-
mettez-moi - et cela à dessein - de décrire de quoi il
s'agit. L'abattage rituel se fonde sur les coutumes an-
ciennes et, à l'origine, il avait pour but de produire une
viande propre à la consommation humaine, tout en rédui-
sant au minimum, selon les méthodes existantes à l'épo-
que, la souffrance de l'animal. Ce type d'abattage a une
signification religieuse qui s'est sclérosée avec le temps
et a abouti à un système rigide que les autorités reli-
gieuses concernées ne peuvent modifier aisément par
crainte des conséquences.
Trois sortes d'abattages rituels ont encore cours. La «Yat-
ka», méthode employée par les Sikhs de l'Inde, est, à la
lumière des connaissances modernes, la plus acceptable.
Elle consiste à décapiter l'animal généralement d'un seul
coup, selon une technique apropriée. Cette technique est la
moins employée des principales méthodes d'abattage rituel.
L'abattage musulman appelé «Halal» est le plus important
en ce qui concerne le nombre d'animaux tués. La mé-
thode consiste essentiellement à égorger l'animal, alors
qu'il est pleinement conscient. Le rituel juif appelé «Shehi-
ta» utilise la même technique de base mais il demande
plus de soin. Dans les deux cas, les animaux, et en parti-
culier les bovins, sont maltraités au moment de la mise en
place et de l'immobilisation car ils doivent être égorgés
conformément à la coutume. L'animal est pleinement
conscient au moment de regorgement et pendant une
bonne partie de la saignée. La commission n'a pas ignoré
la signification profonde de cet acte cultuel, cher à cer-
taines minorités religieuses, ni la portée de l'article 50 de
la constitution fédérale qui garantit le libre exercice des
cultes. Notre commission admet, avec le Conseil fédéral,
que l'interdiction de l'abattage rituel comporte une cer-
taine restriction à la liberté de croyance, d'opinion et de
culte des minorités religieuses. Mais les débats aux ni-
veaux parlementaire et populaire sur cette question ne
laissent subsister aucun doute sur le fait que les mé-
thodes utilisées pour les abattages rituels constituent,
pour la très grande majorité du peuple, une atteinte au
principe régissant la protection des animaux. La majorité

de la commission estime donc, avec le Conseil fédéral,
qu'elles doivent être interdites. Ces pratiques le sont d'ail-
leurs déjà depuis 1893.
Un milliard d'animaux sont abattus chaque année dans le
monde et pas toujours dans des conditions acceptables;
je dirais même que peu le sont dans des conditions ac-
ceptables. Ce n'est pas une raison suffisante pour nous
d'accepter cette situation sous prétexte qu'il n'y en aurait
qu'une infime partie dans notre pays.
Au chapitre des pratiques interdites, il faut signaler, à part
d'autres questions que nous aborderons dans la discus-
sion de détail, un problème qui, à notre point de vue est
mineur, mais qui a suscité toute une série d'interventions
des pêcheurs sportifs et professionnels. Il faut dire qu'ils
sont nombreux et bien sympathiques. Bien que la majorité
de la commission ait réintroduit, contrairement à la déci-
sion du Conseil des Etats, l'interdiction d'utiliser des ap-
pâts vivants («pêche au vif»), je suis personnellement con-
vaincu que la suppression de cet alinéa ne porterait pas
un préjudice capital à la loi.
J'aurai l'occasion dans l'examen de détail de revenir sur
certains autres points.
En conclusion, nous pouvons dire que cette loi est bonne,
à l'avant-garde, qu'elle répond aux vœux de larges milieux
de notre population, qu'elle serait certainement perfectible
au vu de l'évolution de la science. Notre commission, à
l'unanimité, vous recommande d'accepter l'entrée en ma-
tière en n'oubliant pas qu'on peut parfois allier le cœur et
la raison.

Präsident: Herr Gehen hat das Wort zur Begründung des
Rückweisungsantrages.

Oehen: Als im Dezember 1973 der neue Tierschutzartikel
dem Schweizervolk zur Abstimmung unterbreitet wurde,
ging eine Welle des Wohlwollens für die Anliegen des
Tierschutzes durch unser Land. Allzu gut war man sich
allgemein bewusst, dass es gilt, ein grosses Schuldkonto
gegenüber unseren Mitgeschöpfen abzutragen. Unermess-
lich sind die Leiden, welche die Tiere bis heute in Krieg
und Frieden als geduldige Diener und Begleiter, aber auch
als Spielzeuge der Menschen, als Objekte der Ausbeu-
tung oder schlicht als Beute des Homo sapiens ertragen
haben. Nur so erklärt sich die damalige breite Zustimmung
aller Stände und rund 84 Prozent der Stimmenden. Jene
Kreise, die jahrzehntelang für mehr Verständnis für die
leidende Kreatur gekämpft hatten, sahen den lange er-
sehnten Silberstreifen am Horizont.
Leider ist jener Silberstreifen unterdessen wieder durch
die Wolken verschiedenster Sonderinteressen etwas über-
deckt. Wohl nicht vergebens hat der Schweizerische Tier-
schutzverband am 23. Oktober letzthin an seiner Jahresver-
sammlung in Vaduz beschlossen, gegebenenfalls eine Ver-
fassungsinitiative zu starten und also das bisherige Werk
wieder aus den Angeln zu heben. Nach dem Rücktritt des
bisherigen Direktors des Veterinäramtes und dem baldigen
Rücktritt unseres Herrn Bundesrat Brugger, die scheinbar
beide Zusagen gemacht haben, befürchtet man im Tier-
schutzverband, dass jene Kreise, deren Interesse am Tier
hauptsächlich wirtschaftlicher Art ist, bei der weiteren ge-
setzgeberischen Arbeit dominieren werden. Tatsächlich
kann nicht wegdiskutiert werden, dass die heutige Geset-
zesvorlage gegenüber dem seinerzeitigen Vorentwurf sub-
stantiell verschlechtert worden ist. Dies vor allem in bezug
auf gewisse unwürdige Methoden der industriellen Tierhal-
tung. Wohl basierend auf der Ihnen allen bekannten Isopu-
blic-Umfrage vom April 1977 im Auftrage des Schweizer
Tierschutzvereins in bezug auf die Nutztierhaltung, wurde
in Vaduz die folgende Resolution gefasst:
«Der Schweizer Tierschutz hofft, dass das Parlament den
eindeutig manifestierten Volkswillen in der Frage der Nutz-
tierhaltung respektiert. Es muss zur Kenntnis genommen
werden, dass die Geduld des Schweizer Tierschutzes nun
allmählich erschöpft ist und er sich nicht weiter mit nicht-
verpflichtenden Gesetzartikeln und unverbindlichen Ver-
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tröstungen zufrieden gibt. Ebensowenig wird der Schwei-
zer Tierschutz weiterhin die geübte Hinhaltetaktik hinneh-
men, die sich durch jahrelange Tests auszeichnet. Der
Vorstand des Schweizer Tierschutzes ist ermächtigt, je
nach Ausgang der kommenden Debatten im Nationalrat
um das eidgenössische Tierschutzgesetz, sofort die ihm
notwendig erscheinenden Massnahmen zu ergreifen.»
Ausdrücklich wurde erklärt, dass der Tierschutz in der
Frage der Nutztierhaltung unnachgiebig bleiben werde.
Dem Kampf für ein wirkliches Tierschutzgesetz, dem nicht
bloss deklamatorische Alibifunktion zukomme, wolle man
nun grösste Beachtung schenken. Dieser Wille kommt si-
cher in der soeben eingereichten Petition von 250000 Mit-
bürgern gegen die Käfighaltung zum Ausdruck. Niemand
kann bestreiten, dass beide von unserer Kommission vor-
gelegten Varianten von Artikel 4 betreffend das Verbot
gewisser Haltungsarten unbestimmter sind als der seiner-
zeitige Artikel 5 des Vorentwurfes. Dort waren klare Vor-
schriften formuliert, die ich sinngemäss in meinem Even-
tualantrag wieder aufgenommen habe.
In einem Vortrag führte Professor Dr. Nabholz im Zusam-
menhang mit dem Vorentwurf zum Tierschutzgesetz und
im speziellen im Zusammenhang mit der Intensivhaltung
von Nutztieren folgendes aus:
«Die Kommission hatte sich mit dem Problem auseinan-
derzusetzen, ob man es im Gesetz bei einem generellen
Grundsatzartikel bewenden lassen und die Kompetenz
zum Erlass von ins einzelne gehenden Vorschriften über
die Haltung von Tieren dem Bundesrat übertragen solle,
oder ob man gewisse Haltungsformen schon auf der Ge-
setzessstufe verbieten wolle. Aus verschiedenen Ueberle-
gungen hat die Kommission den zweiten Weg gewählt.
Einmal haben die Erfahrungen nach Erlass des Tierschutz-
gesetzes in der Bundesrepublik Deutschland gezeigt, dass,
verzichtet man auf Detailvorschriften, die Diskussion nur
auf eine untere Verwaltungsstufe verlegt wird. In der Kom-
mission wurde auch die Ansicht vertreten, dass einerseits
die Tierhalter wissen wollen, was ihnen die Tierschutzge-
setzgebung bringen wird, und sich anderseits die Tier-
schutzkreise mit einer allgemeinen Bestimmung nicht zu-
frieden geben, sondern klare Vorschriften fordern. Es ist
auch unverkennbar, dass diesen Entscheiden wesentliche
wirtschaftliche und damit auch politische Bedeutung zu-
kommt. Es ist zu hoffen, dass die politischen Behörden
einen klaren Entscheid fällen und den .Schwarzpeter'
nicht einfach weitergeben werden.»
Nach der heutigen Form der Vorlage wollen wir nun aber
genau das tun, nämlich den Schwarzpeter weitergeben. Ist
das wohl eine kluge Politik? Gibt die bereits festzustellen-
de heftige Reaktion im ganzen Land nicht Anlass, das
ganze Projekt noch einmal gründlich zu überlegen? Ich
erinnere Sie an unser Vorgehen beim Entwicklungshilfege-
setz. «Gut Ding will Weile haben», sagte unser Kommis-
sionspräsident. Wäre es nicht auch in unserem Falle rich-
tig, noch einmal das Gesetz zurückzunehmen? Damit
könnte vielleicht auch der neuen Entwicklung bei der Kä-
fighaltung in angemessener Weise Rechnung getragen
werden. So könnte doch hier, wie bei jenem Gesetz, eine
Form gefunden werden, die das Gesetz schliesslich mit
breitester Zustimmung aller Kreise passieren lassen wür-
de.
Wohl noch unbefriedigender als die Frage der Nutztierhal-
tung ist im vorliegenden Gesetzentwurf das Problem der
Vivisektion behandelt. Sie alle sind durch verschiedene
Briefe über die Meinung der Vivisektionsgegner aufgeklärt
worden. Professor Nabholz äusserte sich auch zu diesem
Thema. Er sagte:
«Bei der grossen Zahl von Versuchstieren, die auch heute
noch, und zwar in eher steigendem Masse, verbraucht
werden, kommt diesem Problem noch immer grosse Be-
deutung zu. Sofern man aber die Notwendigkeit, zur wis-
senschaftlichen Forschung in der Diagnostik und zur Ent-
wicklung neuer Heilmittel oder Herstellung von Impfstoffen
in gewissem Umfang Versuche an lebenden Tieren durch-

zuführen, anerkennt, sollte eine vernünftige Regelung
möglich sein.»
Die Stiftung «Fonds für versuchstierfreie Forschung» doku-
mentierte Sie mit eindrücklichen Zahlen zu diesem Pro-
blem. Gestatten Sie, dass ich Ihnen einige wenige Daten
in Erinnerung rufe. Nur etwa 30 Prozent aller Versuchstie-
re werden in der medizinischen Forschung verwendet. Die
übrigen 70 Prozent dienen anderen Forschungs- und Test-
zwecken. Beispiele: kosmetische Industrie zum Testen von
Haarsprays, Shampoos, Färbemitteln, Zahnpasten usw.; in
der Gebrauchsgüterindustrie Prüfen von Lacken, Farben,
Putzmitteln; in der Landwirtschaft zur Prüfung von Herbizi-
den, Pestiziden und! Futtermitteln; in der Genussmittelindu-
strie für Rauchversuche, Versuche mit alkoholisierten Tie-
ren usw.; im Lehrbetrieb Demonstrationsversuche an Uni-
versitäten, teilweise an Mittelschulen. Die Verwendung von
Tieren hat deshalb ein weltweites, ungeheures Ausmass
angenommen, das bisher auch nirgends durch Tierschutz-
gesetze eingedämmt worden ist. Weltweit werden jährlich
mehr als 2 Milliarden Tiere in Laboratorien - man darf
wohl sagen - verbraucht. In der Schweiz beträgt der Jah-
resbedarf 3,1 Millionen Tiere, also gleich viel wie im viel
grösseren Italien. In England, wo jährlich Gesamtzahlen
veröffentlicht werden, wurden 1975 5,3 Millionen registrier-
te Tierversuche vorgenommen, wovon 4,5 Millionen ohne
Narkose. Welche Leiden verstecken sich hinter diesen
nüchternen Zahlen!' Nach Tierarten aufgegliedert werden
in der Schweiz jährlich 3 Millionen Nagetiere, 25000 Kat-
zen und 3000 Hunde sowie 1000 Affen verbraucht.
Wenn man sich noch der grundsätzlichen Fragwürdigkeit
der Tierversuche bewusst ist, so kann man vom vorliegen-
den Gesetzentwurf wirklich nicht befriedigt sein. Es wäre
jetzt der Moment, um einer Kulturschande, nämlich der
Grausamkeit gegenüber der wehrlosen Kreatur, auf ge-
setzgeberischem Wege ernsthaft zu Leibe zu rücken,
einem Vergehen, das um so schlimmer ist, als es allzu oft
unter dem Mantel der Wissenschaft, der Lehre und der
Forschung begangen wird und in Wahrheit nichts weiter
ist als eine Spielerei.
Aus allen diesen Ueberlegungen beantrage ich Ihnen, den
Gesetzentwurf zur Neubearbeitung an den Bundesrat zu-
rückzuweisen. Die Gefahr ist allzu gross, dass wir eine
Totgeburt in die Welt setzen, sei es, weil das Referendum
dagegen ergriffen wird, oder weil die dringendsten Proble-
me kaum entschärft, sicher aber nicht gelöst werden. Da-
bei bin ich mit unserem Herrn Kommissionspräsidenten
einverstanden, dass wir die Grundprobleme natürlich trotz
allem nicht lösen können, weil wir ja nur für unser Land
etwas tun können; trotzdem aber sollten wir eine tapfere
Tat tun. Mit der angedrohten Initiative des Schweizeri-
schen Tierschutzverbandes würde die gesamte gesetzge-
berische Arbeit um ein volles Jahrzehnt zurückgeworfen.
Ist es klug, dieses Risiko einzugehen? Sollten Sie den
Rückweisungsantrag ablehnen, können Sie den vorliegen-
den Gesetzestext immerhin durch Annahme der Eventual-
anträge und verschiedener weiterer Anträge von Kollegen
hier im Saale im Sinne des Tierschutzverbandes und der
Antivivisektionsvereinigungen annehmbarer gestalten. Viel-
leicht könnten wir damit dann das angedrohte Referen-
dum, die angedrohte Initiative vermeiden. Immerhin zeigen
Ihnen die rund 20 Anträge, dass die Gesetzesvorlage, so
wie sie von der Kommissionsmehrheit präsentiert wird,
nicht genügend ausgereift ist.
Ich bitte Sie deshalb, die Verhandlungen durch Rückwei-
sung an den Bundesrat abzubrechen.

Dlethelm: Die Kommissionsreferenten haben einlässlich
über die Besichtigungen von Intensivtierhaltungen und
über verschiedene Aufstallungssysteme berichtet. Ich habe
mir in meiner Eigenschaft als Mitglied der vorberatenden
Kommission und als überzeugter Anhänger eines fort-
schrittlichen und wirkungsvollen Tierschutzgesetzes die
Aufgabe nicht leicht gemacht. Der gebotene Anschauungs-
unterricht über die verschiedenen Tierhaltungsformen war
bestens geeignet, das Verständnis für die Forderung der
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Tierschutzverbände zu festigen. Es gilt nun, klar abzuwä-
gen, was in den umstrittenen drei Schwerpunkten des Ge-
setzes definitiv geregelt werden soll und wie allenfalls der
Weg für künftige Entwicklungen nicht verbarrikadiert wer-
den darf, ohne dass die Ziele des Tierschutzes vernach-
lässigt werden müssen.
Die drei Schwerpunkte beziehen sich auf die Abschnitte 2
«Tierhaltung», 6 «Tierversuche» und 7 «Schlachten der
Tiere». In der öffentlichen Diskussion wurde dem Bundes-
rat vorgeworfen, er hätte aus Angst vor dem eigenen Mut
die Regelung der Intensivhaltung in Artikel 4 nicht vorge-
nommen und beabsichtige, diese sehr umstrittenen Verbo-
te in der bundesrätlichen Verordnung festzulegen. Ohne in
der Eintretensdebatte auf die Vor- und Nachteile des vor-
geschlagenen, vom Ständerat präzisierten Gesetzestextes
einzutreten, vertreten wir die Auffassung, dass rechtsstaat-
liche, volkswirtschaftliche und tierschutzfreundliche
Ueberlegungen für diese Formulierung sprechen. Ich wer-
de mich in der Detailberatung näher mit den positiven und
negativen Gesichtspunkten einer imperativen und endgülti-
gen gesetzlichen Regelung auseinandersetzen. Es war vor-
auszusehen, dass der Abschnitt 6 über die Tierversuche
bei der gewandelten Einstellung der Menschen zum Tier
und seiner ethischen Verantwortung für das Tier eine äus-
serst kritische Würdigung erfahren werde. Es ist ohne
Zweifel auch schockierend zu wissen, dass in jedem medi-
zinisch-wissenschaftlichen Institut und in zahlreichen La-
boratorien ähnliche oder gleichartige Versuche mit leben-
den Tieren gemacht werden. Die Bewilligungen im Sinne
von Artikel 14 sind daher auf das absolut notwendige Mini-
mum zu beschränken, und die zuständigen Organe sollten
nichts unversucht lassen, um auf den Gebieten der For-
schung und der Lehrtätigkeit eine konsequentere Koordi-
nation und Zentralisation zu erreichen. Im Abschnitt 7, wo
das Schächtverbot verankert wird, sehen insbesondere die
Mitglieder des Israelitischen Gemeindebundes eine Verlet-
zung der Glaubensfreiheit. Bei allem Verständnis für die
Anliegen dieser religiösen Gemeinschaft ist nach unserer
Auffassung das Parlament verpflichtet, die bei der Bera-
tung des Verfassungsartikels abgegebenen Versprechun-
gen einzuhalten. Die Ausführungen in der Botschaft des
Bundesrates zum Schächtverbot sind ernstzunehmen. Das
Parlament würde an Glaubwürdigkeit verlieren, wenn es
seinen Versprechen, die vor der Abstimmung über den
Verfassungsartikel abgegeben wurden, untreu werden
wollte.
Damit möchte ich ganz klar zum Ausdruck bringen, dass
mir selbst der Versuch zu einem Durchbruch des Schächt-
verbotes, wie er von einer Minderheit unserer Kommission
gemacht wird, nicht behagt. Ich lehne diesen Minderheits-
antrag ab.
Das Tierschutzgesetz ist nach der Beurteilung unserer
Fraktion in bezug auf die Systematik und den materiellen
Gehalt im europäischen Raum als Pionierleistung zu wer-
ten. Es zeichnet sich auch im Vergleich zu ausländischen
Erlassen auf dem Gebiet des Tierschutzes durch seine
Klarheit, durch mutige Reformen und eine präzise Zielset-
zung aus. Die Frage, ob mit diesem Bundesgesetz der
verfassungsmässige Auftrag, wie er in Artikel 25bis um-
schrieben ist, erfüllt werde, darf man mit gutem Recht mit
Ja beantworten. Es ist mir daher ein Bedürfnis, Herrn
Bundesrat Brugger und seinen Mitarbeitern für die gute
Arbeit zu danken.
Herr Kollega Oehen hat Rückweisung an den Bundesrat
beantragt. Ich kann seinen Ueberlegungen und Argumenten
nicht folgen. Dagegen sind die Anträge zu einzelnen Arti-
keln durchaus prüfenswert. Lieber sie kann im Rahmen der
Detailberatung diskutiert und entschieden werden.
Namens der SP-Fraktion beantrage ich Ihnen, auf die Be-
ratung der Vorlage einzutreten.

Salzmann: In dieser Auseinandersetzung zwischen Mensch
und Tier hat das Tier nur eine Ueberlebenschance: das
Mitleid des Menschen. Aber wir brauchen in unserer Be-

ziehung zum Tier einen praktikablen Massstab für das,
was erlaubt und für das, was verboten ist. Mitleid ist ein
Motiv, kein Massstab.
In der Botschaft des Bundesrates wird richtigerweise auf
die Schmerzempfindlichkeit hingewiesen. Sie ist bei den
Wirbeltieren gegeben. Aber «Schmerzempfindlichkeit» als
Kriterium für den Anspruch auf Schutz ist zu pauschal.
Weiter hilft hier die Einsicht in die gestufte Leidensfähig-
keit der Kreatur. Mit diesem Begriff wird auch klar, dass
der moderne Tierschutz keinen Ausbruchversuch aus der
Naturgesetzlichkeit postuliert.
Das Sprichwort, dass die Natur nach der Regel des «Friss
oder stirb» programmiert sei, muss ohnehin korrigiert wer-
den. Die Natur ist grausamer, aber auch gerechter. «Friss
und stirb» muss es heissen; es ist eine Zeitfrage, es ist ein
Entscheid darüber, wer wen wann wo und wie verspeist,
wobei der Appetit jener Kleinlebewesen, die dem Tier-
schutzgesetz nicht unterstellt sind, am meisten ins Ge-
wicht fällt.
Nun werden wir eingeladen - nach einer Formulierung
Albert Schweizers - die Tiere getrost in unserer Ethik
herumlaufen zu lassen. Das ist das Neue. Das ist aber
auch ein Wagnis. Tierschutz einst war Hege und Pflege
mit der Ertragssteigerung als einzigem Ziel. Tierschutz
heute ist der Versuch, die Leiden der dem Menschen un-
terworfenen Kreatur soweit wie möglich zu lindern.
Die Aussichten, mit diesem moralischen Gebot durchzu-
dringen, sind nicht schlecht. Wir verleugnen unsere Gefüh-
le nicht, wenn wir feststellen, dass prinzipielle Forderun-
gen des Tierschutzes heute wissenschaftlich abgestützt
sind. Wieder einmal zeigt es sich, dass vorurteilsfreie For-
schung (Verhaltensforschung, Zoologie, Stammesgeschich-
te) einerseits und ethisches Grundempfinden anderseits
durchaus keine Gegensätze sind. Ich halte .das Kriterium
der gestuften Leidensfähigkeit für so wesentlich, dass ich
Konrad Lorenz zitieren möchte, der in seinem Buch «Das
sogenannte Böse» folgendes schreibt: «Wer sich nur ein-
mal klar macht, wie abgestuft seine Hemmungen sind, eine
Blume zu pflücken, eine Fliege umzubringen, einen
Frosch, ein Meerschweinchen, eine Katze, einen Hund und
schliesslich einen Schimpansen zu töten, der sollte nicht
nachreden, dass die Stammesgeschichte keine neuen
Werte erzeuge.» Die Hühner, die Kälber und die Schweine
erwähnt Lorenz nicht ausdrücklich, aber sie gehören mit
hinein in diese Hierarchie. Für alle lebenden Organismen
gilt, dass sie sich nur von lebenden Organismen ernähren
können, wenn sie selbst überleben wollen.
Die Antwort des Ethikers in diesem Sinne kann nur sein,
dass eine differenzierende «Ehrfurcht vor dem Leben» po-
stuliert werden muss, das heisst ins Allgemeingültige ge-
hoben: Wo ich die Möglichkeit habe, zwecks Verteidigung
meines Lebens, zwecks Existenzerhaltung also, Pflanzen
oder Tiere zu schädigen, zu zerstören, zu töten, dann
werde ich die Pflanze opfern, «die Blumen pflücken», wie
Lorenz sagt. Wo sich die Frage stellt: «Tier oder
Mensch?», opfere ich das Tier und innerhalb der Gattung
Tier das relativ weniger kompliziert strukturierte Lebewe-
sen. Hier muss die Verantwortung gegenüber dem Tier
und schliesslich die Solidarität mit dem Tier wirksam wer-
den.
In unserer Fraktion wurde die Frage diskutiert, ob und
wieweit der Gesetzentwurf «zeitgemäss» im üblen Sinne
des Wortes sei, nämlich als ein weiterer Versuch zu gelten
habe, fehlendes Verantwortungsbewusstsein des Bürgers
durch möglichst detaillierte Vorschriften auf gesetzlicher
Ebene zu ersetzen. Das wird nie befriedigend gelingen;
das führt zu einem Paragraphennetz, in dem sich schliess-
lich nicht einmal mehr der Jurist auskennt. Vor allem das
Streben nach vollständiger Erfassung aller nur denkbaren
Tier/Mensch-Beziehungen ist zum Scheitern verurteilt. Be-
müht man sich dennoch darum, so kann es In concreto
passieren, dass zwar das Kupieren der Hundeohren verbo-
ten wird, nicht aber das häufige Kupieren der Schwänze.
Hat man die Schwänze vergessen, oder stehen wir vor
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einem Beispiel fehlender Logik? Oder wie steht es mit der
Enthornung der Kühe? Ist sie weniger grausam als das,
was den Hühnern mit der Batteriehaltung zugemutet wird?
Hier können nur die praxisnahe Interpretation und der
Verordnungsweg helfen.
Es ist auch eine Vertrauensfrage: Wird der Bundesrat von
seiner Kompetenz gemäss Artikel 4 des Entwurfs notfalls
Gebrauch machen? Oder haben wir es bei der vorgesehe-
nen Kompetenzerteilung an den Bundesrat, was das Ver-
bot gewisser Haltungsarten betrifft, mit einem Rückzieher
zu tun, unter dem Druck wirtschaftlich interessierter Krei-
se? Darauf wird ebenfalls erst die Praxis überzeugend
antworten können. Immerhin sei daran erinnert, dass der
Bundesrat in der Frage des Schächtverbotes sein Verspre-
chen gehalten hat.
Ich wiederhole ein Wort an die Konsumenten tierischer
Produkte, das bereits von Kommissionspräsident Rütti-
mann geäussert wurde: Es ist leicht zu verstehen, dass
der Verzicht auf rationelle, wenn auch tier-ungerechte Hal-
tung, Geld kostet, die Produktion also verteuert. Die Frage
ist, ob der Konsument beispielsweise bereit wäre, ein paar
Rappen für ein hühnerfreundliches Ei mehr zu bezahlen.
Hier wird's konkret und daher schwierig. Aber ohne die
grosszügige Mithilfe der Verbraucher wird das Tierschutz-
gesetz nicht tragfähig. «Erst kommt das Fressen und dann
die Moral», sagt Brecht. Das ist nichts typisch Schweizeri-
sches, sondern etwas Menschliches. Wir verlangen viel
von diesem Konsumenten, wenn wir ihm ein Tierschutzge-
setz zumuten. Aber es ist sachlich notwendig. Wir beantra-
gen Ihnen Ablehnung des Vorschlages Gehen und Eintre-
ten auf das im grossen und ganzen fortschrittliche Geset-
zeswerk.

Risl-Schwyz: Die Auffassungen über das Für und Wider der
modernen Fleisch- und Eierproduktion gehen weit ausein-
ander. Erschwert wird diese Diskussion durch die teilwei-
se stark emotionell gefärbten Ansichten. In besonders
scharfem Gegensatz stehen die ethisch-moralischen Argu-
mente aus dem Bereich der Verhaltensforschung einer-
seits zum wirtschaftlichen Standpunkt anderseits. Die
ethisch-moralischen, also die tierschützerischen Aspekte,
müssen in einem Tierschutzgesetz sicher im Vordergrund
stehen. Es wäre eine Heuchelei, ein Tierschutzgesetz vor-
zulegen, ohne unseren Tieren einen grösstmöglichen
Schutz zukommen zu lassen. Aber ebenso absurd wäre es
zu glauben, alle wirtschaftlichen Aspekte ausklammern zu
können. Der Schutz des Tieres kann nur relativ sein und
kann nicht fast auf die Stufe des Menschenrechtes gesetzt
werden. Die Extreme einer nicht tiergerechten Haltung, al-
so die Tierquälerei, scheinen mir erfassbar und sollen mit
diesem Gesetz auch erfasst werden. Der Uebergang von
tiergerechter Nutzung zu nicht tiergerechter Haltung ist
schwieriger zu definieren. Der Zielkonflikt ist nicht nur in
der gegensätzlichen Interessenlage begründet, sondern
auch in unserem Unvermögen, absolute Massstäbe anzu-
setzen, was tiergerecht ist und was nicht. Bei all unseren
Diskussionen müssen wir uns bewusst sein, dass es sich
bei unseren Nutztieren um domestizierte Arten handelt
und nicht um Wildtiere. So betrachtet ist die Haltung unse-
rer Nutztiere im allgemeinen tierfreundlicher als die Hal-
tung vieler Heim'tiere; ich erinnere nur an die Exoten und
Wildtiere in Käfigen.
Wenn sich in gewissen Zweigen der Tierhaltung Entwick-
lungen abzeichneten, die zu Diskussionen Anlass geben,
so ist dies nicht zuletzt auf die grosse Konkurrenz zurück-
zuführen, die der Landwirtschaft von der Importseite her
erwuchs. Es ist sogar zu betonen, dass hier nicht in erster
Linie die traditionelle Landwirtschaft angesprochen wer-
den muss, sondern die industrielle Produktion. Unbestrit-
ten ist, dass verschiedene unter dem Druck der Wirt-
schaftlichkeit entstandene Produktionsformen zu Auswüch-
sen führten, die bekämpft und kanalisiert werden müssen.
Die Massentierhaltung muss nicht nur aus tierschützeri-
schen Ueberlegungen, sondern auch aus allgemein wirt-

schaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten unter die
Lupe genommen werden. Die Feststellung gewisser Fehl-
entwicklungen in der Tierhaltung ist berechtigt, aber auch
die Frage, wieso es dazu kam. Die Schuld trägt beileibe
nicht der Tierhalter allein. Importdruck einerseits und die
Forderung nach Auffangen der höheren Produktionskosten
durch Mehrproduktion bei gleichen Preisen anderseits ha-
ben zu dieser Entwicklung führen müssen. Die Beispiele,
die schon erwähnt worden sind, dass in der Geflügelhal-
tung heute der Preis des Inlandeis seit 30 Jahren dieselbe
Höhe hat und ein Irnportangebot von 7- bis Sräppigen Eiern
an der Grenze besteht, musste zu diesem Chaos führen.
Dies führte nicht nur zu schweren Einkommensverlusten in
der Landwirtschaft, sondern zu einer unliebsamen Struk-
turveränderung, nämlich der Verlagerung der bäuerlichen
Produktion auf die industrielle Produktion. Die Beratung
über dieses Tierschutzgesetz ergab Schwerpunkte in fol-
genden Bereichen: Haltungsformen, Schächtfragen und
Kompetenzen.
Unsere Fraktion ist sich einig, dass in diesem Gesetz der
Tierschutz, das heisst die tiergerechte Haltung, im Vorder-
grund stehen muss. Das heisst nun aber nicht: Mit dem
Huhn zurück auf den Miststock. Bei unserer Besichti-
gungsfahrt verschiedener Tierhaltungsformen haben wir
festgestellt, dass schliessiich der Mensch, der die Tiere
pflegt, im Mittelpunkt steht. Wir stellten eine Massenfrei-
laufhaltung bei Geflügel fest, die einen ebenso schlechten
Eindruck hinterliess wie die Batteriehaltung. Oft ist weni-
ger die Haltungsform als die Behandlung der Tiere durch
den Halter und Pfleger von Bedeutung. Das soll nicht
ausschliessen, dass eindeutig nicht tiergerechte Haltungs-
formen verboten werden sollen. Anderseits ist aber auch
zu betonen, dass die überwiegende Mehrheit der Nutztier-
halter ihre Tiere gut pflegt und hält, und es wäre unge-
recht, gewisse Auswüchse in der Massentierhaltung auf
die gesamte schweizerische Landwirtschaft zu übertragen.
Als zentrale Frage ist jedoch-zu beurteilen: Was ist tierge-
recht und was nicht? Was ist Tierquälerei und was nicht?
Ist unser Parlament in der Lage, diese Beurteilung vorzu-
nehmen? Wenn ich an unsere Besichtigungsfahrt zurück-
denke, so war ich damals überrascht, wie verschiedene
Kollegen nichtbäuerlicher Herkunft auf den ersten Blick in
der Lage waren, Aufstallungssysteme beim Grossvieh als
gut oder als verbotswürdig zu beurteilen. Meist jedoch
falsch! Wir als Leute vom Fach - und ich hoffe, ich gehöre
dazu - müssen uns oft wochenweise zu Besichtigungen
oder um Informationen bemühen, um das Richtige und
Tiergerechte zu finden.
Mit dem Ansinnen, dass verbotene Haltungsformen nicht
im Gesetz aufgezählt werden sollen, besteht nicht die Ab-
sicht, das Tierschutzgesetz auszuhöhlen, sondern vielmehr
die echte Absicht, Fachleute, praktisch mit Einbezug der
Kreise des Tierschutzes, mit der Beurteilung dieser heiklen
Fragen zu beauftragen. Wir dürfen auch hier nicht techni-
sche Fortschritte zugunsten tiergerechter Haltung aus-
schliessen. Es ist sicher unangebracht, eine Einrichtung
zu verdammen, weil sie noch verbesserungsfähig oder
durch unverantwortliche Tierhalter missbraucht worden ist.
Ein letzter zentraler Schwerpunkt ist die Schächtfrage. Der
Blutentzug ohne Betäubung ist nach jüdischem und islami-
schem Glauben Vorschrift. Die Mehrheit unserer Fraktion
ist für das Schächlverbot. Persönlich stehe ich zum Min^
derheitsantrag und möchte auch diesen Religionen die in
unserer Verfassung verankerten Rechte der Glaubens-,
Gewissens- und Kultusfreiheit zugestehen. Die Auffassung,
dass das Schächten eine Tierquälerei darstelle, kann ich
nicht teilen, denn ein fachgerecht ausgeführter Schächt-
schnitt betäubt ein Tier durch Absinken des Blutdruckes
und Schockwirkung innert ein bis zwei Sekunden.
Die CVP-Fraktion befürwortet in der Mehrheit das Tier-
schutzgesetz, wie es aus den Beratungen des Ständerates
und in den wesentlichen Punkten aus den Beratungen
unserer Kommission hervorgegangen ist. Wir sind der Mei-
nung, dass es richtig ist, ein Rahmengesetz zu schaffen,
in dem dem Bundesrat die Kompetenz gegeben werden



28. November 1977 1409 Tierschutzgesetz

soll, Verbote für nichttiergerechte Haltungsformen auszu-r
sprechen. Dies nicht etwa nur im empfehlenden, sondern
im imperativen Sinne. Auch das Vernehmlassungsverfah-
ren zeigt ein eindrückliches Bild. 22 Kantone können sich
dem ursprünglichen Artikel 5 mit den im Gesetz festgeleg-
ten verbotenen Haltungsformen nicht einverstanden erklä-
ren, ebenso die Mehrheit der politischen Parteien. Es wird
kurzfristige und länger befristete Uebergangslösungen ge-
ben müssen. Es braucht deshalb eine flexible und nicht
eine gesetzlich starre Lösung. Die CVP-Fraktion ist für
Eintreten auf die Vorlage.

M. Muret: Lorsque nous avons discuté le projet d'article
constitutionnel 25b/s sur la protection des animaux, la
question de l'abattage rituel constituait le point chaud du
débat. A cet égard, le Conseil fédéral a tenu l'engagement
qu'il avait pris alors, à notre demande notamment, et il a
maintenu l'interdiction de ce type d'abattage dans le pré-
sent projet de loi. On ne peut que l'en remercier, d'autant
plus que le nombre des promesses tenues sur le plan de
la politique fédérale devient de plus en plus faible par ces
temps troublés...
En outre, on souhaite que la minorité, qui voudrait prévoir
des exceptions à ce principe, demeure très minoritaire. Sa
position rappelle en effet d'assez près - je ne dis pas cela
pour son porte-parole - celle d'honorables citoyens qui
considèrent le port de la ceinture de sécurité comme une
odieuse violation des libertés individuelles mais qui se
félicitent de l'annulation par les Chambres d'une initiative
populaire qui recueille 90000 signatures, comme celle du
Parti du travail! - Passons.
Aujourd'hui, un autre problème se trouve au centre de la
controverse, celui de l'élevage industriel d'animaux en
batterie et dans l'obscurité. Permettez-moi de rappeler ce
que nous disions à ce propos en 1973, en relevant qu'une
véritable protection des animaux devait nécessairement
aborder cette question. Nous déclarions alors que «nous
tenions à souligner avec insistance qu'il convenait d'être
dans ce domaine sans indulgence aucune pour certains
appétits financiers».
Nous n'avons pas changé d'avis. Comme le constate un
mouvement d'opinion quasi général (que l'on a rappelé
tout à l'heure), les conditions de tels élevages sont non
seulement d'une cruauté révoltante mais elles ont pour
effet de déformer et de mutiler la nature même en produi-
sant en série des monstres pitoyables: bétail et volailles
privés de la lumière du jour et de l'élémentaire liberté de
mouvement indispensable à un développement normal,
poules sans ailes et sans crête, incapables de se déplacer
à terre ou de se percher sur des griffes dégénérées, porcs
immobilisés au sol dans l'obscurité et dont les pattes
atrophiées sont incapables de les porter, veaux entravés
sans possibilité de .mouvements, etc., etc. M. le rapporteur
de langue française en a parlé tout à l'heure de manière
éloquente.
Il ne s'agit pas là - n'en déplaise à mon ami Vincent - de
sensiblerie. D'ailleurs, il n'y a aucune honte à affirmer un
sentiment de révolte contre toute cruauté envers l'animal,
tant celle-ci est finalement peu éloignée de la cruauté à
l'égard de l'être humain. Ce dont il faut bien se rendre
compte, c'est qu'il est insensé de vouloir justifier par de
pures considérations de profit et de rentabilité - plus que
douteuses d'ailleurs - ce qui, répétons-le, constitue en fait
une atteinte évidente à un ordre naturel, à un environne-
ment qui est aussi en fin de compte celui de l'homme.
D'ici à ce que soient organisés industriellement la modifi-
cation et l'abâtardissement de certaines espèces domesti-
ques puis leur disparition, il n'y a pas loin! Et il n'est pas
besoin d'insister sur le fait que le développement de l'éle-
vage industriel dans de telles conditions entraîne déjà des
conséquences dangereuses pour l'activité normale et pour
l'existence même d'une agriculture dont le maintien -
c'est un lieu commun que de le rappeler - est une néces-
sité vitale pour le pays.

C'est pourquoi nous déplorons, pour ne pas dire plus, que
le Conseil fédéral ait cédé aux pressions des industriels
de l'élevage en renonçant à l'article 5 de son avant-projet
qui interdisait sans équivoque ce genre inadmissible d'ex-
ploitation. C'est pourquoi nous voterons son rétablisse-
ment avec la minorité de la commission.
Quant à l'aspect dit économique du problème, je me bor-
ne à rappeler en trois mots que notre position de principe
dans ce domaine n'a jamais varié. Ce que nous n'avons
jamais cessé de réclamer, ce sont, d'une part, des prix
agricoles équitables et, d'autre part, des salaires suffi-
sants afin que, d'une part l'agriculteur, le vrai, puisse pro-
duire et que, d'autre part, le salarié puisse acheter car
les intérêts de l'un comme de l'autre sont à cet égard
inséparablement liés. Il n'est pas d'autre solution véritable.
Cela dit et mis à part le point que nous venons d'aborder
ainsi que le chapitre, encore insuffisamment restrictif,
concernant les expériences sur les animaux, nous consi-
dérons que, dans son ensemble, le projet de loi constitue
un progrès certain. Le groupe du Parti du travail et du
Parti socialiste autonome votera donc l'entrée en matière
et appuiera d'une manière générale, dans les sens de ce
qui vient d'être dit, les propositions d'amélioration qui sont
ou qui seront déposées.

Fischer-Bremgarten: «Die Liebe zum Tier ist die einzige,
die die Hoffnung nicht trügt.» Mit diesem Dichterwort Bal-
zacs möchte ich eine Lanze brechen für das neue Tier-
schutzgesetz. Mein Gruss und Dank gilt in erster Linie
Herrn Bundesrat Brugger und den Kommissionsmitglie-
dern, denn ohne Zweifel haben sie die Schwierigkeiten
beim Erlass eines solchen Tierschutzgesetzes gut gemei-
stert. Mit Recht dürfen wir uns rühmen, dass wir mit dieser
Gesetzesvorlage eines der fortschrittlichsten und ausge-
wogensten Gesetze zum Schütze des Tieres geschaffen
haben. Die Schweiz hat wiederum die einzigartige Gele-
genheit wahrgenommen, ähnlich der humanitären Auf-
gabe, die sie bei der Entwicklung und Verbreitung der
Idee des Roten Kreuzes übernommen hat, die Wegbereite-
rin internationaler Uebereinkomrhen zu werden zu einem
echten Schütze des Tieres, zum Schütze der Natur, zum
Schütze existenzbedrohter Tiere und Pflanzenarten und
zur Erhaltung des Lebens generell auf unserm Planeten.
Das neue Tierschutzgesetz trägt den Erkenntnissen der
tierpsychologischen Forschung und der modernen Etholo-
gie im weitesten Sinne Rechnung und Beachtung. Es ist
sicher auch in Zukunft erstrebenswert, dass Tierschutzvor-
schriften wenn immer möglich auf wissenschaftlichen Er-
kenntnissen als Grundlage abzustützen sind. Im heutigen
Zeitpunkt ist diese Forderung nicht in allen Fällen reali-
sierbar; daher müssen wir auf den gesunden Menschen-
verstand abstellen. Es sind sicher keine aufwendigen und
tiefschürfenden Untersuchungen notwendig, um zu der Er-
kenntnis zu gelangen, dass Tiere in Massentierhaltung, bei
absoluter Dunkelhaltung, sich nicht wohl fühlen.
Ein umfassendes Tierschutzgesetz drängt sich auch durch
folgende Ueberlegungen auf: Dank einer sehr hoche.ntwik-
kelten Technik hat sich der Mensch die Welt Untertan
gemacht und übt seine Macht unumschränkt aus über
Tiere und Pflanzen. Daraus ergibt sich seine Verantwor-
tung für seine Umwelt und für die Erhaltung der Natur und
seiner Mitgeschöpfe, vor allem der Tiere. Grundsätzlich
hat der Mensch das Recht, das Tier zu wirtschaftlichen
Zwecken zu nutzen. Es ist aber auch seine Pflicht, denje-
nigen Mitgeschöpfen, die in unserem direkten Machtbe-
reich leben, ein Leben, ein Dasein zu ermöglichen, wie es
ihrer Art und ihrem Wohlempfinden entspricht. Unter
Wohlempfinden aber ist ein Zustand zu verstehen, bei dem
das Leben sowohl in physiologischem wie in ethologi-
schem Sinne im Einklang mit der Umwelt steht. Der artge-
mässe, verhaltensgerechte Ablauf der Lebensvorgänge
soll möglichst ungestört sein. Erfüllen die Haltungsbedin-
gungen diese einleuchtenden Forderungen nicht, so müs-
sen sie geändert werden nach bestem Wissen und Gewis-
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sen, frei von jeglichen Emotionen. Es lieg't in der Natur der
Sache, dass es nicht in jedem Falle möglich ist, die Forde-
rung nach einem artgemässen, verhaltensgerechten Ablauf
der Lebensvorgänge in vollem Umfang dem Tiere gegen-
über zu erfüllen. Ohne gewisse Einschränkungen, die wir
den von Menschen gehaltenen Tieren zumuten müssen,
wäre eine Nutztierhaltung nicht möglich. Wohlbefinden
beim Tier kann nicht wie Pulsschlag oder Fieber gemes-
sen werden. Dagegen ist es jedem Tierbesitzer und jedem
Tierarzt möglich, aufgrund von Feststellungen wie unge-
störte Gesundheit, normales Verhalten auf ein ungestörtes
Wohlbefinden zu schliessen, währenddem abnormales Ver-
halten wie Stereotypien, vermehrte Aggressionen, schlech-
tes klinisches Allgemeinbefinden mit Inappetenz auf ein
gestörtes Wohlbefinden schliessen lassen. Diese Kri'terien
setzen die Kenntnis der artspezifischen Lebensbedürfnisse
und der Verhaltensmechanismen voraus. Dabei ist noch
folgendes zu bedenken: Tiergesundheit und Tierschutz
sind zwei untrennbare Begriffe. Nur ein Tier, das sich wohl-
fühlt und zufrieden ist mit seiner Umwelt, kann jene Lei-
stungen bringen, die wir von ihm erwarten. Daher muss es
ein geschütztes Tier sein, dem man alle vermeidbaren
Leiden erspart. Die moderne Tierhaltung befindet sich
durch ihre industrielle Konzeption in Schwierigkeiten, da
das Wohlbefinden des Tieres und der Egoismus und die
Bequemlichkeit des Menschen nicht auf einen gemeinsa-
men Nenner gebracht werden können.

Diesen Belangen und Forderungen will der Bundesrat
durch Verordnungen Rechnung tragen. Hier hätte ich vom
Bundesrat ein bisschen mehr Mut gewünsch't. Man getraut
sich heutzutage nicht mehr, gewisse Bestimmungen in Ge-
setze aufzunehmen aus Angst vor den Pressionen wirt-
schaftlich interessierter Kreise. Meines Erachtens sind wir
moralisch verpflichtet, die uns seit grauer Vorzeit dienen-
den Mi'tgeschöpfe im Rahmen des Möglichen vor vermeid-
baren Leiden und vor der oft schrankenlosen Willkür und
Profitsucht des Menschen zu schützen. Es geht hier vor
allem auch um ethische Grundsätze in der Politik, die sich
dann zeigen sollten, wenn sittliche Ueberlegungen über
wirtschaftlichen Profit gestellt werden müssen. Wenn vom
Tierschutz die Rede ist, so denkt man in erster Linie oder
sogar überhaupt nur an mehr oder weniger schlimme
Schmerzen, höchstens noch an Angst- und Notzustände,
die es zu verhüten oder abzustellen gilt; man denkt nicht
an den Begriff wie Langeweile, das scheint schon viel zu
wenig gravierend, obschon Schopenhauer und vielleicht
sogar die eigene Erfahrung etwas anderes lehrt. Man
denkt nicht an die dauernde und endgültige Unterdrük-
kung der elementaren Lebensfreude, die die Natur jedem
fühlenden Geschöpf in die Wiege gelegt hat und die Sir
Julian Huxley die Essenz selbst des Lebens nennt. Man
denkt auch nicht an die Herabwürdigung eines Tieres auf
eine viel niedrigere Stufe als die, die es in den Jahrmillio-
nen seiner Evolution schon erklommen hat, obwohl das
Bedenkliche einer solchen Erniedrigung sofort in die
Augen springt, wenn es sich um den Menschen handelt.
Dürfen wir denn das, da wir doch trote unsern Computern
nicht der Schöpfer sind? Ist eine derartige Behandlung
der Tiere und der Schöpfung nicht ein Schlag ins Gesicht
des Schöpfers? Dürfen wir so denken, nur um ein frisches
Ei zu erhalten, das Sommer und Winter 25 Rappen ko-
stet?... Ich bin voll überzeugt, dass der Mensch auch mit
seinesgleichen solange nicht in Frieden leben wird, bis er
die Ethik, die ein anständiges und rücksichtsvolles Verhal-
ten allen lebendigen Geschöpfen gegenüber, eine echte
Ehrfurcht vor dem Tier in sich schliesst, als Richtschnur
anerkannt hat. Wir müssen uns unserer Verantwortung und
Pflicht bewusst werden, für das Ueberleben aller Tierarten
zu sorgen und unsern Mitgeschöpfen ein Leben zu ermög-
lichen, wie es ihrer Art entspricht. Echter Tierschutz ist
keine emotionale Modeströmung, sondern ein Gebot der
Zeit. Die verantwortungsbewusste Gesellschaft aber, die
die Verbindung mit dem Ursprung allen Seins noch nicht
verloren hat, muss dem schutzbedürftigen Tier in folgen-

den Gedanken gegenüberstehen: Der Schöpfer hat die
Pflanzen und die Tiere geschaffen, wie uns selbst; schüt-
zen wir sie also nicht deshalb, weil wir uns sonst der
Bestrafung wegen übertretener Naturgesetze aussetzen,
sondern weil wir in Liebe und Ehrfurcht vor Gottes Schöp-
fung stehen.

Tschuml: Seit der glänzenden Annahme des neuen Tier-
schutzartikels 25bis der Bundesverfassung durch das
Schweizervolk war der Auftrag für ein neues oder für ein
eidgenössisches Tierschutzgesetz gegeben. Die Schaffung
dieses Gesetzes entspricht einem ausgesprochenen Be-
dürfnis. Artikel 264 des Strafgesetzbuches und verschiede-
ne Bundeserlasse, die sich mit dem Tierschutz befassen,
vermochten nie ganz zu befriedigen. Auch die wenigen
kantonalen Tierschutzgesetze geben sich vornehmlich mit
der sichtlich erfassbaren Tierquälerei ab, nicht aber zum
Beispiel mit der modernen, aber nicht unbedingt tier-
freundlichen Haltung von Tieren aller Art. Es kommt dann
noch dazu, dass der Tierschutz viele Gebiete beschlägt,
die nur auf gesamtschweizerischer Ebene gelöst werden
können.
Obschon Franz von Assisi schon im 12. Jahrhundert die
Liebe zu den Tieren gepredigt hat und er zum Patron der
modernen Tierschutzbestrebungen gemacht wurde, ver-
flossen 600 Jahre, bis das englische Unterhaus im Jahre
1821 das erste Tierschutzgesetz Europas erliess, und wir
Schweizer warteten noch einmal mehr als 150 Jahre, bis
auch wir an dieses Werk herangetreten sind. Vor allem in
den letzten 100 Jahren haben sich die Mensch/Tier-Bezie-
hungen sehr geändert, und die Zahl der Menschen, die
sich für das Wohl des Tieres vermehrt einsetzten, hat stark
zugenommen. Sicher spielt bei dieser Entwicklung auch
die vermehrte Zunahme der Technik und die Gefahr der
Entfremdung des Menschen von der Natur eine gewisse
Rolle, Erscheinungen, die als Reaktion eine vermehrte Zu-
neigung zur stummen Kreatur zur Folge haben.
Es ist nicht leicht, ein Tierschutzgesetz zu schaffen, denn
der Gedanke des Tierschutzes ist beinahe Allgemeingut
geworden, und jeder will etwas davon verstehen. Nur sind
die Ansichten über den Tierschutz ganz verschieden, je
nachdem, wie man zum Tier eingestellt ist und zu welchem
Zweck man es hält. Es ist doch selbstverständlich,
dass der Landwirt, der nicht nur eine enge Beziehung zu
seinen Tieren hat, sondern auch durch deren Leistungen
einen grossen Teil seiner wirtschaftlichen Existenz sicher-
stellen muss, eine ganz andere Beziehung zu seinen Tie-
ren hat als der Halter eines Kleintieres, das ihm den Alltag
verschönert und ihm ein Bedürfnis der Nächstenliebe auf
diese Art abreagieren hilft. Es bestimmt gewisse moderne
Tierhaltungsarten, die absolut unbefriedigend sind. Davon
konnte sich die Kommission anlässlich ihrer Besuche von
Schweine- und Hühnerhaltungsbetrieben überzeugen.
Aber auch die Haltung von Kleintieren, vor allem fremdlän-
discher Natur, ist an sich nicht immer ganz tiergerecht.
Ich denke hier zum Beispiel - ganz wahlweise herausge-
nommen - an Landschildkröten und Papageien, die bei
uns noch da und dort in Wohnungen gehalten werden. Der
aus Tierschutzkreisen oft zitierte Tierpsychologe Konrad
Lorenz schreibt zum Beispiel in einem seiner Bücher, dass
die Landschildkröten unter den üblichen Lebensbedingun-
gen, die ihnen von nicht sachverständigen Pflegern gebo-
ten werden, nur weil sie zählebig sind, drei, vier und mehr
Jahre brauchen, bis sie ganz tot sind, aber genau genom-
men schon vom ersten Tage der Haltung in einer Woh-
nung an zu sterben beginnen. Aehnlich verhält es sich mit
der Haltung von Papageien in Tiergärten und Wohnungen.
Ich zitiere hier wiederum Lorenz. Er schreibt in seinem
Buch «Er redet mit dem Vieh, den Vögeln und den Fi-
schen» folgendes: «Weitaus am schlimmsten sind natürlich
bei der herkömmlichen Art der tiergärtnerischen Haltung
jene geistig regsamen Wesen dran, von denen wir oben
unter dem Namen ,Nervensäge' gesprochen haben.» Da
hat er in einem Kapitel vorher über die Tiere gesprochen,
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die eben durch ihr Verhalten einem hin und wieder an den
Nerven zerren. «Diese Tiere aber erwecken fast niemals
das Mitleid des Zoobesuchers, am allerwenigsten dann,
wenn ein solches, ursprünglich geistig höchst bewegliches
Wesen unter dem Einfluss engster Gefangenschaft zu
einem armen Irren, zu einem Zerrbild seiner selbst entwür-
digt wurde. Noch nie habe ich in einem Zoo» - schreibt
Lorenz - «vor den kleinen Käfigen der grossen Papageien
aus dem Publikum eine Aeusserung des Mitleids vernom-
men. Die sentimentalen älteren Damen, die fanatischsten
Verfechterinnen des Tierschutzgedankens, finden sel'ten
etwas dabei, einen Graupapagei, eine Amazone oder einen
Kakadu in einem verhältnismässig winzigen Glockenbauer
oder gar an einen Ständer gefesselt zu sehen. Gerade die
grossen Papageien sind nicht nur klug, sondern auch gei-
stig wie körperlich ungemein regsam, neben den grossen
Raben vielleicht überhaupt die einzigen Vögel, die jenes
Leiden kennen, das auch den gefangenen Mitmenschen
quält: die Langeweile. Aber niemand bedauert diese wirk-
lich bedauernswerten Tiere in ihren türm- oder glockenför-
migen Marterkästen.» Dies von einem, der es bestimmt
weiss.
Ich bringe diese zwei Beispiele nur, um zu zeigen, dass
sowohl bei der Nutztierhaltung wie bei derjenigen von
Kleintieren Fehler gemacht werden. Nur stehen die letzte-
ren bei den Kleintieren nicht so sehr zur Diskussion, weil
sie nicht so markant zutage treten, wie das zum Beispiel
bei der Käfighal'tung der Hühner der Fall ist.
Nach diesen allgemeinen Betrachtungen bitte ich Sie im
Namen unserer einstimmigen Fraktion, auf die Behand-
lung des Gesetzes einzutreten.
Gestatten Sie mir, nur noch zu einigen umstrittenen Punk-
ten im Namen der Fraktion Bemerkungen anzubringen. Wir
stellen einmal fest, dass ein schweizerisches Tierschutzge-
setz im europäischen Raum nicht mehr isoliert betrachtet
werden kann, so dass in diesem Gesetz nur die allgemei-
nen und unverrückbaren Grundsätze des Tierschutzes zu
verankern und alle wandelbaren Detailfragen über die Voll-
ziehungsverordnung zu lösen sind. Dies gilt vor allem
für die Bestimmungen in Artikel 4 des Gesetzes, wo nicht
ein allgemeines Verbot der Käfighaltung und der Dunkel-
hal'tung ausgesprochen wird, sondern wo man sich nur auf
das Verbot bestimmter Arten derselben beschränkt, die
dann in der Verordnung genauer umschrieben werden sol-
len. Wir sind auch der Meinung, dass bei der heutigen
Form der Käfighaltung der Legehennen die Tiere absolut
zu wenig Platz haben, nicht scharren, die Eier nicht in ein
Legenest legen und nie auf einer Stange sitzen können.
Diese Haltung muss nach unserer Meinung mit der Zeit
ganz sicher verschwinden und durch eine andere ersetzt
werden. Dass dies möglich ist, konnten die Kommissions-
mitglieder anhand eines uns vorgeführten neuen Modelles
feststellen.
Aehnlich verhält es sich mit dem Dunkelhalten von
Jungschweinen. Wir sind der Meinung, dass das, was als
«tiergerechte Haltung» zu bezeichnen ist, sich weniger auf
das Empfinden des Menschen, d. h. auf Emotionen, son-
dern, soweit möglich, auf wissenschaftliche Erkenntnisse
stützen muss.
In bezug auf den internationalen Handel mit Tieren und
tierischen Produkten vertritt die Fraktion mit grossem
Mehr die Auffassung, dass die Einfuhr von Tieren und
tierischen Produkten aus Haltungsarten, die in der
Schweiz verboten sind, nicht gestattet werden sollte. Mit
diesem Begehren hofft die Fraktion, dass allen Kreisen
unserer Landwirtschaft Gewähr geboten wird, sich auch in
der Zukunft entwickeln und den Konkurrenzkampf mit den
ausländischen Produkten bestehen zu können. Mit aller
Entschiedenheit ist die Fraktion für die Aufrechterhaltung
des Schächtverbotes. Der neue Tierschutzartikel 25bis ist
am 2. Dezember 1973 doch nur deshalb mit so grossem
Mehr angenommen worden, weil gleichzeitig in Artikel 12
der Uebergangsbestimmungen der Bundesverfassung der
Text aufgenommen wurde, dass bis zum Inkraftsetzen des
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Ausführungsgesetzes zum Artikel 25bis, d. h. des jetzt hier
zur Beratung stehenden Tierschutzgesetzes, das Schlach-
ten von Tieren ohne Betäubung vor dem Blutentzug bei
jeder Schlachtart und Viehgattung ausnahmslos untersagt
sei. Hier nun eine Lockerung einzuführen, wie dies die
Minderheit unserer Kommission in Artikel 20 will, wäre
gegenüber der überwältigenden Zahl von Ja-Stimmenden
vom Dezember 1973 ungerecht und eine Missachtung des
Volkswillens.
Irr, weiteren vertritt unsere Fraktion die Ansicht, dass in
Berücksichtigung berechtigter Anliegen aus Kreisen der
Fischerei das Fischen mit lebenden Ködern zu gestatten
sei. Nach Meinung der Fraktion muss dagegen die Mög-
lichkeit zur Ausrichtung von Forschungsbeiträgen durch
den Bund, wie dies der Bundesrat in Artikel 23 vorschlägt,
nicht speziell erwähnt werden. Nach der Meinung unserer
Kommission bestehen andere Möglichkeiten, uns hier die
finanziellen Mittel zur Verfügung stellen zu können. Wir
beantragen deshalb, wie der Ständerat, die Streichung
dieses Artikels 23.
Zum Schluss meiner Ausführungen möchte ich im Namen
der Fraktion Herrn Bundesrat Brugger und den Herren
des Eidgenössischen Veterinäramtes, vor allem Herrn
alt Direktor Nabholz, für die grosse und ausgezeichnete
Arbeit, die mit diesem Gesetz im Interesse des Tierschut-
zes geleistet wurde, recht herzlich danken. Sie alle haben
es mit grossem Geschick verstanden, die tierschützeri-
schen und wirtschaftlichen Probleme, die bei der Diskus-
sion um dieses Gesetz immer wieder aufeinandergeprallt
sind, einander anzupassen. Wenn man da und dort glaubt,
noch unannehmbare Schwierigkeiten zu entdecken, so bin
ich überzeugt, dass diese bei der Ausarbeitung der nöti-
gen Vollziehungsverordnungen, die ja auch den interes-
sierten Kreisen zur Vernehmlassung zugestellt werden sol-
len, geglättet werden können. Mit diesen Ueberlegun-
gen bitte ich Sie noch einmal, auf die Behandlung des
Gesetzes einzutreten und den Rückweisungsantrag Gehen
abzulehnen.

M. Gautier: Le Conseil fédéral était dans l'obligation de
présenter au Parlement un projet de loi concernant la
protection des animaux, puisque le peuple suisse et les
cantons ont voté en 1973 l'article 256/s de la constitution,
et cela à une très forte majorité. On peut cependant se
demander s'il était réellement indispensable de préparer
une loi aussi détaillée, donnant autant de compétences à
l'administration fédérale, alors que de nombreux cantons
connaissent déjà des lois sur la protection des animaux
qui, dans plusieurs cas, vont plus loin que le texte qui
nous est proposé. On aurait peut-être pu se contenter
d'une loi-cadre, laissant subsister les lois cantonales là où
elles existent et attribuant au Conseil fédéral la compé-
tence de régler par voie d'ordonnance les détails pour les
cantons ne possédant pas encore de telles dispositions.
Une fois de plus, nous assistons à une centralisation; il
faut reconnaître que la faute en est en partie à la négli-
gence de certains cantons dans ce domaine. On nous
permettra cependant de le déplorer; cela n'empêchera
pas notre groupe de voter l'entrée en matière.
Cela dit, il me paraît intéressant de nous demander quels
principes directeurs doivent guider le législateur dans ce
domaine, car si nous sommes tous d'accord qu'il faut
protéger les animaux, il peut exister quelques nuances
quant à la manière d'y parvenir. L'article 2 de la loi qui
nous est soumise énonce les principes: tenir compte des
besoins des animaux, veiller à leur bien-être, ne pas leur
imposer sans raison suffisante, des maux ou de l'anxiété.
Les besoins des animaux sont relativement faciles à défi-
nir: nourriture, protection contre les intempéries et les
maladies, affection dans certains cas. Leur bien-être est
déjà une notion plus difficile à cerner. Il y a des siècles
que l'on n'arrive pas, pour les humains, à définir ce qu'est
la santé. L'Organisation mondiale de la santé a cru y
arriver en la considérant comme un parfait état de bien-
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être physique, psychique et social, mais comme on n'a
pas pu définir le «bien-être», la difficulté ne se trouve que
déplacée. S'il est difficile de définir ce qu'est le bien-être
pour l'homme, à plus forte raison l'est-ce pour l'animal. Si
nous pouvons concevoir le bien-être pour un chien, pour
un chat, qu'est-ce que le bien-être d'une poule ou d'un
poisson, pour ne pas parler des invertébrés? Mais surtout
comment comprendre l'interdiction de causer des maux
ou de l'anxiété sans raison suffisante? La loi laisse ici une
grande marge d'appréciation, à juste titre du reste, et je
voudrais insister sur le fait que dans cette appréciation il
faut être raisonnable. Raisonnable dans l'appréciation des
maux et de l'anxiété de l'animal, raisonnable dans l'appré-
ciation de la raison suffisante. Nous sommes au fond as-
sez mal renseignés sur la douleur chez l'animal. Pour les
mammifères, nous pouvons raisonner à peu près par ana-
logie avec l'homme, quoique, même dans ce cas, rien ne
nous dit que la prise de conscience de la douleur, sa
résonance psychique soient les mêmes chez le chat, le
chien, la bête fauve, voire la chauve-souris; mais si l'on
passe à des classes dites «inférieures»: oiseaux, poissons,
reptiles, nous ne savons vraiment pas grand-chose. Et
l'anxiété? Nous avons tous vu, je pense, des chiens
anxieux. Pour ma part, je n'ai encore jamais rencontré de
poissons anxieux. Tout cela pour dire qu'il ne faut pas
juger des maux des animaux par une projection sur l'être
humain. La douleur physique ou morale est chez l'homme
un phénomène en grande partie psychique. Moindre, le
développement psychique de l'animal le protège en partie
contre la douleur et, à plus forte raison, contre l'anxiété.
Et cela est d'autant plus vrai que l'on descend davantage
dans l'échelle de la classification animale. Qu'on me com-
prenne bienl Je suis évidemment tout à fait d'accord
qu'on évite le plus possible toute douleur à tout animal. Il
faut cependant apprécier à sa juste valeur cette douleur
et ne pas la juger à l'échelle humaine. M ne faut pas
tomber dans l'excès de la sensibilité et verser dans la
sensiblerie, car enfin, la loi dit aussi «sans raison suffi-
sante» et il existe, hélas! des raisons suffisantes pour faire
parfois souffrir des animaux.
La première raison est que l'homme ne peut pratiquement
pas vivre sans manger les animaux, c'est-à-dire sans les
tuer. D'où la chasse, la pêche et l'abattage. J'aurai l'occa-
sion, dans la discussion de détail, de revenir sur ces
trois points.
Une autre raison, c'est la santé publique. Je ne suis
vivisectionniste ni par goût, ni par métier. Je constate
simplement que, pratiquement, tous les progrès de la mé-
decine ont été obtenus au prix de l'expérimentation ani-
male; que celle-ci doive être conduite de la manière la
plus humaine possible, c'est évident, qu'elle doive se limi-
ter à l'utile, voire à l'indispensable, je suis tout à fait
d'accord, mais que l'on veuille comme certains antivivisec-
tionnistes interdire toute expérimentation animale d'une
manière générale, je ne puis l'admettre. Entre la vie de
quelques dizaines de singes dont le sacrifice a permis,
par exemple, la découverte du vaccin contre la poliomyé-
lite et celle des millions d'enfants qui ont été sauvés par
cette •découverte, le choix me paraît évident, je n'y insiste
pas. Et puis, il y a des souffrances animales utiles, voire
indispensables aux animaux eux-mêmes. Je pense par
exemple à l'art vétérinaire. Il suffit d'avoir mené une fois
un chien chez le vétérinaire pour savoir que ce chien est
angoissé, à tort ou à raison. Et puisque je parle de vétéri-
naire, je voudrais demander à M. le conseiller fédéral
Brugger de bien vouloir me confirmer ce qu'il a dit devant
la commission à propos de l'article 11 du projet de loi.
Selon cet article, tel qu'il est sorti des délibérations du
Conseil des Etats, le Conseil fédéral devra établir une
sorte de liste ou de catalogue des interventions vétéri-
naires pour lesquelles une anesthésie locale ou générale
est exigée. Je serais heureux que le Conseil fédéral, dans
son ordonnance, reste extrêmement souple. En effet, la
liberté d'apprécation du vétérinaire me paraît devoir être

sauvegardée comme l'est celle de son confrère médecin.
Le législateur n'a en effet, Dieu merci, pas encore eu
l'idée de dire aux chirurgiens dans quels cas ils devaient
anesthésier leurs malades.
En conséquence, nous voterons cette loi dans son ensem-
ble, car elle nous semble constituer un réel progrès dans
certains domaines et pour certains cantons, à propos de
la protection des animaux. Dans la discussion de détail,
nous soutiendrons les propositions, d'une part, les moins
rigides, d'autre part, celles qui respectent le mieux l'équi-
libre indispensable qu'il faut observer entre la nécessité
de bien traiter les animaux et les besoins de l'homme sur
le plan de son alimentation, de sa santé, voire de ses
besoins spirituels.

Mme Girard: En votation populaire du 12 décembre 1973,
je crois qu'il fau't le rappeler, par 1 041 504 «oui» contre
199090 «non» le peuple et les cantons ont accepté l'arti-
cle constitutionnel sur la protection des animaux. Compé-
tence était donc donnée à la Confédération de légiférer
dans le domaine de la protection des animaux, ce qui
était jusqu'alors du ressort des cantons, et comme seuls
quatre cantons: Zurich, Fribourg, Genève et Vaud, ont légi-
féré dans ce domaine, il est heureux qu'une base légale
soit enfin mise sous toit sur le plan fédéral. Elle est du
reste attendue avec impatience par de nombreuses cou-
ches de la population.
Dans le projet qui nous est proposé se trouve délimitée la
matière d'une loi qui doit, dans ses grandes lignes, corres-
pondre à la conception qu'on se fait actuellement d'une
protection des animaux satisfaisant à l'éthique et fondée
autant que possible sur des données scientifiques. L'en-
trée en matière n'a donc pas été combattue par le groupe
radical; nous ne pouvons, par conséquent, souscrire à la
proposition de renvoi de M. Oehen.
Je ne veux pas revenir - ce serait fastidieux - sur les
descriptions faites des divers établissements que les com-
missaires ont visités. Il valait du reste mieux que ces
descriptions soient faites par des collègues masculins
plutôt que par une femme qui serait accusée de sentimen-
talité.
Nous constatons que la loi qui nous est proposée apporte
beaucoup d'éléments positifs. Nous devons admettre, cela
est indiscutable, que les abus se multiplient avec la garde
industrielle et que la population est de plus en plus sensi-
bilisée à cet aspect de l'élevage, notamment de l'élevage
des poules en batterie. Plusieurs articles vont certaine-
ment retenir particulièrement notre attention: l'article 4
notamment qui règle la question de la garde des animaux
en batterie. La commission, on vous l'a dit, a visité diffé-
rents établissements; elle a acquis la conviction qu'il est
parfaitement possible de garder des animaux dans des
conditions correctes mais que certaines formes de déten-
tion en cage et dans l'obscurité doivent être interdites.
La majorité du groupe radical entend laisser au Conseil
fédéral la possibilité d'interdire certaines formes de déten-
tion en cage et dans l'obscurité. Une minorité, tout en
reconnaissant que cette loi est une loi-cadre, exprime une
crainte: laisser au gouvernement le soin de déterminer
ces interdictions revient, dit-elle, à l'exposer à subir de
fortes pressions; mais la majorité du groupe radical fait
confiance au Conseil fédéral et lui laisse le soin de fixer
ces interdictions.
D'autres articles, comme celui qui tente de régler le com-
merce des animaux, font l'objet de propositions de minori-
té qui n'ont pas eu gain de cause dans la discussion de
groupe. Les expériences sur les animaux dont nous a
entretenus notre collègue, le Dr Gautier, peuvent égale-
ment donner lieu à des propositions différentes; mais
après avoir entendu M. le conseiller fédéral Brugger, nous
nous sommes ralliés à la majorité.
La proposition visant à l'interdiction de l'abattage rituel a
été l'objet de discussions approfondies. Nous nous
sommes ralliés toutefois à la proposition du Conseil fède-
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rai, estimant que le fait de prescrire l'étourdissement
avant la saignée n'est pas une infraction à l'article consti-

' tutionnel qui vise à la protection religieuse.
C'est pourquoi le groupe radical vous propose de soutenir
l'entrée en matière, tout en se réservant d'intervenir à
propos de différents articles.

Kunz: Bei der Behandlung in der Kommission .gab es nor-
malerweise eine Mehrheit, die sich den Anträgen des Bun-
desrates anschloss. Hie und da gab es eine kleine Minder-
heit, die etwas weniger weit gehen wollte als der Bundes-
rat. Und ich selber spreche hier für jene Minderheit, die in
einigen Fällen im Tierschutz etwas weitergehen wollte als
die vorberatenden Instanzen und der Bundesrat. Trotzdem
plädiere ich hier - im Gegensatz zum Herrn Kollegen
Gehen - für Eintreten. Herr Bundesrat Brugger hat einen
Chefbeamten, den BIGA-Direktor, der ja in der Oeffentlich-
keit häufig auftritt (man kann ihn sehen lassen); dieser
BIGA-Direktor prägt etwa das Wort: «The proof of thè
pudding is thé eating.» Mit ändern Worten: Man muss den
Pudding essen, um prüfen zu können, ob er gut oder ob er
schlecht ist. Das ist auch hier der Fall, weil verschiedene
Formulierungen nicht so sind, dass man ganz genau
weiss, wie dann die Verordnung aussehen wird. Das wird
eben das Risiko sein, das man hier laufen muss. Ich sage
dann noch, weshalb man dieses Risiko eingehen muss.
Unsere Kommissionsminderheit möchte beim zentralen
Punkt des Gesetzes, bei der Batterie- und Käfighaltung im
Artikel 4, etwas weitergehen als die Formulierung, die vor-
liegt. Auch bei der Frage der Abrichtung von Hunden an
lebendem Wasserwild möchte sie etwas weitergehen im
Sinne des Tierschutzes. Andere ebenfalls umstrittene An-
liegen unserer Minderheit sind dann zu Mehrheitsbe-
schlüssen geworden, allerdings zum Teil zu knappen
Mehrheitsbeschlüssen. Zum Beispiel die fast zur Schick-
salsfrage emporstilisierte Frage der Verwendung lebender
Wirbeltiere als Köder beim Fischen, dann beim Schächt-
verbot, beim Verbot des Coupierens von Hundeohren, bei
den Forschungsbeiträgen für Tierverhalten und Tierschutz.
Hier wird unsere Gruppe - soweit nötig -, die tierfreundli-
cheren Vorschläge verfechten, um Sie zu veranlassen, die-
sem vorliegenden Gesetz mit tierfreundlicheren Betonun-
gen zuzustimmen.

Ich stelle aber wohl im Gegensatz zu Herrn Gehen fest,
dass das Tierschutzgesetz als Ganzes jetzt schon erfreu-
lich ist und vom Tierschutz aus volle Unterstützung ver-
dient. Ich sage das als jenes Kommissionsmitglied, das in
der Vorberatung in der Kommission jeweils in jedem Falle
die «tierfreundlichsten» Auffassungen vertreten hat, aber
hier mit Nachdruck für die Fassung eintritt, die vorliegt.

Wenn wir trotzdem keine Verschlechterungen des Geset-
zes eintreten lassen und in einigen Fällen noch einige
Verbesserungen erzielen möchten, hat das gewisse grund-
legende Ueberlegungen zur Basis. Seit Jahrmillionen, und
seit Auftreten des homo sapiens jahrtausendelang, ist der
Mensch mit der Natur, Fauna und Flora, eins gewesen, hat
mit ihr ums Ueberleben gekämpft, ist mit gleich langen
Spiessen in diesen harten Konkurrenzkampf getreten. Als
sich der Mensch vom Jäger und Sammler zum Nomaden
und sesshaften Landbauern wandelte, trat er mit der Fau-
na und Flora oftmals eine Art Symbiose ein. So gab der
Mensch dem Haustier Nahrung und Heim, benutzte es
aber als Treiber, Jäger, Wächter oder einfach als Milch/
Fleisch/Eier-Lieferant. Erst in den allerletzten Jahrzehnten
der ganzen Entwicklungsgeschichte hat sich die Situation
in einer meines Erachtens nicht mehr tolerierbaren Weise
gewandelt. Aus der Symbiose ist eine nicht mehr tragbare
einseitige und krasse Ausnützung des Tieres durch den
Menschen getreten. Wenn der Mensch dem Huhn (um jetzt

.dieses Beispiel zu nehmen) - ein Wirbeltier das uns weni-
ger nahesteht als andere Wirbeltiere - den Verzicht auf
alle artgerechten Verhaltensweisen aufzwingt, um nur et-
was billigere Eier zu erhalten, wenn er dies aus materiel-

len Ueberlegungen tut, so handelt er tierquälerisch, ganz
eindeutig tierquälerisch, und man muss wissen, dass die-
ses Huhn das ganze Leben lang dieser Situation ausge-
setzt ist, also eine viel krassere Situation als etwa beim
Fischen oder beim Coupieren der Hundeohren oder beim
Schächten. Das muss man ganz deutlich sehen. Das Tier
lebt auf engstem Räume, kann sich nicht bewegen, kann
seine Hackordnung nicht durchführen, kann nicht auf der
Stange sitzen, kann beim Eierlegeverhalten nicht naturge-
mäss handeln, alles nur um des billigen Eies wegen. Beim
Fleisch, bei der Milch, bei der Dunkelhaltung, bei der
Käfighaltung dieser Nutztiere ist es nicht anders. Nun
kommt das Dumme, das uns so zu schaffen macht: Diese
tierquälerischen Handlungen haben alle, ohne Ausnahme,
sogenannt gute Gründe. Es ist also nicht etwa so, wie
wenn ein Morgenländer einen Hund totschlägt oder ein
Lausbube eine Kröte zertritt. Nein, alle diese tierquäleri-
schen Handlungen sind sachlich begründet, seien sie wirt-
schaftlich begründet, seien sie theologisch begründet, in-
dem Jahwe vor Jahrtausenden das Schächten verlangt
hat, seien sie aus Gründen der Bewirtschaftung der Ge-
wässer.
Diesen Sachgründen und Sachzwängen können wir nicht
immer ausweichen. Wir müssen nicht das Absolute su-
chen, sondern wir müssen die Verhältnismässigkeit an-
wenden. Wir müssen die tierquälerischen Handlungen, die
entstehen, in die Verhältnismässigkeit setzen zum Ziel, das
wir erreichen wollen. Hüten wir uns daher vor Sentimentali-
tät. Die Natur ist nicht sentimental. Seit ihrem Entstehen
lässt sie jagen und gejagt werden, lässt sie verhungern
und verdursten, zu Tode hetzen. Wir wollen im Tier auch
nicht etwas dümmere und hilflosere Menschen sehen und
den Papageien Kettchen anlegen oder den Hunden ein
Mäntelchen überziehen. Das ist alles dummes Zeug und
hat mit Tierschutz nichts zu tun. Das Gegenteil ist der Fall.
Wir müssen von der Verhaltensforschung ausgehen, wie
das in diesem Rate bereits gesagt worden ist.

Aber trotzdem etwas Ethisches: Der Mensch als vernunft-
begabtes, umweltveränderndes, umweltverschlechterndes
Wesen ist zum Treuhänder der Tierwelt gesetzt. Er soll
aus dieser Tierwelt seinen Nutzen ziehen. Aber er soll
diesen Nutzen nicht rücksichtslos ziehen und die Tiere
rücksichtslos ausnützen. Die Tierwelt hat keinen Marx und
keinen Rousseau zum Fürsprecher, wenngleich wir heute
schon Marx gehört haben. Die Tierwelt hat keine politi-
sche Macht. Die politische Macht ist bei ändern Gruppie-
rungen als bei der Tierwelt zu finden. Lässt uns trotzdem
auf das gute Tierschutzgesetz eintreten, für das ich als
einer der vielen in dieser Reihe Herrn Bundesrat Brugger
und seinen Mitarbeitern recht herzlich danken möchte.
Ich bin für Eintreten und gegen den Rückweisungsantrag
Gehen, der meines Erachtens nichts Besseres bringen
kann. Wenn aus Tierschutzkreisen mit der Verfassungsin-
itiative gedroht wird, muss man sehen, dass diese Verfas-
sungsinitiative ja nichts anderes bringen kann als eine
Verzögerung. Und dann müsste in dieser Verfassungsin-
itiative definiert werden - also gesetzgeberisch definiert -,
und mit diesen Definitionen würde man gleich anrennen
wie wir beispielsweise im Artikel 4 angerannt sind. Oder
aber bei der Rückweisung muss man dann in der Kommis-
sion neuerdings formulieren. Und auch da kommt nichts
Besseres heraus; denn es gibt eben gute und schlechte
Spaltböden. Wenn man die Spaltböden schlechterdings
verhindern wollte, so wäre das falsch. Es ist sogar eine
Frage der Definition, was man unter Käfighaltung und Bat-
teriehaltung versteht. Man kann diese Begriffe nicht so
definieren, dass sie absolut klar sind. Das richtige Krite-
rium, das man anwenden muss, ist im Gesetz definiert: Die
Haltung muss den Grundsätzen der Tierhaltung entspre-
chen. Das ist das A und O des Gesetzes, und nach diesen
Grundsätzen müssen wir das Gesetz durchziehen.

Aus diesem Grunde schliesse ich den Kreis und sage:
«The proof of thé pudding is thè eating.» Essen wir den
Pudding, und treten wir auf das Gesetz ein!
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Reihen: Das Elend vieler Tiere, das Dahinvegetieren von
Mitlebewesen in der Intensiv- oder Massenhaltung, in der
industriellen Tierhaltung, als Versuchsobjekte, könnte da-
zu verleiten, von Mitleid und Schmerz ergriffen, emotional
zu den im Rahmen des Tierschutzgesetzes zur Diskussion
stehenden Fragen Stellung zu beziehen.
Ich bemühe mich, in meinen Ausführungen sachlich zu
bleiben und basierend auf den wissenschaftlichen Er-
kenntnissen das Tierschutzgesetz und die eingereichten
Anträge zu beurteilen. Ich stütze mich im wesentlichen auf
die Untersuchungen, wie sie durch eine Arbeitsgruppe der
beiden Zürcher Hochschulen unter dem Vorsitz von Alfons
Sonderegger als Wirtschaftswissenschafter und Ethiker
durchgeführt wurden. Wenn ich in der Folge die christli-
chen Aspekte des Verhältnisses Mensch und Tier streife,
so, weil ich überzeugt bin, dass viele Menschen aus einem
falsch verstandenen Christentum sich als Herrscher dieser
Welt und als Beherrscher des Tieres legitimiert erachten.
Die vergangenen Jahre sind durch ein wachsendes Be-
wusstsein der Menschen für die Probleme der Umwelt
gekennzeichnet. Oekologie ist zu einem Zentralbegriff ge-
worden. Die Oekologie hat erkannt bzw. aufgezeigt,
dass die Grundlagen des Lebens im weitesten Sinn der-
massen bedroht sind, dass die Einsicht wächst, es liege
am Menschen, hier Verantwortung zu übernehmen, Verant-
wortung, die über ihn hinaus alles Kreatürliche mitein-
schliesst. Mit dem Begriff «Verantwortung» sind wir mitten
im Bereich der Ethik, die es mit dem Verantwortlichsein
des Menschen zu tun hat, mit der persönlichen Verantwor-
tung für das eigen Leben und für das Leben überhaupt
und mit der Verantwortung für die Strukturen, in denen
sich das Leben abspielt bzw. abspielen kann. Bezogen auf
die Tierhaltung geht es der Sozialethik um das verantwort-
liche Handeln der Menschen gegenüber den Mitmenschen
und gegenüber der mitkreatürlichen Welt. Die anthropo-
zentrische Umweltethik betrachtet die Welt als Objekt für
den Menschen. Diese ist gemäss dieser anthropozentri-
schen Umweltethik so zu gestalten, dass sie den Bedürf-
nissen der Menschen entspricht. Der Mensch ist gemäss
dieser Ethik Zweck aller Dinge. Ich möchte hoffen, dass
diese Umweltethik als überholt gelten kann. Heute dürfte
wohl die planetare Ethik im Vordergrund stehen. Hier sieht
der Mensch die Schöpfung nicht einfach als seine Umwelt
an, sondern er sieht sich selber als Glied der Schöpfung.
Die Biosphäre wird als Ganzes geschützt, weil aus der
besonderen Stellung des Menschen eine Verantwortung
auch und gerade für die ändern Geschöpfe und Kreaturen
abgeleitet wird. Die Grenzen des menschlichen Handelns
in der Natur liegen nicht erst dort, wo die Lebensqualität
des gegenwärtigen und künftigen Menschen bedroht wird,
sondern bereits da, wo irgendein Glied der Natur in seiner
gegenwärtigen oder künftigen Lebensqualität bedroht
wird. Der Zürcher Sozialethiker Arthur Rieh sieht verschie-
dene Stellen im Alten Testament und in der christlichen
Lehre, in denen der Mensch seinen Ort nicht über dem
Tier hat, sondern neben ihm, neben dem Tier als seinem
Mitgeschöpf.
Der Mensch bleibt immer mitkreatürliche Existenz. Ver-
drängt er das, und will er sich zum Herrn über die Schöp-
fung erheben, so wird sein Leben masslos und tyrannisch,
und mit der Mitgeschöpflichkeit wird dann auch das Mit-
menschliche verraten. Der Mensch hat bei all seinem Han-
deln zu fragen, was der Schöpfung als Ganzem dient. Es
ist klar, dass eine aktive Partnerschaft, wie sie unter Men-
schen möglich ist, zwischen Mensch und Tier bzw. Pflanze
oder gar anorganischer Natur nicht möglich ist. Dennoch
haben wir uns für eine Partizipation einzusetzen, welche
die gegenseitige Abhängigkeit von Mensch und Natur
ernst nimmt und welche der Unterwerfung und Ausbeu-
tung der Natur durch den Menschen ein Ende setzt. Die
Arbeitsgruppe beider Zürcher Hochschulen - sie nennt
sich «Sozialethik und Nutztiere» - hat acht sozialethische
Grundforderungen bezüglich der Haltung von Nutztieren
formuliert und beleuchtete damit einen Aspekt der Um-
weltproblematik ganz besonders. Diese sozialethischen

Thesen, glaube ich, müssen und können für uns wegwei-
send sein. Sie lauten:
1. Menschen, Tiere und Pflanzen haben einen Teil an der
gleichen einen Welt und Umwelt. Das bedeutet, dass sie
zueinander in Beziehung stehen und aufeinander angewie-
sen sind.
2. Im Gegensatz zum Tier und zu den Pflanzen kann der
Mensch aus dem ökologischen Gleichgewicht ausbrechen,
worauf seine Fähigkeit beruht, Macht über Tiere und
Pflanzen auszuüben. Für die Natur haben sich daraus ver-
hängnisvolle Folgen ergeben.
3. Dieses Machtpotential des Menschen bedingt seine
Verantwortlichkeit für die gesamte Umwelt, somit auch für
das Tier.
4. Gegenüber der menschlichen Machtposition ist das Tier
ohne gleiche Chance; es muss unterliegen. Die menschli-
che Macht ist darum einzugrenzen. Als Kriterium für diese
Eingrenzung sehen wir die Mitgeschöpflichkeit, welche in
der Ehrfurcht des Menschen gegenüber dem Tier zum
Ausdruck kommt.
5. Der Mensch darf die Reichhaltigkeit der lebenden Natur
nicht noch weiter vermindern; seine Tätigkeit sollte dahin
wirken, dass eine Regulierung durch natürliche Kräfte ge-
währleistet ist.
6. Soweit der Mensch seine Macht über das Tier ausübt,
'ist er verantwortlich für eine den Bedürfnissen des Tieres
möglichst entsprechende Existenz. Insbesondere darf das
Tier nie nur zum Objekt menschlichen Handelns werden.
7. Der Mensch soll grundsätzlich das Recht haben, das
Tier zu wirtschaftlichen Zwecken zu nutzen. Wo der
Mensch aber von diesem Recht Gebrauch macht, soll er
dafür sorgen, dass die Haltungsbedingungen den Bedürf-
nissen des Tieres entsprechen und seine physische und
psychische Gesundheit garantieren.
Und schlussendlich - was in der Forschung speziell auch
eine Rolle spielt - die Beeinflussung des Erbmaterials darf
nur so weit gehen, als das Tier seine Kreatürlichkeit bei-
behalten kann, d. h. dass seine selbständige Lebensfähig-
keit jederzeit auch in natürlicher Umgebung gewährleistet
bleibt.

Auf diesen sozialethischen Grundforderungen basierend,
müssen wir das Tierschutzgesetz schaffen. Ich ersuche
Sie darum und bitte Sie, die Vorlage des Bundesrates in
diesem Sinne zu beurteilen und im Sinne der Sozialethik
zu entscheiden. Ich bitte Sie, entsprechende Anträge zu
unterstützen und solche, die für das Tier als Glied dieser
Schöpfung tierunwürdig sind, abzulehnen. Ich schliesse
mit dem Dank an Herrn Bundesrat Brugger und seine
Mitarbeiter für die Unterbreitung dieses Gesetzes; es hilft
uns, unser Land menschlicher und tiergerechter zu gestal-
ten.

Albrecht: Erfreulicherweise haben Volk und Stände am
2. Dezember 1973 mit überwältigendem Mehr den Tier-
schutzartikel 25bis BV angenommen. Damit ist die Befug-
nis zur Gesetzgebung auf dem Gebiete des Tierschutzes
in die Zuständigkeit des Bundes übergegangen. Mit Bot-
schaft vom 9. Februar 1977 unterbreitet uns nun der Bun-
desrat ein umfassendes Rahmengesetz zur parlamentari-
schen Beratung. Bekanntlich hat ursprünglich die zum
Entwurf dieses Gesetzes eingesetzte Kommission ein aus-
drückliches Verbot der Haltung von Geflügel und Ferkeln
in Käfigen wie auch ein Verbot der andauernden Dunkel-
haltung von Nutztieren, Haltung von Kälbern auf Spalt-
böden usw. gefordert. Aufgrund des Vernehmlassungsver-
fahrens hat sich nun leider der Bundesrat dazu bewegen
lassen, derartige Verbote nicht im Gesetz zu verankern.
Vielmehr ist vorgesehen, entsprechende Bestimmungen
auf dem Verordnungswege zu regeln. Nach meinem Dafür-
halten gehören jedoch derartige Verbote in ein fortschritt-
liches eidgenössisches Tierschutzgesetz, was zweifellos
auch dem Volkswillen entspricht. Der Schweizerische Tier-
schutzverband lehnt überdies mit aller Entschiedenheit ein
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Gesetz ab, wenn ausgerechnet die schlimmsten Auswüch-
se der industriellen Tierhaltung weiterhin toleriert werden
sollen. Wenn geltend gemacht wird, dass die Entwicklung
auf diesem Gebiete noch nicht abgeschlossen sei' und
dass man vor allem international gleichlautende Bestim-
mungen erreichen möchte, erlaube ich mir die Feststel-
lung, dass wir dann noch lange warten können.
Zweifellos sucht der Tierhalter die Bedürfnisse seiner Tie-
re so weit als möglich zu befriedigen. Problematisch wird
das Verhältnis dann, wenn wirtschaftliche Zwänge alle an-
deren Ueberlegungen verdrängen und das Tier zur blos-
sen Produktionsmaschine und Industrieware herabsinkt,
wie das in der Intensivhaltung in Grossbeständen der Fall
sein kann. Der staatlichen Gesetzgebung obliegt die Auf-
gabe, Uebelstände in der Tierhaltung abzustellen, und
zwar deshalb, weil ohne staatliche Einwirkung die wirt-
schaftliche Konkurrenz den Tierhalter zwangsläufig zu
einem ständig grausamer werdenden Verhalten zwingt.
«Es gehört nun einmal einiger Mut dazu, wirtschaftlich
unvollkommene Gesetze zu erlassen», schreibt Nobelpreis-
träger Professor Konrad Lorenz, wie das bereits schon
erwähnt worden ist. Wie im 12. Abschnitt ausgeführt, er-
lässt der Bundesrat die Vollzugsvorschriften zu diesem
Gesetz. Er kann überdies das Eidgenössische Veterinär-
amt ermächtigen, Ausführungsvorschriften technischer Art
zu erlassen. Da die Materie ausserordentlich komplex ist
und grosse Fachkenntnisse voraussetzt, sollte die beraten-
de Kommission des Eidgenössischen Veterinäramtes zur
Ausarbeitung der Verordnung beigezogen werden. Wesent-
lich ist dabei, dass der beratenden Kommission, nebst
unabhängigen Fachleuten und Nutztierhaltern, auch Ver-
treter des organisierten Tierschutzes und der Tierexperi-
mentatoren angehören.
Abschliessend beantrage ich Ihnen Eintreten auf die Vor-
lage, dem Schächtverbot zuzustimmen und die verbotenen
Tierhaltungsarten gemäss Antrag der Kommissionsminder-
heit im Gesetz aufzunehmen.

Hier wird die Beratung dieses Geschäfts unterbrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 19.20 Uhr
La séance est levée à 19 h 20
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Keller: Es ist für ein zivilisiertes Land wie die Schweiz
eigentlich zu bedauern und fast beschämend, dass man
überhaupt ein Tierschutzgesetz für notwendig hält. Man
sollte meinen, dass, wenn schon jemand ein Tier hält, er
sich auch für dessen Wohlbefinden verantwortlich fühlt.
Die Tiere spielen im Leben der Menschen eine grosse
Rolle, sei es - wie es in der Regel der Fall ist - bei Haus-
tieren als Kamerad. Wer schon einmal eine enge Bezie-
hung, zum Beispiel zu einem Hund oder einem Pferd, er-
lebt hat, denkt nur mit grosser Befriedigung daran zurück.
Aber gerade diese Verbundenheit und die oft übertriebene
Liebe zu diesen Tieren kann, wenn das nötige Verständnis
für deren richtige Lebensweise fehlt, ihre Gesundheit ge-
fährden. Sie wissen, was ich meine: Ueberfütterung einer-
seits, anderseits mit Nahrungsmitteln, die gar nicht zum
Futter solcher Tiere gehören. Man sollte eigentlich verlan-
gen, dass, bevor jemand ein solches Tier anschafft, er
sich zuerst über die nötigen Kenntnisse der Lebensweise
dieser Tierart, besonders bei exotischen Tieren, ausweisen
müsste. Aber dies würde wohl zu weit führen. Hier kann
nur Aufklärung am Platz sein, und es ist deshalb zu be-
grüssen, dass offenbar das schweizerische Fernsehen sich
in dieser Sache bemüht.

Die zweite Variante, wo der Mensch insbesondere Verant-
wortung gegenüber den gehaltenen Tieren übernehmen
muss, und zwar zwingend, ist bei der Nutztierhaltung.
Wenn Sie, wie ich, schon gesehen hätten, dass in einer
Gerberei Munihäute - allerdings vereinzelt - mit einge-
wachsenen Ketten um den Hals abgeliefert werden, so wie
bei einem Baum ein Draht einwächst, oder aus einem Käl-
bermaststall die Kälber beim Abtransport zum Auto getra-
gen werden mussten, weil sie nicht mehr gehen konnten,
oder in Hühnerställen auf den sowieso vom Standpunkt
einer anständigen Tierhaltung umstrittenen Batterien in
einem Geviert von 35 x 35 cm anstatt, was normal wäre,
eines Huhnes drei bis vier Hühner gehalten werden, die
dafür keine einzige Feder mehr am Leib haben, würden
auch Sie ein Tierschutzgesetz nur begrüssen.
Wenn anderseits von einzelnen Konsumentenvertretern zu
hören war, ihnen sei egal, wie zum Beispiel die Hühner
gehalten würden, Hauptsache sei, die Eier seien billig, so
ist eine Tierschutzgesetzgebung unabdingbar. Wenn wir
gegenüber der Kreatur aus Gründen des Preises der Kon-
kurrenz oder der Gewinnsucht alle Hemmungen verlieren,
so ist es höchste Zeit, Abhilfe zu schaffen. Ich empfehle
Ihnen deshalb, auf die Vorlage einzutreten und bei der
Detailberatung in erster Linie an unsere Verantwortung
gegenüber den Tieren und weniger an den Preis oder Ge-
winn zu denken.
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Gesetz ab, wenn ausgerechnet die schlimmsten Auswüch-
se der industriellen Tierhaltung weiterhin toleriert werden
sollen. Wenn geltend gemacht wird, dass die Entwicklung
auf diesem Gebiete noch nicht abgeschlossen sei' und
dass man vor allem international gleichlautende Bestim-
mungen erreichen möchte, erlaube ich mir die Feststel-
lung, dass wir dann noch lange warten können.
Zweifellos sucht der Tierhalter die Bedürfnisse seiner Tie-
re so weit als möglich zu befriedigen. Problematisch wird
das Verhältnis dann, wenn wirtschaftliche Zwänge alle an-
deren Ueberlegungen verdrängen und das Tier zur blos-
sen Produktionsmaschine und Industrieware herabsinkt,
wie das in der Intensivhaltung in Grossbeständen der Fall
sein kann. Der staatlichen Gesetzgebung obliegt die Auf-
gabe, Uebelstände in der Tierhaltung abzustellen, und
zwar deshalb, weil ohne staatliche Einwirkung die wirt-
schaftliche Konkurrenz den Tierhalter zwangsläufig zu
einem ständig grausamer werdenden Verhalten zwingt.
«Es gehört nun einmal einiger Mut dazu, wirtschaftlich
unvollkommene Gesetze zu erlassen», schreibt Nobelpreis-
träger Professor Konrad Lorenz, wie das bereits schon
erwähnt worden ist. Wie im 12. Abschnitt ausgeführt, er-
lässt der Bundesrat die Vollzugsvorschriften zu diesem
Gesetz. Er kann überdies das Eidgenössische Veterinär-
amt ermächtigen, Ausführungsvorschriften technischer Art
zu erlassen. Da die Materie ausserordentlich komplex ist
und grosse Fachkenntnisse voraussetzt, sollte die beraten-
de Kommission des Eidgenössischen Veterinäramtes zur
Ausarbeitung der Verordnung beigezogen werden. Wesent-
lich ist dabei, dass der beratenden Kommission, nebst
unabhängigen Fachleuten und Nutztierhaltern, auch Ver-
treter des organisierten Tierschutzes und der Tierexperi-
mentatoren angehören.
Abschliessend beantrage ich Ihnen Eintreten auf die Vor-
lage, dem Schächtverbot zuzustimmen und die verbotenen
Tierhaltungsarten gemäss Antrag der Kommissionsminder-
heit im Gesetz aufzunehmen.

Hier wird die Beratung dieses Geschäfts unterbrochen
Le débat sur cet objet est interrompu

Schluss der Sitzung um 19.20 Uhr
La séance est levée à 19 h 20

#ST# Zweite Sitzung - Deuxième séance

Dienstag, 29. November 1977, Vormittag
Mardi 29 novembre 1977, matin

8.00 h

Vorsitz - Présidence: Herr Bussey

77.011

Tierschutzgesetz
Protection des animaux. Loi

Fortsetzung - Suite

Siehe Seite 1401 hiervor — Voir page 1401 ci-devant

Keller: Es ist für ein zivilisiertes Land wie die Schweiz
eigentlich zu bedauern und fast beschämend, dass man
überhaupt ein Tierschutzgesetz für notwendig hält. Man
sollte meinen, dass, wenn schon jemand ein Tier hält, er
sich auch für dessen Wohlbefinden verantwortlich fühlt.
Die Tiere spielen im Leben der Menschen eine grosse
Rolle, sei es - wie es in der Regel der Fall ist - bei Haus-
tieren als Kamerad. Wer schon einmal eine enge Bezie-
hung, zum Beispiel zu einem Hund oder einem Pferd, er-
lebt hat, denkt nur mit grosser Befriedigung daran zurück.
Aber gerade diese Verbundenheit und die oft übertriebene
Liebe zu diesen Tieren kann, wenn das nötige Verständnis
für deren richtige Lebensweise fehlt, ihre Gesundheit ge-
fährden. Sie wissen, was ich meine: Ueberfütterung einer-
seits, anderseits mit Nahrungsmitteln, die gar nicht zum
Futter solcher Tiere gehören. Man sollte eigentlich verlan-
gen, dass, bevor jemand ein solches Tier anschafft, er
sich zuerst über die nötigen Kenntnisse der Lebensweise
dieser Tierart, besonders bei exotischen Tieren, ausweisen
müsste. Aber dies würde wohl zu weit führen. Hier kann
nur Aufklärung am Platz sein, und es ist deshalb zu be-
grüssen, dass offenbar das schweizerische Fernsehen sich
in dieser Sache bemüht.

Die zweite Variante, wo der Mensch insbesondere Verant-
wortung gegenüber den gehaltenen Tieren übernehmen
muss, und zwar zwingend, ist bei der Nutztierhaltung.
Wenn Sie, wie ich, schon gesehen hätten, dass in einer
Gerberei Munihäute - allerdings vereinzelt - mit einge-
wachsenen Ketten um den Hals abgeliefert werden, so wie
bei einem Baum ein Draht einwächst, oder aus einem Käl-
bermaststall die Kälber beim Abtransport zum Auto getra-
gen werden mussten, weil sie nicht mehr gehen konnten,
oder in Hühnerställen auf den sowieso vom Standpunkt
einer anständigen Tierhaltung umstrittenen Batterien in
einem Geviert von 35 x 35 cm anstatt, was normal wäre,
eines Huhnes drei bis vier Hühner gehalten werden, die
dafür keine einzige Feder mehr am Leib haben, würden
auch Sie ein Tierschutzgesetz nur begrüssen.
Wenn anderseits von einzelnen Konsumentenvertretern zu
hören war, ihnen sei egal, wie zum Beispiel die Hühner
gehalten würden, Hauptsache sei, die Eier seien billig, so
ist eine Tierschutzgesetzgebung unabdingbar. Wenn wir
gegenüber der Kreatur aus Gründen des Preises der Kon-
kurrenz oder der Gewinnsucht alle Hemmungen verlieren,
so ist es höchste Zeit, Abhilfe zu schaffen. Ich empfehle
Ihnen deshalb, auf die Vorlage einzutreten und bei der
Detailberatung in erster Linie an unsere Verantwortung
gegenüber den Tieren und weniger an den Preis oder Ge-
winn zu denken.
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Schalcher: Wir haben in kleinerem Kreise im Hinblick auf
dieses Gesetz eine Besichtigungstour unternommen, um
uns ein eigenes Bild zu machen. Wir haben Hühnerboden-
haltungen gesehen, die durchaus in Ordnung sind, auch
wenn sie keinen freien Auslauf haben. Ja, wir haben uns
überzeugt, dass solche Bodenhaltung eine willkommene
zusätzliche Verdienstmöglichkeit gerade für unsere typi-
schen schweizerischen Klein- und Mittelbauernbetriebe
darstellt, die viel mehr gefördert werden sollten. Und wir
haben Hühnerkäfighaltungen gesehen, die jeder Beschrei-
bung spotten. Das muss man gesehen haben. Mir ist es auf
einige Zeit hinaus vergangen, Eier zu essen. In Batterien
zu 5000 Stück pro Schöpf, ohne Tageslicht, waren überein-
ander und beidseits eines schmalen Ganges in Käfigen,
die zur Not für drei gehen würden, fünf Hühner hineinge-
presst, die nie miteinander fressen oder abliegen können,
weil sie keinen Platz haben, und dies für 17 Monate, und
wenn weniger als fünf in einem Käfig waren, so, weil die
übrigen unter diesen Umständen verendet sind; alles in
einem furchtbaren Gestank. Kollege Akeret und ich ver-
suchten, in diesem schmalen Gang durchzugehen, gaben
aber Mitte Gang auf, weil wir das Spiessrutenlaufen zwi-
schen 5000 herausgereckten, zum Teil federlosen Hälsen
und den Gestank nicht mehr aushielten. Wir Menschen
sind schon merkwürdige Geschöpfe: Auf der einen Seite
können wir uns nicht genug tun in der sogenannten Huma-
nisierung des menschlichen Strafvollzuges, verwandeln
die Gefängnisse bald in Hotelaufenthalte, während die
Verbrecher immer brutaler werden, und auf der anderen
Seite pferchen wir aus reinem Gewinns'treben heraus die
uns anvertrauten Tiere in unmenschliche Gefängnisse!
Dass gegen so etwas eingeschritten werden muss, wenn
solchermassen jede Beziehung zum Tier abhandengekom-
men ist, die es einem von selbst verbieten würde, so etwas
zu tun, ist völlig klar. Das Gewinnstreben in der Tierhal-
tung muss dort eine Grenze haben, wo es dem Tier nicht
mehr wohl ist, und zwar gilt das für alle Tierhaltungen, für
Hühner, Kälber, Rinder und Schweine. Meiner Meinung
nach liegt das Kriterium dort, dass jedes Tier auf jeden
Fall noch eine gewisse Bewegungsfreiheit haben muss,
nur dann kann es ihm wohl sein. Ich würde davor warnen,
zu sehr Details ins Gesetz aufzunehmen, denn die un-
menschlichen Haltungsarten können beim Phantasiereich-
tum des Menschen ändern. Im Gesetz muss der Grundsatz
enthalten sein, mit dem unmenschliches Tun getroffen und
wirksam verhindert werden kann; Details sind der Verord-
nung zu überlassen. Nur so ist die nötige Beweglichkeit
gewährleistet, auch neue Formen zu treffen, wenn sie un-
menschlich sind.

M. Baechtold: En bien des endroits dans le monde, à l'in-
térieur des prisons notamment, les conditions faites aux
détenus sont particulièrement odieuses - mauvais traite-
ments divers, travail jusqu'à l'épuisement dans certains
camps, malnutrition systématique en qualité et en quanti-
té, d'où fréquence de maladies. Est-il bon de poser les
mêmes questions à propos des animaux? Est-ce une
bonne chose que nous ayons le temps de parler d'eux et
pas seulement des hommes? Je dis qu'il faut se'n réjouir.
Les défenseurs d'un principe fortifient leur position en en
étendant l'application. Il est excellent d'avoir aussi à l'es-
prit la souffrance des animaux. Il est d'ailleurs curieux de
constater que les situations sont étrangement semblables
parfois - je pense au droit au soleil, à la lumière naturelle.
Les installations de certains centres d'élevage massif de
poules par exemple - constructions aveugles, à demi en-
terrées - ont comme par hasard l'aspect de certains
camps de concentration, du moins pour ceux qui ont vu
de tels camps.
Mon attention s'est portée d'abord sur le point du mes-
sage concernant la garde des animaux et des soins à leur
donner. L'aperçu liminaire nous dit que les prescriptions
visent à obtenir qu'en toutes circonstances les animaux
détenus par l'homme soient convenablement traités. Pour-

quoi ne trouve-t-on pas cet excellent principe tel quel
dans le texte de la loi? C'est ma première remarque. Voici
la deuxième: le message dit aussi que de larges milieux
de la population requièrent désormais que, dans ces sys-
tèmes de détention, les animaux puissent également avoir
une existence correspondant aux besoins et au comporte-
ment de l'espèce. Hier, on nous a dit et répété qu'une pé-
tition de plus de 250000 citoyens contre les élevages de
poules en batterie a été déposée. On fait d'ailleurs remar-
quer que, du point de vue du consommateur, la viande
ainsi obtenue n'est pas saine, les paysans n'y trouvent pas
finalement un grand bénéfice - parce que cela fait baisser
les prix de toute façon - et finalement ceux à qui profite-
raient ces élevages-là seraient les marchands de cages.
On nous dit encore que, selon un sondage IFOP, 82 pour
cent de la population réclameraient l'interdiction pure et
simple des élevages en batterie. Dans ces conditions,
pourquoi alors le projet renonce-t-il à ces articles ini-
tiaux?
Toujours à ce sujet, l'allusion faite dans le message aux
conventions européennes en préparation est à mon avis
peu explicite. D'une part, on nous dit qu'une commission
d'experts européens est chargée de l'élaboration des
textes de trois conventions sur la protection des animaux,
d'autre part, deux lignes plus bas, on fait allusion à une
seule convention qui entre-temps a été signée par la
Suisse. Ce texte que nous allons voter est-il conforme aux
conventions européennes en préparation et à celles qui
ont été signées? Pourquoi n'avons-nous pas, en annexe
au moins, un texte de convention? Il y a là de quoi éton-
ner.
J'ai sous les yeux, depuis quelques minutes, cette conven-
tion européenne n° 87 de mars 1976 sur la protection des
animaux, signée par la Suisse. Elle entre dans de nom-
breux détails relatifs à la protection des animaux: Article
3, par exemple - Tout animal doit bénéficier d'un loge-
ment, d'une alimentation et des soins qui, compte tenu de
son espèce et de son degré de développement, corres-
pondent à ses besoins physiologiques et étiologiques. Ar-
ticle 4: La liberté de mouvements propre à l'animal,
compte tenu de son espèce et conformément à l'expé-
rience acquise et aux connaissances scientifiques, ne doit
pas être entravée de manière à lui causer des souffrances
et des dommages inutiles. Je pourrais citer l'article 5, sur
l'éclairage, la température, le degré d'humidité, l'article 6,
sur l'alimentation. N'est-il pas curieux, Monsieur le Con-
seiller fédéral, que notre projet de loi aille moins loin dans
les détails que le texte européen signé aussi par la
Suisse? Nous dit-on quelque part, expressément, dans le
message, que ces articles européens s'appliqueront aus-
si? Si tel est le cas, Monsieur le Conseiller fédéral, - cela
m'aura peut-être échappé - alors je m'en félicite. Si 'tel
n'est pas le cas, pourquoi cette lacune? Comme l'a fort
bien relevé M. Diethelm, quelles sont les possibilités
d'élargir les dispositions que nous allons voter?
J'ai également sous les yeux la convention européenne sur
la protection des animaux en transit international, entrée
en vigueur pour la Suisse le 20 février 1971. J'y lis par
exemple une série d'articles sur le transport des animaux,
sur la façon dont on doit humainement, c'est-à-dire mo-
ralement, les traiter. Peut-être est-ce habile de prévoir la
reprise de ces dispositions européennes dans l'ordon-
nance, mais encore faudrait-il le dire. A ce sujet, je relève
que les critiques de certains orateurs à cette tribune, hier,
auraient dû logiquement les amener à soutenir la proposi-
tion de renvoi ou en tout cas à s'en réserver la possibilité.
Je pense notamment aux orateurs qui voudraient que la
loi ne contienne que des dispositions très générales pour
éviter des doubles emplois ou des ambiguïtés avec l'or-
donnance. En tout cas, Monsieur le Conseiller fédéral, il
est illusoire de poser que chaque citoyen a présentes à
l'esprit, en complément de la loi, les dispositions des con-
ventions européennes signées par la Suisse. Pour cer-
taines de ces conventions d'ailleurs, celle que je viens de
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citer sur les transports internationaux d'animaux par
exemple, il ne va nullement de soi qu'elles s'appliquent au
transport interne d'animaux en Suisse et pourtant les rai-
sons sont les mêmes, l'utilité à en attendre est la même, la
volonté est la même. J'attends donc sur ces points les
précisions et les assurances, j'espère, du Conseil fédéral
pour me déterminer personnellement sur la proposition de
renvoi.

Zlegler-Solothurn: Man darf dem Gesetzentwurf attestie-
ren, dass er dem modernen Tierschutegedanken weitge-
hend Rechnung trägt, dass er die ethisch-humanitäre
Pflicht des Menschen, für tiergerechte Unterkunft, Ernäh-
rung, Behandlung und schonenden Einsatz von Arbeits-
und Nutztieren besorgt zu sein, deutlich herausstreicht,
und dass er eine einheitliche und umfassende Regelung
vorsieht. Es ist vor allem positiv zu werten, dass die Ver-
antwortung des Menschen gegenüber dem Tier als seinem
Mitgeschöpf klar zum Audruck kommt. Achtung und Res-
pekt vor Schöpfung und Kreatur gehören zur Wertordnung
und geistigen Grundhaltung einer über .die Technisierung
des Lebens hinausreichenden Kultur. Dabei sind wir uns
bewusst, dass es leider keine heile Welt gibt, etwa nach
den Vorstellungen eines Franz von Assisi, der in seinem
Sonnengesang die Tiere von Feld und Wald als seine Brü-
der und Schwestern angesprochen hat. Aber seine Mah-
nung, dass wir den Tieren beistehen sollen, wenn es von-
nöten ist und dass jedes Geschöpf, das sich in Bedrängnis
befindet, ein natürliches Recht auf Schutz hat, gilt für jede
Generation, die Natur und Geschöpf nicht gering achtet
und sie nicht zu Ausbeutungsobjekten degradiert. Im glei-
chen Masse, wie wir uns heute gegen die Schändung der
Umwelt zur Wehr setzen, haben wir auch die Schändung
der Tiere zu bekämpfen und tierquälerischen Käfig- und
Batteriehaltungen den Riegel zu stossen. Wohl hat auch
das Tier ein gewisses Anpassungsvermögen an veränderte
und einengende Lebensbedingungen, aber dieses Anpas-
sungsvermögen hat auch seine Grenzen. Die Grenzen lie-
gen dort, wo das Tierleben zur Tortur wird, weil angebore-
ne Verhaltensweisen unterdrückt, unterbunden und perver-
tiert werden. Die dringende Notwendigkeit eines Tier-
schutzgesetzes dürfte unbestritten sein, wobei wir wohl
wissen, dass der Tierschutz nicht in erster Linie von Ge-
setzesvorschriften abhängt. Wichtiger ist die geistige Ein-
stellung des Menschen. Das Gesetz stellt aber doch ge-
wisse Normen für das Verhalten gegenüber dem Tier auf,
und diese Normen sind für die Bewusstseinsbildung
in bezug auf das Verhältnis Mensch/Tier von grosser, weit-
tragender Bedeutung. Wir haben auch daran zu denken,
dass eine Generation, welche in einer Gesellschaft auf-
wächst, die das Leiden, die Schmerzen und die Aeng-
ste der Tiere zwar mit ansieht, sie aber aus Nützlichkeits-
erwägungen in Kauf nimmt, gegenüber Vergehen an der
stummen Kreatur stumpf und immun werden könnte.

• Gefühllosigkeit gegenüber dem Tier führt zu Gefühlsverro-
hung, die sich auch auf das mitmenschliche Verhalten
überträgt.
Im ganzen finde ich den Entwurf eine gute, sogar vorbildli-
che Lösung. Bei einzelnen Bestimmungen sehe ich die
Schwierigkeit, einen guten Kompromiss zwischen legiti-
men und begründeten wirtschaftlichen Interessen einer-
seits und der tierfreundlichen Einstellung anderseits zu
finden. Anträgen die auf eine Verwässerung der Vorlage
tendieren, könnte ich nicht zustimmen, werde aber alle
Anträge unterstützen, die unter Beachtung wirtschaftlicher
und forschungsbedingter Notwendigkeiten die Priorität auf
die ethischen Gesichtspunkte setzen.
In diesem Sinne bin ich für Eintreten und gegen den
Rückweisungsantrag.

Künzl: Seit mehr als sechs Jahren beschäftige ich mich
unter anderem mit dem Vollzug des modernen zürcheri-
schen Tierschutzgesetzes, das dem vorliegenden Gesetz-
entwurf in verschiedenen Punkten als Vorlage gedient

hat. Für solche Tierschutzvorschriften, die harte wirt-
schaftliche Forderungen nach sich ziehen, ist, nach unse-
rer Meinung, der kantonale Rahmen jedoch zu eng, wes-
halb ich die Schaffung eines eidgenössischen Tierschutz-
gesetzes in jeder Beziehung begrüsse.
Den vorliegenden Gesetzentwurf betrachte ich als ausge-
wogenen Kompromiss zwischen den ethischen, wirtschaft-
lichen und wissenschaftlichen Aspekten des Tierschutzes.
Das Gesetz wird eine Jahrtausende alte Lücke in unserer
christlichen Sittenordnung ausfüllen und mithelfen, die
Stellung des Tiers zu verbessern. Der Gesetzentwurf - im
wesentlichen handelt es sich ja um ein Rahmengesetz -
bietet die Möglichkeit, im Laufe der Jahre sich einstellende
Aenderungen im Verhältnis des Menschen zum Tier zu
berücksichtigen und insbesondere auch neue Ergebnisse
der Verhaltensforschung - das finde ich besonders wichtig
- in die bundesrätlichen Ausführungsbestimmungen über
die Anforderungen an das Halten von Tieren einzubauen.
Im Zusammenhang mit der Schaffung eines eidgenössi-
schen Tierschutzgesetzes müssen wir uns klar vor Augen
halten, dass sichere Erkenntnisse über das Empfinden der
Tiere, die Schmerzen leiden oder Angstzuständen ausge-
setzt sind, noch weitgehend fehlen, und dass das Tier-
schutzgesetz in einem Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden
muss, in dem vor allem das subjektive Empfinden des
Menschen massgebend ist. Auch das eidgenössische Ge-
setz wird - wie festzustellen ist - keine Definition des Be-
griffes «Tierquälerei» enthalten und im wesentlichen darauf
basieren, was die Mehrheit unseres Volkes als solche be-
trachtet. Wir alle sind aber verpflichtet, für die Beurteilung
von Tierschutzfragen immer mehr objektive, wissenschaft-
lich erhärtete Ergebnisse einzubeziehen und die For-
schung über die essentiellen Verhaltensansprüche der
Tiere zu verstärken. Der Kanton Zürich trägt mit einem
umfangreichen Praxisversuch in der kantonalen Landwirt-
schaftlichen Schule Strickhof zu einem wissenschaftlichen
Vergleich der verschiedenen Haltungsformen von Lege-
hennen bei, und ich erwarte, dass der Bund sich aktiv in
die Beschaffung solcher Beurteilungsgrundlagen einschal-
tet. Dabei ist für uns vor allem der Artikel 23 wichtig. Ich
unterstütze deshalb den bundesrätlichen bzw. den stände-
rätlichen Vorschlag in bezug auf die Haltungsformen, der
dem Tierschutz meines Erachtens gebührend Rechnung
trägt. Ich glaube, dass die bundesrätlichen Vollziehungs-
vorschriften ausreichen sollten, dass akzeptable Haltungs-
formen entwickelt oder - was vor allem wichtig ist - noch
verbessert werden können, trete aber durchaus dafür ein,
dass aufgrund sorgfältiger Ueberprüfungen vom Bundesrat
wenn nötig harte Vorschriften erlassen werden.
Der Gesetzentwurf enthält, neben den bisherigen kantona-
len Vorschriften, zahlreiche Neuerungen, wie die Bewilli-
gungspflicht für Aufstallungssysteme und Stalleinrichtun-
gen sowie für den Tierhandel, über den internationalen
Handel und so weiter, über die wir sehr froh sein müssen.
Die Erfahrungen im Kanton Zürich bestätigen - das möch-
te ich hier vor allem noch erwähnen -, dass der Vollzug
eines Gesetzes dieser Art keinen übermässigen admini-
strativen Aufwand erfordert.
All diese Ueberlegungen veranlassen mich, für ein Eintreten
auf die Vorlage zu plädieren.

Muff: Die wuchtige Annahme des Tierschutzartikels in der
Bundesverfassung hat den Bunderat meines Erachtens
richtigerweise nicht dazu verleitet, ein Gesetz in Perfektion
mit überspitztem Tierschutz auszuarbeiten, sondern es
liegt glücklicherweise eine Vorlage vor, die das Attribut
der Ausgewogenheit verdient. Wir haben bereits festge-
stellt, dass in gewissen konkreten Fragen die Emotionen
hochgehen, dass Referendumsdrohungen vorliegen, Fra-
gen betreffend die Batteriehaltung und Käfighaltung, das
Kupieren der Ohren bei Hunden, die Frage des Schäch-
tens, der Lebendfischerei usw.
Gestatten Sie mir einige Gedanken und Ueberlegungen
zur Beziehung zwischen Mensch und Tier: Wir stellen fest,
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dass die Zahl der Organisationen, der Bewegungen, ein
Riesenangebot an Tierliteratur, die Massenmedien den
Menschen in der Frage des Tierschutzes sensibilisiert ha-
ben. Diese Erscheinung ist zweifellos zu werten als Reak-
tion auf die immer stärkere Technisierung unserer Umwelt
und die zunehmende Entfremdung von der Natur. Schroffe
Reaktionen aber laufen immer Gefahr, extrem zu sein.
Tierliebe kann bis zur Vermenschlichung des Tieres füh-
ren und somit notgedrungen zu falschen Schlussfolgerun-
gen in Sachen Tierschutz. Die Beziehungen des Bauern zu
seinem Tier sind etwas anderer Art. Schliesslich hält er
Nutztiere nicht zum Vergnügen, sondern aus wirtschaftli-
chen Gründen, stellt doch die Tierhaltung die Hauptein-
kommensquelle der Landwirtschaft dar. Das Recht des
Menschen, das Tier wirtschaftlich zu nützen, steht für ihn
ausser Zweifel. Es besteht deshalb für ihn die Gefahr der
Vermenschlichung nicht. Dennoch fühlt sich die überwie-
gende Zahl der Nutztierhalter, der Landwirte, dem Wohlbe-
hagen der Tiere gegenüber verpflichtet. Das Bild der Ge-
meinschaft zwischen Mensch und Tier läuft allerdings dort
Gefahr, gestört zu werden, wenn die Beziehung zum Ein-
zeltier fehlt, wie das zugegebenermassen in der Massen-
tierhaltung der Fall ist.
Einen zweiten Themenkreis möchte ich anschneiden,
und das betrifft die Frage des Einflusses der Domestika-
tion auf das Verhalten der Tiere: Unter Domestikation ver-
stehen wir die Ueberführung von Wildformen zum Haus-
tier. Der Mensch schafft für diese Tiere eine neue Umwelt,
die immer stärker von den Lebensbedingungen der betref-
fenden Wildart abweicht. Unterstützt durch eine zielbe-
wusste Selektion hat das zu grossen Verhaltensänderungen
geführt. So gibt es beispielsweise Haushühner, die den
Bruttrieb verloren haben; der Beutefang beim Hund oder bei
gewissen Rassen ist ebenfalls ganz verlorengegangen; im
Gegenteil, die Hundenahrung wird durchs Fernsehen offe-
riert und nachher in der warmen Stube verzehrt. Im übrigen
sind Vergleiche mit der Wildbahn, vor allem wenn sie abso-
lut sind, sehr gefährlich. Das Tier hat zum Teil weit bessere
Umweltbedingungen als die Natur offeriert. Ich denke
da ans Vorhandensein von genügend Nahrung, Wasser,
Wärme, Licht, während die Wildbahn in der Natur mit ihren
Geschöpfen alles andere als zimperlich umgeht, indem sie
durch Kälte, durch Hitze, durch Trockenheit, durch natür-
liche Feinde ein sehr oft hartes Regime führt.
Nun zu einigen Punkten der Vorlage: Diese Ueberlegun-
gen, die ich eben angestellt habe, gilt es zu würdigen,
wenn wir einzelne Punkte dieser Vorlage besprechen. Seit
über 50 Jahren erfolgt zum Beispiel bei den Hühnern eine
systematische Selektion in Richtung der Anpassungsfähig-
keit an die intensive Haltung und an die Produktionsteige-
rung. Durch Auslese sind die Tiere in bezug auf Hygiene,
Pflege und Fütterung bedeutend anspruchsvoller gewor-
den. Hennen in den Batterien sind wegen der besseren
Hygiene - diese Feststellung sei hier erlaubt - in der Re-
gel gesünder und weisen sich über eine längere Lebenser-
wartung aus als Tiere bei der Bodenhaltung. In aller Ob-
jektivität muss aber zugegeben werden, dass bei der Kä-
fighaltung tatsächlich Fehler passiert sind. Die Batterien
sind zum Teil überstossen, der Bewegungsraum zu klein,
gewisse Einrichtungen primitiv. Man zeigt sich aber in
Kreisen der Eierproduzenten einsichtig und ist bereit, ge-
wisse Anforderungen, Vorschriften in dieser Richtung ent-
gegenzunehmen und diese auch zu erfüllen.
Etwas leicht macht es sich meines Erachtens der Schweizer
Tierschutz - nicht zuletzt in der grossen Inseratenkampa-
gne von gestern -, wenn man behauptet, 82 Prozent der
Schweizer Bevölkerung seien 'für ein ausdrückliches Ver-
bot der Batterie- und Käfighaltung. Ich frage mich aber
umgekehrt: Wo sind diese 82 Prozent Schweizer, wenn es
darum geht, 2 bis 3 Rappen mehr für ein Ei zu bezahlen,
weil die Bodenhaftung eben teurer ist? Drohen diese 82
Prozent nicht plötzlich auf 28 Prozent abzusinken, wenn
der Tierschutz etwas kostet? Wem es ernst ist mit dem
Tierschutz, den darf dieser etwas kosten. Ich bin deshalb

der Meinung, dass wir in Artikel 4 mit dem Vorschlag des
Bundesrates bzw. korrigiert durch den Ständerat richtig
liegen.
Zur eigentlichen Gewissensfrage, zum Gewissenstest wird
meines Erachtens das Problem des Schächtens. Hier steht
den realen politischen Gegebenheiten - der Durchsetzbar-
keit und Realisierungsmöglichkeit dieses Gesetzes - die
Glaubensauffassung religiöser Minderheiten gegenüber.
Wir werden wohl nicht darum herumkommen, auch in Re-
spektierung dieser Minderheiten das zu realisieren, was
eben politisch machbar ist.
Auf andere Punkte in der Vorlage werde ich in der Detail-
beratung zurückkommen. Ich möchte Sie bitten, auf die
Vorlage einzutreten.

Hofmann: Ich gestatte mir, mich in der Ein'tretensdebatte
zu einem wichtigen Punkt, zum Schächtverbot, kurz zu
äussern.
Der Schweizerische Israelitische Gemeindebund hat sich
von jeher mit Vehemenz dafür eingesetzt, und er tut es
erneut mit dringlichen Schreiben, die er an uns richtet,
dass das Schächtverbot aus der Bundesverfassung und
nun aus der Gesetzgebung eliminiert werde. Er stellt auch
eine Minimalforderung, wonach jedenfalls eine Ausnahme-
bestimmung zugunsten religiöser Minderheiten vorzusehen
sei. Trotz grosser Achtung vor dem Israelitischen Ge-
meindebund unterstütze ich aber den Antrag, erstens Arti-
kel 20 Absatz 1 des Entwurfes zum Tierschu'tzgesetz in
seinem Wortlaute zu belassen, zweitens auf das Begehren
der Streichung oder Lockerung des Schächtverbotes
durch eine Ausnahmebestimmung nicht einzutreten. Ich
begründe:
Erstens: Der Ständerat hat sich bereits mit dieser Frage
befasst und hat mit deutlicher Mehrheit die Beibehaltung
von Artikel 20 befürwortet.
Zweitens: Der Bundesrat nimmt, wie aus der Botschaft
hervorgeht, denselben Standpunkt ein. Ich verweise auf
Seite 18.
Drittens: Die nationalrätliche Kommission hat sich ebenso-
wenig erweichen lassen wie die genannten anderen In-
stanzen.
Viertens: Das Schweizervolk hat 1893 plebiszitär zur
Schächtfrage Stellung genommen und das Schächtverbot
in seiner Verfassung gewünscht, was rechtlich gesehen ei-
ne Unschönheit darstellen mag, die aber inzwischen, ich
möchte sagen, verfassungskosmetisch korrigiert wurde.
Das Schweizervolk ist heute sicher nicht weniger tier-
freundlich eingestellt als es 1893 war. Auch sein Entscheid
für die Schaffung des Rahmengesetzes, mit dem eine
Uebergangslösung punkto Schächtfrage verbunden war,
die das Verbot beibehielt, kann als Präjudiz gewertet
werden.
Wenn wir als Gesetzgeber am Zustandekommen des Tier-
schutzgesetzes überhaupt interessiert sind, sind wir auf
die Mithilfe der Tierschutzverbände angewiesen. Für diese
ist das Schächtverbot ein casus stantis aut cadentls. Mit
anderen Worten: Vom Augenblicke an, da der Gesetzent-
wurf das Schächtverbot nicht mehr enthält, sind ausge-
rechnet die Tierfreunde und bestimmt auch die Mehrheit
des Volkes die Gegner des Gesetzes. Sie stehen dann vor
der Frage, ob sie das Referendum ergreifen oder das
Schächtverbo^ wiederum auf dem Initiativwege Realität
werden lassen wollen. Ich fasse zusammen:
Erstens: Der Präjudizien sind genug!
Zweitens: Die Politik ist die Kunst des Möglichen. Wenn
wir ein Tierschutzgesetz überhaupt wollen, müssen wir es
so gestalten, dass es Chance hat, durchzukommen. Eine
Streichung oder Lockerung des Schächtartikels stellt das
in Frage. Ich beschränke mich hier auf das rein Realpoli-
tische, ohne zur Schächtfrage an sich Stellung zu neh-
men. Es sei jedoch auf die Kardinalfrage in der Schächt-
diskussion überhaupt kurz hingewiesen. Die Gegner der
Schächtbestimmungen argumentieren mit der Kultusfrei-
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heit, die sie durch das Verbot des Schlachtens von Tieren
ohne vorgängige Betäubung eingeschränkt sehen. Demge-
genüber hält die Botschaft mit vollem Recht fest, ich zitie-
re Seite 18: «Indessen unterliegt jedes Freiheitsrecht den
ihm von Verfassung und Gesetz gezogenen Grenzen, so
auch die Glaubens-, Gewissens- und Kultusfreiheit.»
Ich beantrage Eintreten auf das Tierschutzgesetz, aber
Nichteintreten auf eine Streichung oder Lockerung des
Schächtverbotes.

RQttlmann, Berichterstatter: Zum Nichteintretensantrag
Oehen möchte ich namens der Kommission folgende Aus-
führungen machen:
Wir sind einigermassen überrascht, dass dieser Nichtein-
tretensantrag ausgerechnet von Herrn Oehen kommt, der
sich offensichtlich als Anwalt des Tierschutzes gegeben
hat. Wenn er von den Tierhaltern oder vom Israelitischen
Gemeindebund oder von der Bewegung gegen die Vivisek-
tion gekommen wäre, hätten wir das eher verstanden. Der
Tierschutz als solcher hat ausdrücklich erklärt - schon vor
diesen Verhandlungen -, dass er kein Interesse an einem
Referendum gegen dieses Gesetz habe, denn das Gesetz
bringe so viel Positives und Fortschrittliches für den Tier-
schutz, dass es unbedingt in die Beratung und zu einem
guten Abschiuss kommen sollte. Herr Oehen hat nun ge-
sagt, dass wir ein Schwarzer-Peter-Spiel treiben würden;
wir würden gewisse kritische und heikle Punkte einfach
auf die untere, also auf sie Verordnungsstufe geben. Auch
der Nichteintretensantrag ist gewissermassen ein Schwar-
zer-Peter-Spiel; denn, Herr Oehen, Sie wissen genauso wie
wir, als politisch Erfahrener, dass das Thema mit all sei-
nen Problemen, mit all seinen Interessenkonflikten ja wie-
der zurückgeht an die Vorinstanzen, vom Bundesrat wie-
der zurück an die Expertenkommission usw., und wir ha-
ben in dieser Diskussion ja auch gesehen, dass diese In-
teressenkonflikte wahrscheinlich nie zu lösen sind; die
werden immer aufeinanderprallen. Wir werden also den
ganzen Film wieder abrollen müssen, und mit diesen offe-
nen Fragen wird eine neue Vorlage wieder vor unseren
Rat kommen.
Herr Oehen, Sie haben wenig Vertrauen auch in den Bun-
desrat und in die ausführenden Behörden gezeigt. Das
beweist auch Ihr ausführliches Verzeichnis von eventuel-
len Abänderungsvorschlägen zum Gesetz. Ich glaube, es
ist hier eine Vertrauensfrage im Vordergrund, eine Ver-
trauensfrage an den Bundesrat, ob er das Gesetz im Sinne
des Gesetzgebers ausführen will oder nicht. Die Kommis-
sion hat während der Beratungen das Vertrauen gewonnen,
dass der Bundesrat gewillt ist, etwas zu tun.
Nicht wahr, die gleichen Leute, die bei jeder Gelegenheit
sagen, wir hätten zu viele Gesetze und der Bundesrat in-
terveniere zuviel, haben nun hier wieder Bedenken, der
Bundesrat werde nichts tun, er werde seine Kompetenzen
nicht ausschöpfen. Ich bitte Sie im Namen der Kommis-
sion, auf die Beratung einzutreten und den Nichteintre-
tensantrag Oehen abzuweisen.
Zu den übrigen Voten hätte ich nur ganz kurz noch einige
Bemerkungen zu machen. Allgemein ist auf die Schwer-
punkte des Gesetzes aufmerksam gemacht worden und
auf die Interessenkonflikte, einerseits die wirtschaftlichen
der Tierhalter, anderseits die ethisch-humanitären des
Tierschutzes. Im übrigen hat der Gesetzentwurf ausdrück-
lich - meines Erachtens - eine gute Note erhalten.
Zu Herrn Salzmann möchte ich sagen, zur Vertrauensfra-
ge, die er gestellt hat, ob der Bundesrat notfalls seine
Kompetenzen ausschöpfen werde: Ich glaube, dieses «not-
falls» steht gar nicht zur Diskussion. Der Bundesrat wird
seine Kompetenz ausschöpfen müssen, weil ja Artikel 4
gemäss Vorschlag des Bundesrates - modifiziert durch
den Ständerat - in imperativer Form gehalten ist. Es geht
also nicht darum, dass eine Notlage eintreten muss, bis
der Bundesrat seine Kompetenz ausschöpft, sondern er
wird es tun müssen.
Herr Tscnumi, in Ihren Ausführungen habe ich einen ge-
wissen Widerspruch festgestellt: Sie haben Wert gelegt
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auf die Verhaltensforschung, die Schmerzempfindlichkeit
der Tiere usw., auf dieses ganze Problem, das vor allem
mit Artikel 4 zusammenhängt. Dann aber stellen Sie im
Namen Ihrer Fraktion den Antrag, den Forschungsartikel
23 zu streichen, wie das bereits der Ständerat getan hat.
Das ist doch ein gewisser Widerspruch. Wir wollten mit
der Wiederaufnahme bzw. der Beibehaltung des bundes-
rätlichen Antrages betont zum Ausdruck bringen, dass auf
dem Gebiet dieser Verhaltensforschung des Tieres etwas
geschehen solle. Ich werde darauf bei Behandlung von
Artikel 23 zurückkommen.
Herr Gautier bedauerte für seine Fraktion einen gewissen
Zentralismus, der einfach verbunden ist mit dem Erlass
eines eidgenössischen Tierschutzgesetzes. Das kann man
zu Recht bedauern. Ich möchte dem aber entgegenhalten:
Es ist sicher anzuerkennen, dass vier Kantone ein neuzeit-
liches Tierschutzgesetz haben, insbesondere auch die
Kantone der Romandie (Fribourg, Genève und Vaud). Aus-
gerechnet aus diesen Kantonen kommt nun die Opposition
gegen die Vivisektion. Also ist auch in jenen Kantonen
nicht vollständig oder nicht zufriedenstellend legiferiert
worden. Ich glaube, dass gerade in der Frage der Vivisek-
tion eine eidgenössische Uebereinstimmung wird erzielt
werden müssen, d. h. dass die bisherige Praxis mit allem,
was dazu gehört, eidgenössisch koordiniert werden muss.
Herr Kunz erklärte, er habe in der Kommission im Zwei-
felsfall immer für den Tierschutz gestimmt. Das ist richtig.
Dazu möchte ich einfach bemerken, dass die verschiede-
nen Mehr- und Minderheiten in der Kommission sich ja
jeweils aus ganz verschiedenen Leuten zusammengesetzt
haben; das waren durchaus nicht immer die gleichen
Gruppen. Sie sehen daraus, dass wir um das Problem des
Tierschutzes ehrlich gerungen haben. Das sollte es auch
Herrn Kunz erleichtern, für dieses Tierschutzgesetz zu plä-
dieren, da die Entscheide zum Teil wirklich hauchdünn
herausgekommen sind.
Herrn Rothen danke ich für die hochstehende Definition
der Sozialethik. Im Votum des Herrn Albrecht habe ich
einen gewissen Widerspruch festgestellt. Er tritt ein für ein
gesetzliches Verbot der Käfighaltung, erwähnt aber zu-
gleich, das Problem sei ausserordentlich komplex. Ich
glaube, wenn man zugibt, dass das Problem ausserordent-
lich komplex ist, müsste man auf die zweite Variante, näm-
lich die Lösung der Kommissionsmehrheit, einschwenken
und darauf vertrauen, dass der Bundesrat mit seinen
Fachleuten dann von Fall zu Fall richtig entscheiden wird.
Noch ein Wort zu Herrn Schalcher: Ich bedaure, dass er
bei seiner persönlichen Besichtigung, zusammen mit Herrn
Akeret, offenbar ein sehr schlechtes Beispiel der moder-
nen Tierhaltung angetroffen hat. Einmal mehr betone ich,
dass natürlich die Tierhaltung weitgehend steht und fällt
mit der Einstellung des Halters. Die Kommission hat Bei-
spiele von Bodenhaltung, aber auch von Käfighaltung be-
sichtigt; wir haben dabei festgestellt, dass es für beide
Arten gute und schlechte Beispiele gibt. Wenn der Be-
triebsinhaber ein nachlässiger Typ ist, kann natürlich auch
die Bodenhaltung schlecht sein. Da ist zu bedenken, was
Herr Muff angetönt hat - ich weiss, in vielen Ohren tönt
das nicht gut -: Vom gesundheitlichen Standpunkt aus ist
es natürlich so, dass die neuen Ställe, die klimatisiert sind,
besser sind als die ursprünglichen, konventionellen Hal-
tungsarten. Ich erinnere Sie hier an frühere Zeiten; ich
habe das auf einem Bauernhof noch erlebt. Da hatte man
10 bis 20 Hühner für die Selbstversorgung, ein sogenann-
tes Hühnerhaus mit einem kleinen Auslauf. Im Winter war
das Hühnerhaus gefroren; auf den Sitzstangen gab es
Läuse. Wir mussten dann als Kinder diese Stangen einpe-
trolen, damit die Läuse vernichtet wurden usw. Am Morgen
gab man jeweils so zwischen 9 und 10 Uhr, wenn der Frost
etwas aufgetaut war, den Hühnern etwas Futter ins Hüh-
nerhaus, damit sie nicht in die Kälte hinaus mussten. Heu-
te sind die Ställe immerhin klimatisiert. Von diesem Stand-
punkt aus muss man doch sehen, dass das auch nicht
ideal war und dass man sicher nicht zu dieser Haltungsart
zurückkehren möchte. Man darf hier also einfach nicht
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übertreiben und muss sehen, dass auf beiden Seiten Posi-
tives und Negatives anzutreffen ist.
Zum angedrohten Referendum: Ich glaube, wir sollten uns
bei dieser Beratung nicht immer leiten lassen von der Dro-
hung mit Referendum oder Initiative. Eine Initiative steht ja
in Diskussion zu Artikel 4 und zu Artikel 20. Die betroffe-
nen Leute werden bei abgerundeter Betrachtung unserer
Arbeit die positiven und negativen Standpunkte gegenein-
ander abwägen und sich dann wahrscheinlich sehr wohl
überlegen, ob sie ein Referendum ergreifen oder eine Ver-
fassungsinitiative lancieren wollen. Das wäre nicht von
Nutzen. Wir haben nun auftragsgemäss ein klares, fort-
schrittliches Tierschutzgesetz erarbeitet und sind der Auf-
fassung, dass diese Vorlage diesem Begehren nachkom-
me. Ich bitte Sie namens der einstimmigen Kommission,
auf die Vorlage einzutreten.

M. Dupont, rapporteur: La grande partie, si ce n'est la
totalité des intervenants ont accepté l'entrée en matière,
ont reconnu souvent l'utilité de la loi, et ont demandé en-
core plus de courrage et plus d'interdictions, de qualité
même sur le fond de la loi.
En ce qui concerne la proposition de M. Oehen - si j'ai
bien compris personnellement - il n'a pas fait une propo-
sition de non-entrée en matière mais une de renvoi, esti-
mant la loi incomplète, insuffisante surtout dans le secteur
de la vivisection et de la garde en batterie des animaux. Il
estime par là que cette loi pourrait être encore améliorée.
Je crois que, dans notre rapport, nous avons dit que cette
loi nous paraissait excellente, d'avant-garde même dans le
contexte actuel, mais qu'au vu de l'évolution de la
science, il est vrai que cette loi est certainement perfecti-
ble. La raison pour laquelle nous estimons qu'il faut com-
mencer aujourd'hui avec cette loi, quitte à ce qu'elle reste
précisément - et cela répond aussi à d'autres intervenants
- pour sa plus grande partie une loi-cadre, c'est qu'on
pourra, par des ordonnances d'application, la préciser,
la perfectionner au vu de l'évolution. Nous ne pouvons
donc nous rallier à la proposition de M. Oehen en ce qui
concerne le renvoi, il le comprendra puisqu'il est lui-
même un partisan acharné de la protection des animaux.
Je voudrais également soulever quelques points qui n'ont
peut-être pas été soulevés. Nous pouvons nous partager le
travail avec le président de la commission pour reconnaî-
tre avec M. Tschumi qu'il est vrai que la garde d'animaux
pour les loisirs provoque aussi un certain nombre d'abus
et de cruautés. Il est vrai que les gens ont de plus en plus
l'habitude d'acheter des tortues, des perroquets ou d'au-
tres petits animaux, comme on achète des jouets, quitte à
les délaisser au bout de quelques jours ou de quelques
semaines. Il ne faut cependant pas utiliser cet exemple
pour masquer la grande détresse du plus grand nombre
des animaux qui se trouvent aujourd'hui être des animaux
de rente.
En ce qui concerne l'intervention du Dr Gautier, je dois
dire que, pour une fois, il a un tout petit peu abusé de son
titre de médecin pour tenter de nous faire comparer le
vétérinaire et le médecin. Je voudrais rappeler que ce
dernier soigne un homme et qu'il peut dialoguer avec lui,
que le vétérinaire soigne un animal, qu'il a énormément de
peine à le faire et qu'il est peut-être par là même difficile
de comparer les deux personnalités. Nous sommes d'ac-
cord avec lui que le vétérinaire doit garder toute sa liberté
d'appréciation en ce qui concerne l'anesthésie. Mais sa
description de la douleur et de la sensibilité des animaux ne
correspond pas aux études actuelles faites par un grand
nombre de spécialistes sur la question, qui prétendent
que, précisément, nous avons fait fausse route pendant
très longtemps et que nous devons apprécier différemment
un certain nombre de tabous qui consistaient à croire que
beaucoup d'animaux, les poissons en particulier, étaient
véritablement insensibles à toute douleur.
Quant à M. Baechtold qui intervient en posant la question
de la comparaison de notre loi avec la convention euro-
péenne, n° 87 en particulier, sur la protection des animaux

dans les élevages, je voudrais dire que notre loi va beau-
coup plus loin que la convention européenne qui, dans
ses articles 1er et 2, donne une définition générale, glo-
bale, indicative de ce que pourrait être la législation et, à
ce sujet, je voudrais lui lire les commentaires qui sont
faits par le Conseil de l'Europe même en ce qui concerne
cette application: «Ces articles établissent les principes
concernant les aspects importants. Le comité s'est efforcé
d'élaborer des principes suffisamment précis pour empê-
cher une interprétation tout à fait libre, mais assez géné-
raux pour répondre à différents besoins. Il est fondamen-
tal que toute souffrance ou dommage inutile doit être évité
et que les conditions d'existence faites aux animaux doi-
vent correspondre aux besoins physiologiques et éthologi-
ques propres à chaque espèce. Ces dispositions ont été
conçues comme des principes directeurs pour l'élabora-
tion ultérieure de mesures détaillées sous forme de re-
commandations du Conseil de l'Europe. Précisément, c'est
lorsque de telles recommandations auront été établies que
les parties contractantes détermineront de bonne foi la
mise en œuvre et que ces parties - dont notre pays - se-
ront amenées à élaborer la législation ou la réglementation
de nature à donner effet auxdits principes.» C'est ce que
nous faisons aujourd'hui. C'est donc en conformité avec
cette convention, raison pour laquelle nous pouvons dire
que notre loi va nettement plus loin que ces principes
généraux, plus loin que la convention même qui reste tout
à fait dans un cadre général.
Je ne vais pas répéter ce qu'a dit mon collègue, mais
nous estimons avec la grande majorité des intervenants
que cette loi nous paraît excellente et, encore une fois,
nous vous recommandons de bien vouloir entrer en ma-
tière.

Bundesrat Brugger: Dass das Schweizervolk in seiner
grossen Mehrheit einen Schutz der Tiere vor der Willkür
des Menschen wünscht, hat die Abstimmung vom 2. De-
zember 1973 über den Verfassungsartikel eindeutig ge-
zeigt. Dass die Notwendigkeit und die Berechtigung eines
wohlfundierten und sachlich begründeten Tierschutzgeset-
zes allgemein bejaht wird, geht ebenfalls deutlich aus
dem Vernehmlassungsverfahren hervor, wie auch aus den
unzähligen Presseäusserungen und den Beschlüssen des
Ständerates, aber auch aus der Haltung Ihrer vorberaten-
den Kommission.
Diese grundsätzlich positive Haltung ist eigentlich nicht
selbstverständlich; früher war das anders. Sie beruht wohl
vor allem auf dem heute stark verbreiteten Misstrauen
gegenüber der Machtfülle des Menschen, der sich die Na-
tur auf weite Strecken Untertan gemacht hat, aber auch
auf der Tatsache, dass heute alle Tiere, von den kleinsten
bis zu den grössten, dem Menschen eigentlich bedin-
gungslos ausgeliefert sind. So ist es denn wohl in den
allermeisten Fällen das an sich gesunde Mitleid gegen-
über dem Schwächeren, das dem heute nicht mehr über-
hörbaren Ruf nach einem wirksamen Schutz unserer tieri-
schen Mitgeschöpfe zugrunde liegt. Denn es ist ja so, wie
gestern sehr deutlich von den Herren Rothen und Kunz
gesagt worden ist, dass wir uns bewusst oder unbewusst
und schicksalshaft mit dem Tier verbunden fühlen und
darum auch ethisch verpflichtet sind, wenigstens die uns
näherstehenden höheren Tiere vor unnötigen Leiden,
Schmerzen und Aengsten zu bewahren und im Rahmen
des Möglichen für das Wohlbefinden unserer Haus- und
Nutztiere, aber auch der Wildtiere besorgt zu sein.
Ich danke für diese Haftung. Ich danke der Expertenkom-
mission, die in ausserordentlich kompetenter Art und Wei-
se dieses Gesetz vorbereitet hat, ein Gesetz, das Spezial-
kenntnisse zur Voraussetzung hatte. Ich danke dem ehe-
maligen Chef des Eidgenössischen Veterinäramtes, Profes-
sor Nabholz, und seinen Mitarbeitern, ich danke auch Ihrer
Kommission und deren Referenten.
Gestern habe auch ich persönlich einige Dankesworte ent-
gegennehmen können. Ich möchte sagen, dass sie hier
vielleicht ausnahmsweise einigermassen verdient sind,
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weil ich mich tatsächlich seit Jahren persönlich und mit
innerer Ueberzeugung für eine Verbesserung des Tier-
schutzes eingesetzt habe. Es ist übrigens dies das zweite
Tierschutzgesetz, das ich betreuen darf, indem ich auch
zum grössten Teil verantwortlich zeichne für das recht
fortschrittliche Tierschutzgesetz des Kantons Zürich. Aber
auch in diesem Freudenbecher hat es natürlich einige
Wermutstropfen; ungetrübte Freude wird ja bekanntlich,
vor allem in der Politik, keinem Sterblichen zuteil. Auch
hier kann man es wohl nicht allen recht machen. Ich ver-
stehe noch einigermassen die föderalistischen Bedenken,
die gestern vor allem von Herrn Gautier vorgetragen wor-
den sind. Man kann sich natürlich fragen: Wäre dieser
Tierschutz nicht eine vornehme Aufgabe der Kantone, eine
Aufgabe, die die föderalistische Substanz wieder etwas
aufwerten könnte? Wir stellen aber fest, und selbst Herr
Gautier musste das zugeben, dass leider die Kantone in
den vergangenen Jahrzehnten diese Aufgabe nur zum klei-
nen Teil gelöst haben. Man kann das bedauern, aber es ist
eine Tatsache. Wenn nur vier Kantone oder Halbkantone
von 25 auf diesem Gebiete legiferiert haben, dann scheint
mir die Notwendigkeit, dass der Bund hier aktiv werden
muss, ganz einfach gegeben zu sein. Uebrigens beschrei-
ten wir da keinen grundsätzlich neuen Weg; denn wir ha-
ben schon heute einen strafrechtlichen Schutz des Tieres,
kodifiziert in Artikel 264 des Strafgesetzbuches, also eben-
falls eine eidgenössische Regelung. Von der Sache her
dürfte man wohl beifügen, dass sich natürlich die Leiden
der Tiere nicht föderalisieren lassen, dass sie an den Kan-
tonsgrenzen nicht Halt machen und dass es wohl nicht so
falsch ist,- Herr Gautier, wenn wir den an sich gefestigten
Grundsatz, dass Widerhandlungen für gleiches Unrecht
gleiche Sanktionen im schweizerischen Rahmen nach sich
ziehen sollten, aufrechterhalten.
Ein anderer Punkt, der uns einiges Kopfzerbrechen verur-
sacht, sind Forderungen, die einfach nicht realistisch
sind, die zu weit gehen. Wenn man verlangt, durch das
Mittel dieses Tierschutzgesetzes sei ganz allgemein das
Wohlbefinden des Tieres sicherzustellen, dann ist das
nach meiner Meinung eine illusionäre Zielsetzung, illusio-
när schon deswegen, weil wir über die Verhaltensweise
der Tiere vielfach leider wenig wissen. Wir wissen auch
heute noch nicht immer, worin eigentlich dieses Wohlbe-
finden besteht, wie wir das Glück des Tieres herbeiführen
können und was dieses Glück des Tieres eigentlich aus-
macht, und zwar deswegen, weil die Verhaltensforschung
bei den Tieren erst am Anfang steht. Hier eine ideale Si-
tuation herbeizuführen, wird wohl schon deswegen unmög-
lich sein, weil vor allem unsere Haustiere generell in einer
an sich unnatürlichen Umwelt leben, die wir aber aus den
verschiedensten Gründen ja nicht grundlegend verändern
können. Ich möchte also bitten, hier realistisch zu bleiben.
Es wird noch einige Zeit dauern, bis ein Ausspruch, den
ich einmal unter Tierschutzfreunden gehört habe, Wirklich-
keit geworden ist: Man sollte sagen können, es sei eine
Freude, in der Schweiz ein Hund zu sein.
In diesem Zusammenhang wird wohl auch gesagt werden
müssen, dass die Meinung falsch ist, das, was zum Wohl-
befinden des Menschen beitrage - also menschliche Ver-
haltensnormen - löse beim Tier die gleiche positive Wir-
kung aus. Man wird feststellen können, dass es nicht nur
Tierquälerei aus Grausamkeit, sondern auch aus Gefühls-
duselei gibt, also aus dem Bestreben, das Tier gewisser-
massen zum kleinen Bruder des Menschen zu degradie-
ren, zu seinem Gespielen, zum Gesellschaftstier. Auch das
kann Tierquälerei sein.
Eine dritte Schwierigkeit besteht darin, dass es natürlich
bei der Lösung dieses Problems notgedrungen zu einem
Zusammenprall zwischen tierschützerischen und wirt-
schaftlichen Interessen kommt, kommen muss. Es wäre
läppisch, diesen Gegensatz verheimlichen oder bagatelli-
sieren zu wollen. Ich denke da nicht einmal in erster Linie
an die Landwirtschaft. Ein rechter Bauer wird dafür be-
sorgt sein, seine Tiere gut zu halten, und zwar auch aus
ökonomischen Ueberlegungen heraus; denn ein gutgehal-

tenes Tier gibt auch die besten Erträge. Die Situation des
«Glunggenpuurs» aus Gotthelfs Romanen dürfte wohl wirk-
lich zum Ausnahmefall geworden sein.
Es gibt aber auch wirtschaftliche Interessen im Verhältnis
zum Ausland. Man sollte hier nicht so leichtfertig argu-
mentieren; denn der Verlust unserer Wettbewerbsfähigkeit
ist unter den heutigen Umständen eine sehr schwerwie-
gende Angelegenheit. Es ist ja nicht so, dass durch den
Verlust dieser Wettbewerbsfähigkeit einfach einige indu-
strielle Grossbetriebe getroffen werden; denn noch heute
haben wir in unserem Land rund 75 000 Geflügelhalter -
das können Sie im fünften Bericht zur Landwirtschaftspoli-
tik nachlesen -, die immerhin noch ungefähr die Hälfte der
Hühner halten, die in unserem Land wirtschaftlich genutzt
werden. Ideal wäre es natürlich im Hinblick auf eine mög-
liche Verzerrung der Konkurrenzverhältnisse und der wirt-
schaftlichen Schäden, die für uns und unsere Produktion
daraus entstehen können, wenn man den Tierschutz inter-
national harmonisieren könnte. Wir vertreten diese Auffas-
sung schon lange. Im Gegensatz zur Meinung von Herrn
Nationalrat Baechtold haben wir uns in den betreffenden
internationalen Verhandlungen sehr stark engagiert. Wir
haben ja auch das europäische Abkommen über den
Schutz von Tieren auf internationalen Transporten sofort
unterzeichnet. Wir haben dort mitgearbeitet. Ebenso ha-
ben wir mitgearbeitet beim Uebereinkommen über den in-
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten frei lebender
Tiere und Pflanzen; wir haben es auch unterzeichnet.
Schliesslich arbeiten wir sehr intensiv mit bei drei europäi-
schen Uebereinkommen, die in Vorbereitung stehen und
die sich allgemein mit dem Tierschutzgedanken befassen.
Diese Arbeiten werden im Rahmen des Europarates betrie-
ben. Das erste Abkommen regelt den Schutz von Tieren in
landwirtschaftlichen Tierhaltungen. Dieses Abkommen ist
ausgehandelt; es kann unterzeichnet werden. Ich gebe
Ihnen die Erklärung ab, dass wir es unterzeichnen werden,
sobald wir innerstaatlich die gesetzliche Grundlage haben.
Diese gesetzliche Grundlage ist das Tierschutzgesetz, das
hier zur Debatte steht. Zwei weitere Abkommen über
Schlachtmethoden und über die Verwendung lebender
Tiere zu Versuchszwecken stehen immer noch in Bera-
tung. Die Widerstände, derentwegen man hier nicht ra-
scher vorwärts kommt, stammen sicher nicht von unserer
Seite. Aber diese Widerstände sind gross, weil der Gedan-
ke des Tierschutzes in anderen Nationen - auch europäi-
schen - noch nicht so stark ins Bewusstsein der Oeffent-
lichkeit und offenbar auch nicht ins Bewusstsein der Poli-
tiker eingedrungen ist. Auch hier erwarten wir nicht allzu
viel. Bei einem internationalen Abkommen muss man ja
immer den kleinsten gemeinsamen Nenner suchen, damit
es überhaupt zustande kommen kann.
Was ich über die Wettbewerbsfähigkeit und die internatio-
nale Harmonisierung gesagt habe, gilt im besonderen
auch für die Tierversuche. Wir können auf diesem Gebiet
nicht einfach etwas ganz anderes machen als alle ändern,
weil wir damit auch wieder .etwas an Innovationskraft ver-
lieren, was verhängnisvoll ist in der heutigen wirtschaftli-
chen Situation, wo wir unsere wirtschaftliche Stellung in
der Welt nur halten können, wenn wir hinsichtlich Erfin-
dung, Innovation usw. stets mit an der Spitze bleiben.
Auch das ist ein ausserordentlich ernsthaftes Problem. Ich
möchte Sie davor warnen, diese wirtschaftlichen Tatbe-
stände jetzt auf die Seite zu schieben, um dann bei der
Behandlung kommender Geschäfte - zum Beispiel von
Motionen und Postulaten -, welche die Frage betreffen,
was wir zur Erhaltung unserer Wirtschaftskraft tun könn-
ten, wieder mit ganz anderen Zungen zu reden. Es ist wohl
die Aufgabe eines verantwortlichen Politikers, diese Zu-
sammenhänge zu sehen.
Ein weiterer Punkt, der mir die Freude etwas vergällt, ist
die unerhörte Emotionalisierung, die stattgefunden hat. Ich
muss Ihnen offen sagen: Was ich da persönlich erlebt ha-
be, entspricht auch nicht den primitivsten Regeln des Tier-
schutzes, geschweige denn den Regeln der Toleranz und
der Achtung vor einer ändern Meinung unter Mitmen-
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sehen, unter gleichberechtigten Bürgern. Ich bin auch
nicht sehr glücklich über diese Referendumsdrohungen.
•Das ist an sich nicht besonders elegant; und diejenigen,
die diese Drohungen ausstossen, werden eine grosse Ver-
antwortung zu übernehmen haben. Man kann dieses Ge-
setz umbringen, wenn man will, und zwar deswegen, weil
auch hier wieder eine unheilige Allianz entstehen könnte,
mit einer aus ganz gegensätzlichen Motiven heraus gebil-
deten kompakten Gegnerschaft. Denn ich muss Ihnen sa-
gen - davon hat man bis jetzt sehr wenig gehört -, dass
es auch Kreise und Gruppen gibt in diesem Land, die an
diesem Tierschutzgesetz keine Freude haben und die so-
fort einsteigen aus Gruppenegoismus oder aus anderen -
zum Beispiel wirtschaftlichen - Gründen, wenn sich eine
Kampagne anbahnen sollte. Ich bin aber auch der Mei-
nung, dass weder Sie als Mitglieder des Parlamentes noch
der Bundesrat eine solche Emotionalisierung, die mit Dro-
hungen verbunden wird, verdient haben.
Leider haben sich auch einige Redner einer Klischeemei-
nung verschrieben, einige, von denen ich es eigentlich
nicht erwartet und von denen ich geglaubt hätte, dass sie
die Materie vorher genau studieren würden. Der Bundesrat
wird ja angegriffen wegen des Verbots gewisser Tierhal-
tungsarten. Es stimmt, dass wir im Vernehmlassungsent-
wurf zum Gesetz beispielsweise die Käfighaltung und die
Haltung auf Spaltböden verboten haben. Das Resultat
dieser Vernehmlassung war, dass 22 Kantonsregierungen
sich dagegen ausspraohen und dass die starke Mehrheit
der politischen Parteien sich dagegen aussprach, weil
man der Auffassung war, dass solche starren Verbotsnor-
men im Gesetz selbst der Realität nicht entsprächen und
auch nicht realisierbar wären, sondern dass hier eine ge-
wisse Flexibilität am Platze sei. Was tat der Bundesrat in
dieser Situation? Wir machen solche Vernehmlassungsver-
fahren ja nicht, um bloss davon Kenntnis zu nehmen; was
an neuen und guten Argumenten vorgebracht wird, das
beachten wir eben auch. Der Bundesrat hat in Artikel 4
des Gesetzestexts, der Ihnen nun vorliegt, vorgeschlagen:
«Der Bundesrat verbietet Haltungsformen, die den Grund-
sätzen des Tierschutzes eindeutig widersprechen.» Es
steht also nicht «Der Bundesrat ist befugt...» oder «Der
Bundesrat kann...», sondern «Der Bundesrat verbie-
tet ...». Er ist demnach durch das Gesetz gezwungen, alle
jene Haltungsformen, die tierfeindlich, tierquälerisch sind,
zu verbieten, und es ist mir gänzlich unerklärlich, wie man
das Klischee hat in die Welt setzen können, der Bundesrat
sei für diese Käfighaltung oder etwas ähnliches. Aber
wenn einmal ein solches Klischee in der politischen Land-
schaft steht, dann bringt man es fast nicht mehr weg. Das
ist auch eine Feststellung, die in diesem Zusammenhang
gemacht werden muss; man nimmt sich offenbar nicht die
Mühe, unsere Texte wirklich zu lesen und zu studieren.
Und selbst meine wiederholten Erklärungen, die ich Im
Auftrage des Bundesrates abgegeben habe, dass der Bun-
desrat von dieser verpflichtenden Kompetenz auch Ge-
brauch machen und die heute üblichen Haltungsarten,
zum Beispiel die Batteriehaltungen bei den Hühnern, so-
weit sie tierquälerisch sind, verbieten werde, haben an der
Situation nichts geändert. Diese Erklärungen sind übrigens
gänzlich überflüssig; denn der Bundesrat hat das Gesetz
anzuwenden, so wie es in Rechtskraft erwächst. Er hat
hier gar keine alternativen Möglichkeiten. Wenn man dem
Bundesrat dieses Vertrauen nicht mehr entgegenbringt,
dann ist es allerdings bös bestellt in diesem Staate; der
Bundesrat verdient dieses Misstrauen nicht. Als abtreten-
dem Bundesrat, der einen gewissen Ueberblick über die
Tätigkeit der Regierung hat, werden Sie mir diese Fest-
stellung wohl nicht übelnehmen. In diesem Zusammen-
hang möchte ich das wohlbekannte Wort sagen: «Gott
bewahre mich vor meinen Freunden, mit meinen Feinden
werde ich selber fertig.»
Und so komme ich zum Schluss. Ich glaube, dass wir Ih-
nen ein fortschrittliches Gesetz unterbreitet haben, ein Ge-
setz, das aber auch eine minimale Rücksicht nimmt auf
wirtschaftliche Gegebenheiten und auf die Praktikabilität,

auf die tatsächlichen Durchführungsmöglichkeiten. Ich bit-
te Sie - und das ist noch einmal wesentlich -, auch das
Gesetz in seiner Gesamtheit zu würdigen.
Ich bin etwas erstaunt, dass es nun Leute gibt, die ihr
ganzes Weltbild an irgendeiner Detailfrage aufhängen, an
den Köderfischen zum Beispiel oder an den kupierten Oh-
ren und Schwänzen der Hunde - da macht man eine gan-
ze Weltanschauung daraus -, aber auch an der Batterie-
haltung. Auch die Batteriehaltung ist nur ein - allerdings
spektakuläres - Detail im Rahmen dessen, was wir mit
diesem Tierschutzgesetz wollen. Wir wollen ja viel mehr,
wir wollen einen Fortschritt beim Halten und bei der Pfle-
ge von Tieren; wir wollen den Handel mit Tieren in den
Griff bekommen, die Tiertransporte humanisieren; wir wol-
len die Eingriffe und Versuche am lebenden Tier - ich
möchte sagen - disziplinieren, besser kontrollieren; wir
erlassen Vorschriften über das Schlachten und Töten von
Tieren, und wir erlassen Vorschriften über die Einfuhr von
Tieren und tierischen Erzeugnissen. Man sollte das Ganze
sehen und sich nicht an Einzelheiten und Details festklam-
mern.
Gestatten Sie mir noch eine allgemeine Bemerkung in die-
sem Zusammenhang; es geht um eine meiner politischen
Erfahrungen. Es scheint mir zu den grossen Tugenden des
demokratischen Menschen zu gehören, dass er hie und da
auch etwas akzeptiert, das vielleicht in gewissen Einzel-
heiten nicht seinen Vorstellungen und seiner Interessenla-
ge entspricht. Ich möchte sagen: Diese Haltung ist etwas
verlorengegangen. Es ist aber die einzig mögliche Hal-
tung, wenn man einen demokratischen Staat sinnvoll aus-
gestalten und durchhalten will.
Damit komme ich noch zum Antrag von Herrn Gehen. Ihr
Rückweisungsantrag ist mit dem bisher Gesagten eigent-
lich bereits beantwortet. Sie sagen, dass diese Vorlage
nicht reif sei, beweise der Umstand, dass gut 20 Anträge
eingereicht worden seien. Ja - aber 16 davon stammen
von Ihnen. (Heiterkeit) Sie sagen auch: «Gut Ding will Wei-
le haben.» Da möchte ich Ihnen antworten, frei nach Goethe:
«Der Worte sind genug gewechselt, lasst uns nun end-
lich Taten sehen. Derweil wir viele Worte wechseln, könnt'
etwas Nützliches geschehen.» Ganz sicher ist, dass, wenn
wir jetzt nicht mit diesem Gesetz über die Bühne kommen
und wieder vorne anfangen müssen, leicht wieder sechs
bis zehn Jahre ins Land gehen könnnen, bis wir etwas Neu-
es haben - wobei ich nicht einmal überzeugt bin, dass
dieses Neue dann so viel besser ist als das, was wir Ihnen
heute unterbreiten.
In diesem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten
und den Antrag des Herrn Oehen abzulehnen, in der gan-
zen Diskussion über die Detailfragen die Gesamtzusam-
menhänge nicht aus dem Auge zu verlieren, sondern sie
zu würdigen, das heisst jenes gesunde Mass einzuhalten,
das es uns ermöglicht, das Tierschutzgesetz dann auch
sinnvoll anzuwenden.

Oehen: Vorerst möchte ich unter Bezugnahme auf das
Votum des Herrn Kommissionspräsidenten feststellen,
dass ich keinen Nichteintretensantrag, sondern einen
Rückweisungsantrag gestellt habe. Er basiert auf der Ein-
sicht und der Meinung, dass das Gesetz durchaus verbes-
serungsfähig wäre; er basiert auf der Angst des Tier-
schutzverbandes, die in einer Deklaration zum Ausdruck
kam, dass die Versprechungen der Herren Bundesrat
Brugger und Direktor Nabholz, die nun von ihren einfluss-
reichen Positionen abtreten werden, vergessen werden
könnten; er basiert schliesslich auf der Drohung des Ver-
bandes, notfalls sogar eine Gesetzesinitiative zu lancieren,
wenn seine Wünsche nicht in genügendem Umfange erfüllt
werden sollten. Ich habe erklärt: Es wäre ein Jammer,
wenn zehn Jahre gesetzgeberischer Arbeit verlorengehen
sollten.
Nun hat Herr Bundesrat Brugger hier soeben in einer ab-
solut klaren und bestimmten Form Versicherungen abge-
geben, die den Tierschutz eigentlich beruhigen müssen.
Ich sehe unter diesen Umständen keinen Sinn darin, mei-
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nen Antrag aufrechtzuerhalten, bitte Sie aber, den ver-
schiedenen gestellten Anträgen, die im Sinne des Tier-
schutzes liegen, dann zuzustimmen. Ich ziehe also hiermit
meinen Rückweisungsantrag unter ausdrücklicher Bezug-
nahme auf die abgegebenen Versprechungen des Herrn
Bundesrat Brugger zurück.

Le président: M. Gehen retire sa proposition de renvoi.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le conseil décide sans opposition d'entrer en matière

Titel und Ingress, Art. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Titre et préambule, art. 1
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Eventualantrag Oehen
Abs. 2
Wer mit Tieren umgeht, hat für deren Wohlbefinden zu
sorgen.

Abs. 3
Niemand darf ihnen ohne zwingenden Grund Schmerzen ...

Art. 2
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition subsidiaire Oehen
Al. 2
Toute personne qui s'occupe d'animaux doit veiller à leur
bien-être.

Al. 3
Personne n'a le droit, sans raison impérieuse, d'imposer...

Oehen: In Artikel 1 unseres Gesetzes erklären wir, dass
dieses Gesetz dem Schutz und Wohlbefinden der Tiere zu
dienen habe. Sogleich schränken wir aber in Artikel 1 die-
sen Schutz wieder ein: «Wer mit Tieren umgeht, hat, so-
weit es der Verwendungszweck zulässt, für deren Wohlbe-
finden zu sorgen.» Mir scheint, in fast allen Voten, die hier
abgegeben wurden, sei zum Ausdruck gekommen, dass
eine der sozialethischen Grundforderungen - die Herr Kol-
lege Rothen hier gestern zitiert hat -, akzeptiert werde,
nämlich: «Gegenüber der menschlichen Machtposition ist
das Tier ohne gleiche Chancen. Es muss unterliegen. Die
menschliche Macht ist darum einzugrenzen. Als Kriterium
für diese Eingrenzung sehen wir die Mitgeschöpflichkeit,
welche in der Ehrfurcht des Menschen gegenüber dem
Tier zum Ausdruck kommt.»
Der Nebensatz «soweit es der Verwendungszweck zulässt»
relativiert diese Forderung in ganz ausserordentlichem
Umfang. Er ist nicht zu rechtfertigen, weder im Hinblick
auf die Nutztierhaltung noch auf die Tierversuche. Es ent-
spricht dem wohlverstandenen ökonomischen Interesse
eines jeden Nutztierhalters, für das Wohlbefinden seiner
Tiere zu sorgen; denn nur wenn sie sich wohl befinden,
können sie eine optimale Leistung erbringen. Bei den Tier-
versuchen ist zudem allzu gut bekannt, dass geschädigte
Tiere bzw. Tiere, die sich eben nicht wohl befinden, gar
keine aussagekräftigen Versuchsergebnisse mehr liefern
können.

Ich bitte Sie deshalb, diese Einschränkung zu streichen.
Es ist nicht nötig, bei den allgemeinen Grundsätzen eine
derart frei interpretierbare Einschränkung aufzunehmen.
In Absatz 3 beantrage ich, das Wort «ausreichend» zu er-
setzen durch «zwingend». Beide Begriffe sind wohl inter-
pretierbar, aber ich glaube, der Begriff «zwingend» stimmt
besser mit der Grundhaltung überein, wie sie in unserer
Debatte zum Ausdruck kommt.
Ich bitte Sie, den beiden Abänderungsanträgen zuzustim-
men.

Ruttlmann, Berichterstatter: Der Antrag Oehen geht dahin,
die fünf Worte «soweit es der Verwendungszweck zulässt»
zu streichen. Offenbar ist hier eine Beziehung zu sehen zu
den Tierversuchen, allenfalls auch zur Betäubungspflicht.
Die Formulierung will ja gerade aussagen, dass es gewis-
se Vorgänge bei der Tierhaltung gibt, wo man nicht darum
herumkommt, dem Tier vielleicht auch Schmerz zuzufü-
gen; das gibt es ja auch beim Menschen. Ich überlasse es
Herrn Bundesrat Brugger zu sagen, ob man hier dem An-
trag Oehen zustimmen könnte.
Zu Absatz 3: Ich halte es eher für eine Wortklauberei, ob
hier «zwingend» oder «ausreichend» zu sagen sei. Herr
Oehen hat ja selber zugegeben, dass beide Begriffe sich
gleich interpretieren lassen. Was materiell gesagt sein
soll, versteht wohl jedermann. Ich bitte Sie darum, den
Antrag Oehen zu Absatz 3 abzulehnen.

M. Dupont, rapporteur: Dans sa globalité, cet article veut
inculquer un nouvel esprit permettant aux articles suivants
de la loi d'approfondir les questions de détail. Elle en
marque l'intention générale, laquelle a bénéficié du con-
sensus général de la commission. Il n'est en effet pas pos-
sible de veiller absolument et en toutes circonstances au
bien-être des animaux.
A l'alinéa 3, M. Oehen demande des «raisons impé-
rieuses». Mais quelle est la différence entre «suffisante» et
«impérieuse»? Encore une fois, c'est une question rele-
vant de l'application de la loi. Les mots «raisons suffi-
santes» tolèrent dans une certaine mesure les douleurs
inévitables (qu'il faudra pourtant encore préciser). Les
mots «raisons impérieuses» voudraient dire que d'entrée
de jeu on devrait faire éviter la totalité des souffrances
aux animaux. Personnellement, je crois que cela est im-
possible. C'est pourquoi je ne pense pas qu'on puisse
donner suite à la proposition de M. Oehen.

Bundesrat Brugger: Man wird den ganzen Artikel 2 neh-
men müssen, der von den allgemeinen Grundsätzen han-
delt. Der oberste Grundsatz lautet: «Tiere sind so zu be-
handeln, dass ihren Bedürfnissen in bestmöglicher Weise
Rechnung getragen wird.» Das ist wichtig. Ist es über-
haupt möglich, ganz allgemein für das Tier ein «Wohlbe-
finden» in einem Gesetz zu garantieren? Ich mache Sie
darauf aufmerksam, dass Sie das nicht einmal beim Men-
schen können. Ich habe mich schon mehrmals in meinem
Leben in Situationen befunden, wo mein Wohlbefinden gar
nicht im Maximum stand, sondern hie und da auch im Mi-
nimum, sogar in Ihrer sonst so netten Gesellschaft. Beim
Tier wird das auch so sein. Denken Sie etwa an die Klein-
tierhaltung in städtischen Verhältnissen. Sehr oft haben
diese Tiere zu wenig Bewegung; es ist gar nicht möglich,
ihnen die naturgemässe Bewegungsfreiheit zu geben, die
sie vermutlich für ihr volles Wohlbefinden brauchen wür-
den. Man sollte hier also realistisch bleiben und nicht Sa-
chen in das Gesetz hineinschreiben, die nicht zu verwirkli-
chen sind. Im Absatz 3 scheint mir «ausreichend» eine
starke Formulierung zu sein, die wir nicht durch eine ande-
re ersetzen müssen.
Ich bitte Sie, die Anträge von Herrn Oehen abzulehnen.

Abs. 1 angenommen gemäss Antrag der Kommission
AI. 1 adopté selon la proposition de la commission
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Abstimmung - Vote
Abs. 2-Al. 2
Für den Antrag der Kommission 86 Stimmen
Für den Antrag Gehen 20 Stimmen

Abs. 3-AI. 3

Für den Antrag der Kommission 86 Stimmen
Für den Antrag Gehen 14 Stimmen

Art. 3
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 4
Antrag der Kommission

Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Minderheit
(Kunz, Bundi, Dupont, Girard, Nauer, Salzmann, Ziegler-
Solothurn)

Abs. 1
Haltungsarten, die den Grundsätzen des Tierschutzes ein-
deutig widersprechen, namentlich bestimmte Arten der Kä-
fighaltung und der Dunkelhaltung, sind verboten.

Abs. Ibis
Der Bundesrat kann bestimmte Haltungsarten der Bewilli-
gungspflicht unterstellen.

Abs. 2

Zur Anpassung bestehender Anlagen kann eine bestimmte
Frist von höchstens 10 Jahren eingeräumt werden.

Antrag Oehen
Abs.1
Der Bundesrat verbietet Haltungsarten, die den Grundsät-
zen des Tierschutzes eindeutig widersprechen. In der
Nutztierhaltung sind insbesondere verboten:
- die Käfighaltung von Geflügel;
- die dauernde Dunkelhaltung von Nutztieren;
- das Halten von Ferkeln in Käfigbatterien;
- das Halten von Kälbern auf Spaltböden.

Abs. Ibis
Der Bundesrat kann zudem bestimmte Haltungsarten der
Bewilligungspflicht unterstellen.

Abs. 2
Zur Anpassung bestehender Anlagen kann eine angemes-
sene Frist, jedoch höchstens 10 Jahre, eingeräumt werden.

Art. 4
Proposition de la commission

Majorité
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Minorité
(Kunz, Bundi, Dupont, Girard, Nauer, Salzmann, Ziegler-
Soleure)

AI. 1
Les formes de détention qui contreviennent manifestement
aux principes de la protection des animaux, notamment
certaines formes de détention en batteries, en cages et en
obscurité permanente, sont interdites.

Al. Ibis
Le Conseil fédéral peut soumettre certaines formes de
détention à autorisation.

Al. 2
Un délai équitable, de 10 ans au maximum, peut être ac-
cordé pour adapter les installations existantes.

Proposition Oehen
AI.1
Le Conseil fédéral interdit les formes de détention qui
contreviennent manifestement aux principes de la protec-
tion des animaux. Sont notamment interdites dans l'exploi-
tation des animaux domestiques:
- la détention de volaille en cage;
- la détention de porcelets en batterie;
- la détention en obscurité permanente;
- la détention de veaux sur caillebotis.

Al. Ibis
Le Conseil fédéral peut en outre soumettre certaines for-
mes de détention à autorisation.

Al. 2
Un délai équitable, de 10 ans au maximum, peut être ac-
cordé pour l'adaptation d'installations existantes.

Rüttimann, Berichterstatter: Hier handelt es sich, wie be-
reits in der Eintretensdebatte erwähnt, um den eigentli-
chen Zankapfel des Gesetzes. Sie haben das erfahren aus
den verschiedenen Zuschriften, Inseraten, Petitionen usw.,
die auf ein striktes Käfighaltungsverbot ausgehen. Es sind
auch entsprechende Voten bereits in diesem Rat dafür
gefallen. Die Expertenkommission hat im Artikel 5 ein ge-
setzliches Verbot vorgeschlagen. Dieses Gesetz ging dann
in die Vernehmlassung. 22 Kantone haben beantragt, die-
ses gesetzliche Verbot zu streichen, auch die Mehrheit der
Wirtschaftsverbände und die Mehrheit der Parteien. Der
Bundesrat hat dann in seiner Vorlage, die nun heute vor-
liegt, Artikel 5 gestrichen. Aber er hat im Artikel 4 Absatz 1
eine imperative Delegation an den Bundesrat vorgeschla-
gen, solche Käfigihaltungsverbote oder auch Dunkelhal-
tungsverbote auszusprechen, mit der Begründung, diese
Lösung sei flexibler, und es könne die Vernehmlassung
nicht einfach übersehen werden. Die ständerätliche Kom-
mission hat dann mit 5 zu 4 Stimmen, also relativ knapp,
den Antrag des Bundesrates modifiziert in dem Sinne, wie
Sie ihn vorliegen haben. Neu dazu gekommen ist die Wen-
dung: «namentlich bestimmte Arten der Käfighaltung und
der Dunkelhaltung». Herr Bundesrat Brugger hat uns er-
klärt, dass das in der Praxis für den Bundesrat das glei-
che bedeute, also der bundesrätliche Antrag wie der stän-
derätliche Antrag, hingegen sei die ständerätliche Ergän-
zung eine Verdeutlichung auch nach aussen, was der Bun-
desrat eigentlich zu tun gedenke. Der Ständerat hat dann
mit 25 zu 8 Stimmen diesen knappen Mehrheitsantrag sei-
ner Kommission gutgeheissen.
Unsere Kommission hat nicht stillschweigend, aber weil
andere Anträge zurückgezogen wurden, diesem Antrag zu-
gestimmt. Ein An'trag lautete dahin, wieder zum bundesrät-
lichen Antrag zurückzukehren; er sei klar genug und inter-
pretiere an sich das, was vorgesehen und beabsichtigt sei.
Ein anderer Antrag ging dahin, ein prinzipielles Verbot zu
statuieren, hingegen dem Bundesrat die Delegation zu ge-
ben, Ausnahmen zu gestatten. Dieser Antrag beinhaltete
auch eine Anpassungsfrist. Dieser Antrag wurde dann
ebenfalls zurückgezogen. Am Schluss der Gesetzesbera-
tungen bestand der Rückkommensantrag auf diesen Arti-
kel 4 in dieser Richtung. Er wurde abgelehnt mit 10 zu 10
Stimmen, mit Stichen'tscheid des Präsidenten. Dieser
Rückkommensantrag erscheint nun als Minderheitsantrag,
den Sie auf der Fahne haben, der angeführt wird von
Herrn Kunz. Noch kurz die Begründung zur Haltung der
Mehrheit.
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Es ist klar: Es besteht ein gewisser Glaubenskrieg zwi-
schen dem Tierschutz und den Tierhaltungsorganisatio-
nen, wie der Schweizerische Verband der Geflügelhalter
(VSGH), die SEG (Schweizerische Genossenschaft für Eier
und Geflügel), die Interessengemeinschaft Geflügel (IG)
usw. Auch der Schweizerische Bauernverband steht auf •
dieser Seite.
Es ist dem Bundesrat vorgeworfen worden, er sei diesen
Pressionen erlegen. Herr Bundesrat Brugger hat Ihnen
vorhin gesagt, wieso der Bundesrat auf diese Lösung ge-
kommen sei. Sicher ist es objektiv so - das möchte ich
hier auch sagen -, dass die Käfighaltung vom rein ethi-
schen und ästhetischen Standpunkt aus nicht schön ist;
das geben wir alle - auch die Tierhalter - zu. Aber diese
wurden dazu gezwungen. Die Käfighaltung der Hühner ist
keine schweizerische Erfindung. Ich habe Ihnen im Eintre-
tensreferat gesagt, dass wir heute den tieferen Eierpreis
haben als 1948, also vor bald 30 Jahren. Es besteht ein
unerhörter internationaler Konkurrenzkampf in dieser Eier-
produktion. Unsere Tierhalter in der Schweiz kamen auch
in diese Kos'tenklemme und suchten nach Auswegen. Es
hätte zwei Alternativen gegeben: Die eine nämlich, einen
Schutz an der Grenze zu verlangen. Weil wir ja teureres
Futter und teurere Arbeitslöhne haben, müssten wir auch
einen anderen Eierpreis haben als das Ausland. Man hat
dies nicht gewählt; von den Tierhaltern her auch nicht
verlangt. Auch der Bund hat dies nicht gemacht. Es beste-
hen also absolut offene Grenzen für die Eier. Wir führen ja
etwa 600 Millionen Eier jährlich ein. Das sind zirka 40 Pro-
zent unseres Verbrauches. Man hat die andere Alternative
gewählt: Rationalisierung, Kostensenkung. Unsere Tierhal-
ter sind vor 20 oder vielleicht 15 Jahren ins Ausland -
England, USA, andere europäische Staaten - gepilgert und
haben diese Käfighaltung als Rationalisierungsmöglichkeit
gesehen. Sie war damals noch nicht so wie heute; sie
wurde bereits etwas verbessert. Unsere Leute haben das
System übernommen und damit erreicht, dass wir heute
eben diesen günstigen Eierpreis haben. Er ist zurzeit auf
25 Rappen festgelegt, also ein unerhört billiger Preis,
wenn man vergleicht. Natürlich kommen in oder vor der
Osterzeit Eierlieferungen vom Osten her, fertig gefärbt für
9 Rappen. Das sind dann Situationen, wo wir dann wieder
gewisse Ueberschussverwertungen im Nachhinein vorneh-
men müssen. Der Tierschutz hat sich erst vor etwa zehn
Jahren des Problems angenommen. Seither haben wir nun
diese Diskussionen wegen der Käfighaltung der Hühner.
Die Tierhalter kamen gewissermassen auch in einen Teu-
felskreis: Sie haben aus eben diesen geschilderten Grün-
den rationalisiert; sie haben sehr viel - Millionen! - inve-
stiert in diese Einrichtungen. Es gab auch gewaltige Schul-
den und Zinslasten. Das bedingte wieder, dass die Bestän-
de erhöht wurden. Weil rationalisiert wurde, konnten die
gleichen Arbeitskräfte auch mehr produzieren usw. Sie
werden darum auch ein gewisses Verständnis für den Ab-
wehrkampf der Tierhalterverbände aufbringen müssen.
Nun ist aber zu betonen: Die Tierhalterverbände sind be-
reit, eine gewisse Lösung zu treffen. Sie sagen also heute
ja zu dieser Vorlage des Bundesrates, dass der Bundesrat
gewisse Käfig- und Dunkelhaltungen verbieten solle, wohl
wissend, dass ihnen das wieder gewaltige Neuinvestitio-
nen bringen wird. Damit ist gemeint, dass die heutigen
Käfige in ihrer Grosse und in ihrer Art verboten werden
sollen. Nun hat die Kommission, wie übrigens schon die
ständerätliche Kommission, Gelegenheit gehabt, neue Kä-
fige zu besichtigen, die in der praktischen Erprobung ste-
hen bei der Schweizerischen Geflügelzuchtschule. Diese
Käfige sind einmal grösser, weisen also pro Huhn mehr
Raum auf; sie sind höher; sie haben zwei Si'tzstangen,
versetzt auf zwei Stufen, und sie haben schliesslich Lege-
nester. Unsere Tierhalter sind also bereit, diese Neuerun-
gen zu übernehmen, wenn sie sich in der Praxis bewäh-
ren. Selbstverständlich bewirkt das, dass im gleichen
Raum nicht mehr soviel Hühner gehalten werden können
und die Eierproduktion damit verteuert wird. Man ist aber

nicht bereit, grösstenteils zur Bodenhaltung zurückzu-
kehren, was ja vielen Leuten vorschwebt, oder gar das
Idealbild wieder zu erreichen, wo ein paar Hühner auf
dem Miststock scharren und gackern und Eier legen. Die-
se Zeit ist vorbei. Damit unsere Eierversorgung sicherge-
stellt wird, müssen wir leistungsfähige Betriebe haben.
Das sind aber nur rationalisierte Betriebe. Die Bodenhal-
tung - das habe ich schon angetönt - ist wegen der Ge-
sunderhaltung der Tiere nicht mehr erwünscht oder nicht
mehr praktikabel, weil eindeutig - auch wissenschaftlich
und hygienisch - nachgewiesen ist, dass die Käfighaltung
gesünder ist, da der Kot sofort wegtransportiert wird, wo-
gegen in der Bodenhaltung die Hühner tagelang in ihrem
Kot herumlaufen. Die Verschleppung der Darmkrankheiten
- das ist ja das besondere Problem bei der Hühnerhaltung
-, die Kokzidiose, ist natürlich sozusagen «ideal» in der
Bodenhaltung. Darum sind die Hühnerhalter nicht mehr
bereit, zu dieser Bodenhaltung zurückzukehren. Das ist
auch der Grund, dass die Sterblichkeit der Hühner ganz
gewaltig gesenkt wurde mit der Käfighal'tung. Sie sehen
also: Die Tierschutzvereine und die Tierhalter sind hier
gar nicht so weit voneinander weg. Man sollte hier einen
Weg finden und nicht gleich mit Referenden drohen, wenn
hier nicht expressis verbis der Text, den früher die Exper-
tenkommission aufgenommen hat, also ein striktes Käfig-
und Dunkelhaltungsverbot, hineingenommen wurde, son-
dern aus den genannten Gründen imperativ sagt: «Der
Bundesrat verbietet Haltungsarten, die den Grundsätzen
des Tierschutzes eindeutig widersprechen, namentlich be-
stimmte Arten der Käfighaltung und der Dunkelhaltung. Er
kann ferner...». Das ist also das Thema, über das Sie zu
entscheiden haben. Eis ist, wie schon gesagt worden ist,
also eine Frage des Vertrauens in den Bundesrat: Wird er
es tun, oder wird er es nicht tun? Wir meinen, er müsse es
tun, weil diese verbindliche Form im Text zwingend ist.
Wir haben in der Kommission materiell nicht abgestimmt,
weil Rückkommen mit Stichentscheid des Präsidenten ab-
gelehnt wurde. Herr Kunz und seine Mitunterzeichner ha-
ben darauf diesen Minderheitsantrag auf die Fahne gege-
ben. Sie müssen also heute entscheiden, ob Sie ein strik-
tes Verbot wollen, wie die Tierschutzverbände, oder ob Sie
die Delegation an den Bundesrat akzeptieren, was offen-
sichtlich die Meinung der Mehrheit der Kommission ist
und was auch der Ständerat beschlossen hat.

M. Dupont, rapporteur: Je pense que vous avez pu consta-
ter que, rapporteur de la majorité, j'ai signé ici la proposi-
tion de minorité et je ne me permettrai pas de défendre
cette position. Je renoncerai donc à mon intervention sur
le fond. Je voudrais simplement dire comme je l'ai d'ail-
leurs souligné hier dans mon rapport, que je suis absolu-
ment opposé à la détention en cage, et que ce que nous
avions vu actuellement était intolérable et indigne de notre
pays.
Je crois que ce constat a été reconnu comme exact par la
majorité, la très grande majorité, sinon la totalité de la
commission. Nous divergeons cependant sur la manière
de trouver une solution qui tienne compte des aspects
éthiques et moraux et, en même temps, dans un certain
sens, des nécessités économiques. Comme le président
de la commission vient de le souligner, la commission
s'est prononcée à la fin des débats sur une proposition
de revenir sur cet article par 10 voix contre 10; le prési-
dent a tranché en faveur du maintien de la solution adop-
tée par le Conseil des Etats, donnant compétence au
Conseil fédéral d'interdire ces formes de détention, alors
que la minorité proposait d'inscrire directement dans la loi
l'interdiction de garde. Je laisse le soin tant aux partisans
de la majorité que de la minorité de la commission de
s'exprimer à ce sujet, ma position étant inconfortable en
l'espèce.

Kunz, Sprecher der Minderheit: Den Artikel 4, den wir heu-
te behandeln, bezeichne ich als wohl den wichtigsten Arti-
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kel für das Tier, denn es geht hier um das ganze Leben
des Tieres, während beim Schächtverbot, beim Köderfi-
schen, beim Abrichten von Hunden nur das mehr oder
weniger qualvolle Sterben geregelt wird und nicht das
Leben. Es kommt mir vor, wie das Sprichwort über den
Junggesellen: Der Junggeselle lebt wie ein König und
stirbt wie ein Hund. Wenn der Junggeselle leben würde
wie ein König und Sterben wie ein Köderfisch, dann würde
niemand Junggeselle bleiben wollen, und das wäre doch
wohl schade.
Hier geht es aber darum, das ganze Leben der Tiere zu
regeln, die in den Batterien und in den engen Käfigen
nicht nur in Abhängigkeit vom Menschen leben, sondern in
Verhältnissen, wie sie seinerzeit die geraubten Negerskla-
ven auf den Schiffsüberfahrten verbringen mussten, wenn
ich hier einmal ein menschliches Beispiel anbringen darf.

Was sind nun aber die Unterschiede zwischen der Fas-
sung der Kommissionsmehrheit und zwischen der Fassung
der Kommissionsminderheit? Die Mehrheit will den Bun-
desrat beauftragen, schlechte Haftungsarten zu verbieten.
Die Minderheitsfassung beauftragt nicht den Bundesrat,
sondern verbietet von Gesetzes wegen schlechte Haltungs-
arten, die den Grundsätzen des Tierschutzes widerspre-
chen, namentlich bestimmte Arten der Käfig- und der Dun-
kelhaltung. Das ist der Unterschied. Natürlich - da muss
ich dem Bundesrat absolut recht geben - muss dann wie-
derum der Bundesrat definieren, welche Haltungsarten
den Grundsätzen des Tierschutzes eindeutig widerspre-
chen. Darum kommt der Bundesrat nicht herum. Aber wir
von der Minderheit möchten doch von Gesetzes wegen
hier durch dieses Haus und durch den Ständerat schlech-
te Haltungsarten verbieten.

Die Fassung der Minderheit ist also bestimmter, schärfer,
zupackender. Sie will gegenüber der starken Lobby der
Batterie- und Käfighalter ein Signal setzen und dem Bun-
desrat den Rücken stärken. Das ist meines Erachtens
wichtig und richtig. Bestimmte Arten der Käfighaltung -
man weiss heute übrigens genau, welche - sind eindeutig
tierquälerisch. Sie widersprechen bereits heute den Arti-
keln 2 und 3, die wir schon akzeptiert haben. Wenn Sie die
Artikel 2 und 3 nachlesen, so sehen Sie, dass eigentlich
schon mit diesen Artikeln die Käfig- und Batteriehaltung,
die tierquälerisch ist, verboten sein würde.
Weshalb wollen wir aber nun noch ein verschärftes Signal
setzen? Ich möchte das ein wenig ausdeutschen. Vorher
möchte ich aber sagen, dass unsere Minderheit im Verlau-
fe der Kommissionsberatung einen ähnlichen Antrag ein-
gereicht hatte, wie er nun von Herrn Oehen vorliegt. Die
Minderheit hat konkret gesagt, welche Käfighaltungen und
welche Batteriehaltungen verboten sein sollten. Man hat
sich aber dann im Verlaufe der Beratungen belehren las-
sen, dass ein schlichtes Aufzählen, wie das die Tierschutz-
verbände im Anfang gemacht haben und wie das auch der
Antrag Oehen tut, nicht ohne weiteres akzeptiert werden
kann. Wenn Sie die Batteriehaltung verbieten, müssen Sie
zuerst definieren, was Batteriehaltung ist, und das können
Sie nicht ohne weiteres tun. Auf der ändern Seite weiss
man heute ganz genau, dass auch die Bodenhaftung
schlechter sein kann als die Batteriehaltung. Wir haben
Bodenhaltungen gesehen, die ausserordentlich schlecht
waren, und heute weiss man, dass die Entwicklung auf
Batteriehaltungen zugeht, die dann wieder akzeptabel sein
können. Batteriehaltungen, in denen beispielsweise das
Tier seine Hackordnung durchleben kann, wo es einen
stillen Nistplatz findet, wo es auf der Stange sitzen kann
und plötzlich in dieser Batterie besser dasteht - ich möch-
te dieses Beispiel bewusst sagen - als beispielsweise ein
Kanarienvogel in seinem Käfig. Wo würde da der Unter-
schied bestehen zwischen einem Kanarienvogel im Käfig
und einer guten Batteriehaltung? - Oder wenn Sie den
Antrag Oehen genau anschauen, so sehen Sie, dass
eigentlich strikte genommen mit seinem Antrag das Halten
von Kanarienvögeln verboten wäre, wenn man nicht wie-

der eine andere Definition findet als «Geflügel in Käfigen» -
was sind denn Kanarienvögel anderes als Geflügel in Käfi-
gen? Sie sehen diese Schwierigkeiten.
Andere Schwierigkeiten bestehen ebenfalls mit den Spalt-
böden. Es gibt ganz einfach ausgezeichnete Spaltböden,
die für das Tier nicht quälerisch sind, die hygienisch sind,
das Tier in der Bewegungsfreiheit nicht hemmen, und es
gibt andere Lager, nicht Spaltböden, die eben schlecht
sind. Darum kann man nicht im Gesetz bereits für alle Zu-
kunft genau definieren, was schlecht ist und was nicht,
man braucht dazu die Verordnung, und man braucht in
dieser Verordnung die Arbeit des Bundesrates.
Meines Erachtens ist die Formulierung der Kommission,
verschärft durch die Forderungen der Minderheiten, die
Lösung, die wir heute brauchen. Dabei verstehe ich selbst-
verständlich die Opposition der Geflügelhalter, und ich
verstehe die Opposition der Eierproduzenten gegen diese
schärfere Fassung der Minderheit. Was ich aber nicht ver-
stehe - das sage ich hier mit Verlaub -, ist die (allerdings
milde und anständige) Opposition des Schweizerischen
Bauernverbandes gegenüber unserer Formulierung. Es hat
vielleicht auch etwas Tröstliches, denn wir Nichtlandwirte
- mit Herz für die Landwirtschaft - haben oftmals Mühe,
gewisse Stellungnahmen von Brugg zu verstehen; darum
begreifen wir es, wenn auch Brugg unsere Eskapaden of-
fenbar nicht durchwegs verstehen kann. Der Bauer aber
hat von unserer Fassung absolut nichts zu befürchten; auf
einem gesunden Bauernhof werden sowohl die Hühner wie
die Nutztiere so gehalten, wie das tierschützerisch verant-
wortbar ist. Aber in grossen Batterien und Zuchtanstal'ten
werden die Tiere eben nicht so gehalten.
Zum Schluss noch eine Bemerkung zur zehnjährigen Frist.
Sie sehen ja auch hier eine kleine Differenz zwischen
Mehrheit und Minderheit. Diese Frist hat zu einem gewis-
sen Missverständnis geführt. Wir schlagen vor, hier eine
zehnjährige Frist als obere Maximalgrenze zu setzen; das
entspricht auch dem Antrag Oehen. Aber wir machen
deutlich, dass das eine oberste Grenze sein solle; schon
viel, viel früher - möglichst rasch - sollen die schlechten
Haltungsarten verboten werden. Ganz ohne Frist geht das
nicht. Hier bin ich mit dem Kommissionspräsidenten ein-
verstanden. Wir wollen ja die Tiere schützen, aber nicht
die Eier- und Fleischproduzenten vernichten. Wer hat
denn von diesen Eier- und Fleischproduzenten Rationali-
sierungsmassnahmen verlangt? Wer hat immer wieder -
auch in diesem Parlament - von der Landwirtschaft ver-
langt, sie möge rationalisieren? Die Landwirtschaft hat be-
gonnen, zu rationalisieren, im Einverständnis mit der Poli-
tik. Nun wäre es gegen Treu und Glauben, hier plötzlich
zu sagen: Jetzt ist uns eure wirtschaftliche Situation völlig
egal, ihr müsst ohne Frist von heute auf morgen mit dieser
Geschichte aufhören. Darum wünschen wir eine Frist, aber
sie soll so gesetzt sein, dass sie auch vom Tierschutz aus
akzeptiert werden kann. - Ich bitte Sie also, der Kommis-
sionsminderheit zum Durchbruch zu verhelfen.
Auf dem langen Weg zur Abschaffung der Batterie- und
Käfighaltung wollen wir nun etwas mutiger vorgehen, wir
wollen den Weg etwas abkürzen, aber wir wollen - das sei
deutlich gesagt - das Kind nicht mit dem Bade ausschüt-
ten.
Zur berühmten Frage des Vertrauens zum Bundesrat: Herr
Bundesrät, ich führe hier keinen Glaubenskrieg gegen Sie,
ich führe hier einen Krieg für den Tierschutz, und zwar mit
Ihnen und nicht gegen Sie. Ich glaube, dass der Minder-
heitsantrag im Kampf für den Tierschutz mit unserer Fas-
sung Ihnen den Rücken zu stärken vermag.

Oehen: Zunächst einige Vorbemerkungen, vorab zum
Herrn Kommissionspräsidenten. Mir scheint, er habe zum
Ausdruck gebracht, dass die Tierhalter in unserem Lande
sich immer wieder angegriffen fühlen, wenn man gegen
die industrialisierte Tierhaltung ankämpft. Das ist ein fal-
sches Gefühl. Es ist kein Angriff auf jene Mitbürger, die
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zur Sicherung ihrer Existenz zu diesen Formen der Tier-
haltung übergehen mussten. Wir wissen doch alle, dass
sie dazu gezwungen waren. Sie möchten zur Kenntnis
nehmen, dass es u. a. darum geht, auch ihnen wiederum
eine Form der Berufstätigkeit zu ermöglichen, die einiger-
massen dem Bild des Bauern als Pfleger und Heger ent-
spricht. Ich glaube, dass der Antrag, wie er - abgeändert
von Herrn Nebiker - nachher zur Behandlung kommen
wird, in dieser Richtung helfen kann. Es ist schwer ver-
ständlich, warum die Landwirtschaft ausgerechnet dort ge-
gen den Tierschutz kämpft, wo man ihr helfen will; denn
die intensivtierhaltung ist beileibe landwirtschaftsfeindlich.
Sie hat noch und noch Existenzen vernichtet und wird das
weiterhin tun. Ich kann ausserdem nicht begreifen, warum
man argumentiert, wir benötigten die Intensivtierhaltung,
um leistungsfähige Betriebe zu erhalten. Genau in jenem
Augenblick, wo wir auf die Leistungsfähigkeit dieser Be-
triebe angewiesen sein werden, klappen sie nämlich zu-
sammen weil sie die Importfuttermittel nicht mehr kriegen
werden. Sie helfen uns also im Notfall überhaupt nicht.
Eine Bemerkung zu meinem Vorredner, Herrn Kunz: Ich
bitte Sie, im Zusammenhang mit der Käfighaltung zu un-
terscheiden zwischen Kanarienvögeln und Nutztieren. In
meinem An'trag steht genau: «Bei der Nutztierhaltung...».
Ich habe bisher nicht bemerkt, dass Kanarienvögel bei uns
als Fleisch- oder Eierlieferanten gebraucht würden.
Damit zu meinen eigentlichen Anträgen. Ich sehe mich
genötigt, vorerst wieder einmal Herrn alt Direktor Nabholz
zu zitieren. Herr Nabholz hat in seinem Vortrag gesagt, die
Kommission habe sich mit dem Problem auseinanderge-
setzt, ob man es im Gesetz bei einem generellen Grund-
satzartikel bewenden lassen wolle, und sei dann zur Auf-
fassung gekommen, dass es absolut notwendig sei - auch
aus politischen Gründen -, zu einer klaren Formulierung
zu greifen. Er hat darauf aufmerksam gemacht, dass so-
wohl der Tierschutz wie auch die Landwirtschaft daran
interessiert sein müssen, zu wissen, was von ihnen ver-
langt wird. Zu den Haltungsfragen, die hier zur Diskus-
sion stehen, hat die Kommission einhellig - so der seiner-
zeitige Bericht - bejaht, dass das Haften von Ferkeln in
Käfigbatterien, die dauernde Dunkelhaltung von Nutztieren
und das Halten von Kälbern auf den Spaltböden zu verbie-
ten sei; das sei in der Fachkommission völlig unbestritten
gewesen.
Zum Problem der Käfighaltung erklärte die Mehrheit der
Kommission, dass die natürlichen Verhaltensabläufe, wie
Putzen, Scharren, Flügelschlagen, Eiablage, in einem Mas-
se gestört seien, dass von einer artgemässen und verhal-
tensgerechten Haltung nicht gesprochen werden könne.
Es wird argumentiert, dass man jetzt neue Haltungen in
den Käfigen ausprobieren wolle und dass man diese nicht
zu verbieten gedenke. Ich meine, wir haben doch beim
Begriff der Käfighaltung oder der Batteriehaltung von Hüh-
nern völlig klare Vorstellungen. Sie alle haben X Schriften
erhalten, in denen diese Haltungsformen dargelegt wur-
den. Wenn jetzt neue Formen entwickelt werden, die mit
den alten Käfighaltungsformen nicht mehr viel zu tun ha-
ben, dann ist es das Leichteste auf der Welt, dieser neuen
Form auch einen entsprechenden Namen, z. B. Kleinstal-
lung, zu geben. Wir würden dann nicht davor zurück-
schrecken, hier etwas zu verbieten, weil man behauptet,
man könne nun eben die Weiterentwicklung damit nicht
gestatten. Das ist gar nicht wahr, das sind gesuchte Argu-
mente, die ich nicht akzeptieren kann.
In meinem Antrag habe ich - wie Sie ja selbst bemerkt
haben - auf die ursprünglichen Vorschläge der Kommis-
sion zurückgegriffen. Dabei habe ich lediglich die genauen
Angaben in bezug auf die Umstellungszeit herausgenom-
men und diese in Absatz 2 zusammengefasst, wodurch
dann mein Absatz 2 de facto eine Verbindung des Absat-
zes 2 der Kommissionsmehrheit und der Kommissionsmin-
derheit wurde.
Ich. habe übrigens gerade dadurch bewiesen - Herr Bun-
desrat -, dass ich nicht einfach Misstrauen habe. Es geht
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mir bei allen meinen Anträgen übrigens nicht um ein per-
sönliches Misstrauen, sondern darum, zu versuchen, das
Misstrauen, das in breiten Schichten vorhanden ist, un-
wirksam zu machen.
In meinem Artikel 4, wie ich ihn vorschlage, sehen Sie,
dass die kritischsten Formen, die ganz eindeutig verboten
werden sollten, genannt sind. Daneben aber habe ich die
Formulierung übernommen, dass der Bundesrat bestimmte
Haltungsarten der Bewilligungspflicht unterstellen könne,
in der Meinung, dass wegen der Entwicklung neuer Hal-
tungsarten, die unter Umständen genausowenig tierfreund-
lich sind wie die genannten, auch in Zukunft weitere Ver-
bote möglich bleiben müssen. Ich denke da zum Beispiel
neben der Dunkelhaltung auch an die dauernde Taghal-
tung; das ist nämlich genau so tierquälerisch wie umge-
kehrt.
Ich bitte Sie also, diesen Ueberlegungen bei Ihrem Ent-
scheid Rechnung zu tragen. Insbesondere wollen Sie an
die Grundidee denken, die allen meinen Anträgen die Ba-
sis gibt. Es ist dafür zu sorgen, dass die Tierschutzkreise
keinen Anlass haben, das Gesetzwerk, das nun doch weit
gediehen ist, wieder aus den Angeln zu heben.

M. Teuscher: Personne ne peut prétendre que le débat
d'aujourd'hui ne répond pas à un besoin, voire à un
mouvement d'opinion qui devenait de plus en plus impéra-
tif. Malgré les aspects économiques, les besoins du con-
sommateur, le monde est de plus en plus confronté avec
une certaine morale de l'environnnement naturel.
Alors que souvent les revendications pouvant découler de
manifestations populaires sont contre les propres intérêts
de ces mêmes consommateurs, la protection des animaux,
comme celle de la nature, semble intervenir de plus en
plus dans la qualité de la vie, même si cela coûte un peu
plus cher.
Si l'on a suivi les événements concernant cette nouvelle
loi sur la protection des animaux, on peut admettre que le
premier projet avait été fortement influencé par une péti-
tion de 400 000 personnes déposée à l'Office fédéral vété-
rinaire. On a même avancé le chiffre de 80 pour cent de
citoyens hostiles aux nouvelles formes d'élevage d'ani-
maux en batterie. Je pense que le Conseil fédéral a eu
raison, au départ, de tenir compte dans la loi des motiva-
tions d'une majorité importante de citoyens. Cependant,
entre les bonnes intentions du projet de loi soumis en
consultation le 5 septembre 1975 et la loi que nous discu-
tons aujourd'hui, il y a, sur certains articles, de fortes di-
vergences, plus particulièrement sur la suppression de
l'élevage en cage ou en batterie. L'interdiction de tenir
des animaux de rente en cage ne pourra donc figurer que
dans une ordonnance si toutefois cette interdiction est
prise en considération.
La décision du Conseil des Etats de déléguer la compé-
tence au pouvoir central, le refus à une voix de la com-
mission du Conseil national d'inscrire dans la loi elle-
même l'interdiction générale d'élever des animaux en
cage ou dans l'obscurité ne sera pas sans écho si cette
ratification a lieu.
Comment concilier les aspirations d'une partie importante
des consommateurs avec une décision parlementaire diffé-
rente? La puissante Société suisse de la protection des
animaux eöt catégorique: elle va lancer une initiative. Dès
lors, cette épreuve de force risque fort de ne pas être une
page de gloire pour le Parlement.
A mon sens, la suppression de cette interdiction est le
résultat d'une consultation approfondie certes, mais on
peut se demander si les intérêts économiques de certains
gros producteurs, hors de l'agriculture, ou de milieux d'im-
portateurs de céréales fourragères n'ont pas été trop pris
en considération. A lire la littérature des défenseurs de
l'élevage en batterie, on est stupéfait du peu d'importance
accordé à la ferme suisse, laquelle se voit petit à petit
spoliée d'un revenu qui n'est plus possible sur le sol
suisse. Car, si cette production agricole de type industriel
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se pratique en Suisse (et nécessairement avec des pro-
duits étrangers pour être rentable), cela deviendra catas-
trophique pour l'économie agricole du pays.
Que l'on ne s'y trompe pas: il y a sous cet aspect un gas-
pillage énorme des ressources fourragères. L'utilisation
abusive d'aliments concentrés pour le bétail à base de
protéines végétales nobles contribue au gaspillage des
ressources fourragères sur le plan mondial. Ce n'est pas
d'aujourd'hui non plus que les rapports de la PAO s'élè-
vent, face au fléau de la famine, contre le fait que 35 pour
cent de la production des céréales sont transformés par le
bétail. Aujourd'hui on a dépassé la mesure.
Le prix est le seul critère utilisé mais jamais on ne voit les
conséquences pour la ferme suisse. Il y a quelques an-
nées, on pouvait encore produire des œufs et des volailles
avec les produits de la ferme, et dans toutes les régions
du pays. Aujourd'hui, il est impossible pour les paysans
de prétendre à ce revenu accessoire, si bienvenu dans les
petites fermes en particulier.
Comment concilier les grands élevages concentration-
naires (coopératives spécialisées dans un type de mono-
culture utilisant le sol étranger) avec les exploitations ru-
rales traditionnelles? C'est contraire à une saine politique
agricole.
Enfin reste le problème du principe de l'élevage en batte-
rie et dans l'obscurité permanente propre aux grands éle-
vages concentrationnaires. Le rendement a été l'agent
conducteur de la situation actuelle. Certains abus ont con-
duit à des installations où l'état physique et sanitaire des
animaux est scandaleux. Il s'agit de repartir sur des don-
nées nouvelles compatibles avec une morale nouvelle à
l'égard des animaux.
C'est pour cette raison que je voterai l'article 4, version de
la minorité, qui interdit certaines formes de détention
d'animaux en batterie, en cage et en obscurité perma-
nente. Je vous invite à soutenir la proposition de la mino-
rité.

Mme Bauer: La loi que nous devons voter aujourd'hui con-
cerne, ne l'oublions pas, la protection des animaux. Elle
prétend être en quelque sorte une «charte de l'animal»,
procédant en cela l'intention de l'UNESCO qui, en 1978,
publiera la Charte mondiale de l'animal. Or si l'on consi-
dère les restrictions, les omissions, les silences de cette
loi, si l'on se rappelle qu'à la suite des pressions exercées
par les industriels en élevage, on a supprimé les articles
qui visent à interdire les procédés d'élevage les plus
cruels, à savoir l'élevage en cage, l'élevage en batterie et
l'élevage dans l'obscurité, il faut avoir le courage d'affir-
mer que cette loi dite de protection des animaux revêt un
caractère dérisoire et qu'elle prend l'allure d'une sinistre
farce.
Si l'on refuse, assure-t-on, de préciser expressément dans
la loi les interdictions précitées, c'est pour lui conférer
plus de souplesse, c'est pour laisser au Conseil fédéral la
compétence d'édicter des règlements d'application. Or
qu'en est-il actuellement, en l'absence d'articles précis et
contraignants sur l'élevage des poules, des veaux et des
porcs? La plupart de nos collègues membres de la com-
mission parlementaire ont été horrifiés de ce qu'ils ont vu
dans certaines installations. Certains ont parlé de specta-
cle écœurant, insoutenable. Et encore peut-on penser que
les éleveurs qui ont accepté leur visite estimaient être
dans leur droit et n'avoir rien à se reprocher. Il faut donc
se rendre à l'évidence: si nous ne votons pas la proposi-
tion de minorité à l'article 4, les conditions de détention
pratiquées aujourd'hui se perpétueront, le Conseil fédéral
continuera d'être soumis aux pressions des producteurs
industriels qui ne considèrent l'animal que comme une
machine à produire.
C'est pourquoi nous devons renoncer à tolérer plus long-
temps les installations concentrationnaires, ceci pour trois
raisons essentielles. Premièrement, elles contribuent à
l'inflation par l'importation de nourritures animales coû-

teuses - M. Teuscher vient de développer ce point. En-
suite, à cause des conditions d'hygiène et de promiscuité,
l'animal étant privé des besoins élémentaires tels que l'air,
le soleil, l'herbe, un espace raisonnable, il devient indis-
pensable d'avoir recours aux antibiotiques, à la chimiothé-
rapie en général, dénoncée par l'Organisation mondiale
de la santé. En effet, absorbés régulièrement à doses infi-
nitésimales par l'homme qui consomme de la viande, les
antibiotiques deviennent ensuite inopérants lorsqu'on en a
besoin pour un traitement précis. En outre, rappelons que
les grandes installations gaspillent et polluent considé-
rablement l'eau. M'a-t-on pas affirmé qu'une porcherie de
500 têtes pollue autant qu'une commune de 5000 habi-
tants? Il va de soi qu'un délai devra être accordé aux éle-
veurs afin qu'ils puissent graduellement appliquer la loi. Il
va de soi également que les œufs, que les poulets, que
certaines viandes coûteront un peu plus cher.
Dans leur grande majorité, les Suisses interrogés cette
année par Isopublic admettent de payer le prix de la qua-
lité. Payer un œuf de ferme plus cher, acheter aussi des
bas morceaux, pour certains manger moins de viande,
préférer des fruits plus petits, tachés peut-être mais moins
insipides et non traités, de plus en plus de gens sont con-
vaincus qu'il y va de la santé de l'homme. Rappelons à ce
sujet la pétition déposée en janvier 1975, munie de 400000
signatures, qui demande notamment la suppression de
l'élevage des poules en batterie. Par contre, il est juste
que soient soutenues et encouragées les exploitations
rurales traditionnelles, les petites et moyennes entreprises
de la plaine et de la montagne qui pratiquent à la fois
l'agriculture et l'élevage. Cette forme d'élevage-là est en-
core à l'échelle humaine. Nous pouvons le montrer sans
honte à nos enfants.
Selon la PAO, ce sont 35 pour cent de la production mon-
diale de céréales qui sont utilisées pour alimenter le bétail
et il faut pour produire 1 kilo de viande 7 kilos de cé-
réales, qui font si cruellement défaut à certaines popula-
tions chroniquement affamées du tiers monde.
Parce que la dimension éthique n'est pas absente de cette
loi, il faut enfin que l'homme cesse de subjuguer, de dé-
truire son environnement naturel. A force de violenter
l'animal et la nature, de précipiter la disparition d'espèces
et de biotopes, il met en péril l'équilibre nécessaire à sa
survie même. En détruisant son environnement, il tend à
se détruire lui-même.
Pour toutes ces raisons, j'estime qu'il nous faut voter la
proposition de minorité à l'article 4, cet article qui est un
des points essentiels de la loi.

Chopard: Vorerst möchte ich Herrn Bundesrat Brugger
herzlich danken für all seinen Einsatz, den er bis jetzt in
echter Weise für den Tierschutz geleistet hat. Wir wissen
alle, dass er massgebend bei der Ausarbeitung des Tier-
schutzgesetzes im Kanton Zürich mitgearbeitet hat. Wir
kennen alle seine senkrechte Haltung gegenüber dem Ver-
fassungsartikel, der diesem heutigen Tierschutzgesetz vor-
ausgegangen ist. Ich darf sagen, dass ich einmal mehr
seine eindeutige Haltung in der Kommissionsarbeit dan-
kend zur Kenntnis genommen habe.
Nun zum vorliegenden Artikel 4. Sie haben jetzt zur Genü-
ge gehört, dass es hier vor allem um die Hühnerhaltung
geht. Ich möchte auch klarstellen, und diejenigen, die mich
kennen, wissen, dass auch ich für einen echten Tierschutz
bin, dass ich die heutige Batteriehaltung ablehne; ich ver-
urteile diese Form. Ich habe die Realität gesehen auf der
Besichtigungsreise der Kommission. Und gerade weil ich
die heutige Form der Batteriehaltung ablehne und weil ich
sie in der Realität gesehen habe, kann ich dem Minder-
heitsantrag nicht zustimmen, weil ich der Meinung bin,
dass die hier beantragten 10 Jahre unhaltbar sind. Ich
verstehe nicht, dass man hier 10 Jahre in das Gesetz ein-
bringen will, weil ich diese Befristung eher als abträglich
denn als gerechtfertigt empfinde. Ich bin auch der Mei-
nung, dass die Gefahr besteht, dass, wenn die 10 Jahre im
Gesetz fixiert werden, man eben diese 10 Jahre dann auch
ausnützen will und berechtigt auf diese 10 Jahre pochen
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wird. Wir wissen doch alle, dass es heute Käfighaltungen
gibt, die wir sofort und nicht erst in 10 Jahren abzuschaf-
fen tiaben. Ich möchte Ihnen hier nur - es wurde heute
bereits am Rande erwähnt - die Ueberfüllung der heutigen
Käfige als Beispiel geben. Es ist doch so, dass nach mei-
ner Meinung, sobald dieses Gesetz in Kraft ist, mindestens
der Zustand der Ueberfüllung sofort behoben werden
muss, und zwar in den bestehenden Anlagen. Ich glaube
also, dass bei objektiver Betrachtung die bessere Garantie
besteht für einen Tierschutz, wenn wir hier keine Befri-
stung von 10 Jahren einführen, und wenn wir nicht einfach
dem Bundesrat Vertrauen entgegenbringen, sondern dafür
sorgen, dass die Realität, wie sie sich heute darstellt auf
dem Sektor der Hühnerhaltung, möglichst schnell verbes-
sert wird in der Richtung, dass unhaltbare Zustände nicht
erst in 10 Jahren, sondern sofort behoben werden müssen.
Aus diesen Gründen möchte ich Sie dringend bitten, den
Minderheitsantrag abzulehnen. Ich meine auch, dass aus
den gleichen Gründen der Antrag Gehen abzulehnen ist.
Ich halte also dafür, dass bei objektiver Betrachtung der
Antrag der Mehrheit mehr tut für den Tierschutz als diese
hier fixierten 10 Jahre. Ich bitte Sie darum noch einmal,
den Minderheitsantrag abzulehnen und der Mehrheit zuzu-
stimmen.

M. Gautier: Je voudrais tout d'abord rassurer M. le rappor-
teur de langue française: je ne vais pas abuser de mon
pouvoir médical, comme il me l'a reproché tout à l'heure,
bien que l'emploi des antibiotiques dans l'alimentation de
la volaille soit un sujet qui me paraisse essentiellement
médical. Toutefois, comme cet objet n'a rien à voir avec le
projet que nous traitons, des antibiotiques pouvant être
donnés aussi bien en dehors des batteries qu'à l'intérieur
de celles-ci, je n'insiste pas sur ce point.
En second lieu, je ferai remarquer qu'il ne faut pas drama-
tiser la portée de cet article 4. En effet, les deux versions,
celle de la majorité et celle de la minorité, tendent à inter-
dire l'élevage en batterie; la seule différence que j'y vois,
c'est que dans l'une c'est la loi qui l'interdit, dans l'autre,
c'est le Conseil fédéral. Il est vrai que, dans les deux cas,
on parle de certaines formes d'élevage et que, dans un
cas comme dans l'autre, il faudra que, par voie d'ordon-
nance, le Conseil fédéral détermine ce qu'on appelle «cer-
taines formes d'élevage». Je pense que, là, tout dépend de
la confiance que nous faisons au Conseil fédéral. Pour ma
part, je fais confiance au Conseil fédéral et je ne pense
pas que ni ce dernier dans son ensemble, ni M. Brugger
considèrent cette loi comme une sinistre plaisanterie,
comme on l'a dit tout à l'heure.
Cela dit, je reconnais que le problème de l'élevage des
poules en batteries est un problème extrêmement en-
nuyeux. Nous sommes pris entre deux impératifs: celui de
la protection des animaux d'un côté, celui des nécessités
économiques de l'autre. Il faut bien se rendre compte que
si nous interdisons totalement l'élevage en batterie, nous
allons faire monter le prix des œufs d'une manière consi-
dérable et je voudrais rappeler - je me replace sur le plan
médical et je prie M. Dupont de m'en excuser - que les
œufs sont une source de protéines bon marché qui, pour
les personnes âgées en particulier, sont de la première
importance.
Je voudrais faire une autre remarque à ce sujet: j'ai vu,
avec la commission, des élevages de poules en batterie.
Je reconnais que c'est épouvantable, mais je dois dire
que certains élevages de poules sur le sol ne sont pas
beaucoup plus satisfaisants, au contraire. Je crois que
cela prouve une chose: ce n'est pas tellement le «sys-
tème» qui est important mais la manière dont on s'en sert
et la conscience professionnelle de l'éleveur.
Ma troisième remarque concerne le fait qu'il existe des
possibilités d'améliorer techniquement le système de l'éle-
vage en batterie. Là, je pense que si nous laissions une
certaine latitude au Conseil fédéral, ce serait préférable. A
ce propos, je voudrais citer six lignes de la lettre que le
Conseil d'Etat de la République et Canton de Genève avait

adressée au Conseil fédéral au moment de la procédure
de consultation. Le gouvernement de mon canton écrivait
ceci: «Avant de jeter I anathème sur l'élevage en batterie,
il faudrait au moins établir des normes issues des perfec-
tionnements sans cesse nouveaux dont bénéficient ces
installations. Les producteurs sont parfaitement d'accord
qu'on fasse preuve d'une attitude correcte envers les ani-
maux; en revanche ils s'élèvent contre des décisions qui,
jusqu'à preuve du contraire, ne reposent pas sur des don-
nées scientifiques établies.» Je partage pleinement l'opi-
nion du Conseil d'Etat genevois et je pense que ce sys-
tème de batteries serait améliorable; nous en avons du
reste vu un exemple lors des visites auxquelles a procédé
la commission.
En conclusion, je pense qu'il faut laisser une relative lati-
tude au Conseil fédéral, lui faire confiance et dans ce but
voter la proposition de la majorité de la commission.

M. Besuchet: Le Conseil fédéral se réserve par l'article 4
la possibilité d'interdire les formes de détention contreve-
nant manifestement aux principes de la protection des
animaux mais il se réserve aussi celle de soumettre à au-
torisation certaines de ces formes.
Ses affirmations qui me semblent contradictoires trouvent
des semblants d'explication à la page 13 du message où
l'on peut lire que «le Conseil fédéral serait tenu d'interdire
expressément les formes de garde contrevenant mani-
festement aux principes de la protection des animaux ou
de les soumettre à autorisation».
Faut-il comprendre que des formes de garde, contraires à
la protection des animaux, seront tout de même soumises
à autorisation? Prendre en considération des données
scientifiques pour autoriser ou interdire des formes de
détention c'est céder par avance à l'arbitraire. Il est bien
évident que certains ingénieurs agronomes, certains fabri-
cants de cages et batteries, certains grands éleveurs fe-
ront la démonstration que les conditions faites aux ani-
maux ont été étudiées pour qu'elles soient les meilleures
possibles. Il n'y a, pour s'en convaincre, que de lire la
prise de position de la Communauté d'intérêts de la pro-
duction suisse des œufs et de la volaille. Or ceux qui ont
eu l'occasion de visiter des installations appelées «batte-
ries», même modernes, même bien éclairées, même bien
aérées, en gardent un sentiment de révolte, un souvenir
de cauchemar. Ils ressentent bien la véracité des propos
du grand spécialiste en psychologie animale, Konrad Lo-
renz, lorsqu'il affirme, catégoriquement, que l'animal souf-
fre profondément de ces formes de détention. Il ne s'agit
pas de protéger l'animal en lui donnant un gîte propre
mais exigu, un milieu ambiant conçu pour éviter les mala-
dies mais n'ayant rien' de commun avec la nature, une
nourriture élaborée en fonction de ses besoins physiologi-
ques mais qui n'a rien de commun avec la nourriture que
l'animal cherche lorsqu'il dispose d'une certaine liberté.
Monsieur le président de la commission, en parlant des
batteries et des cages nouvelles que vous avez eu l'occa-
sion de voir, vous affirmez que les conditions d'hygiène et
de prévention des maladies sont meilleures que celles des
animaux en liberté. Vous citez l'exemple des poules. En
tant que membre d'une société d'aviculture, en tant
qu'éleveur amateur, je puis vous assurer, Monsieur le pré-
sident, que nous connaissons les problèmes des maladies
des gallinacés et les problèmes de leur prévention et
que, tout en maintenant des élevages productifs de poules
au sol, nous luttons sans relâche pour maintenir leur san-
té, pour améliorer constamment les diverses races par
une sélection sévère et par des soins intensifs. La protec-
tion des animaux d'utilité implique de tenir compte, en
priorité, de leurs exigences naturelles et, compte tenu de
ces besoins, de rechercher les voies et moyens pour que
l'éleveur y trouve son compte et pour que les denrées de
provenance animale soient de la meilleure qualité possible
pour le consommateur.
Je ne suis pas convaincu que les viandes de veau et de
porc produites actuellement dans les grands élevages,
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que les œufs de poules en batterie répondent à ces cri-
tères de qualité. Il est évident, pour les œufs par exemple,
que le consommateur ne peut pas prétendre à une meil-
leure qualité sans que les coûts de production soient plus
élevés. Il est évident qu'aux prix payés actuellement par
les grossistes, seuls les centres de production de type dit
«industriel» peuvent survivre. Ce n'est pas pour rien que
la plupart des paysannes ont renoncé au petit apport com-
plémentaire que représentait le poulailler. Ce n'est pas
pour rien que les aviculteurs amateurs limitent maintenant
leur production aux besoins de leur famille. Un sondage
de l'Institut Isopublic nous apprend que près de 50 pour
cent des 1000 personnes interrogées sont prêtes à payer
le supplément nécessaire pour qu'il n'y ait plus de poules
en batterie. La même enquête nous apprend que 80 pour
cent des personnes interrogées citent les batteries comme
les méthodes les plus cruelles de l'élevage. Comment
pourrions-nous, dès lors, ne pas inscrire de façon formelle
dans l'article 4, le principe de l'interdiction de la détention
en batteries, en cages, ou dans l'obscurité permanente.
Ce serait aller contre l'avis de la majorité des citoyens de
ce pays.
Ce serait mettre sur pied une loi en sachant par avance
qu'elle fera vraisemblablement l'objet d'un rédérendum.
En conclusion, interdire l'élevage en batteries c'est soute-
nir les petits aviculteurs et agriculteurs, c'est offrir aux
consommateurs des produits d'une meilleure qualité, c'est
surtout lutter contre une tendance dangereuse visant à
réduire la vie animale à ses manifestations les plus rudi-
mentaires. Si l'homme ne partage pas avec tous les êtres
vivants, à divers degrés, une conscience universelle, il se
retrouvera intolérablement seul dans la création. Je vote-
rai donc pour la proposition de la minorité tant en ce qui
concerne l'article 4 que l'article 9 et je vous invite à en
faire de même.

Diethelm: Ich ersuche Sie, der Fassung der Kommissions-
mehrheit und des Ständerates zuzustimmen. Die Formulie-
rung der Kommissionsminderheit entbindet den Bundesrat
nicht von der Verpflichtung, die Definition von Käfighal-
tung oder Dunkelhaltung vorzunehmen. Nach meinem Da-
fürhalten brauchen wir hier eine flexible Lösung, die es
gestattet, neuen und besseren Erkenntnissen auf dem Ge-
biete der Haltungsarten von Tieren rasch zu folgen. An
einer Besichtigung von Batteriehaltungen wurde der vor-
beratenden Kommisson für das Landwirtschaftsgesetz
eine Neukonstruktion für Käfighaltung, entworfen von der
Geflügelzuchtschule Zollikofen, gezeigt, die gegenüber
den bisher bekannten Systemen ganz bedeutende Vorteile
aufweist und dem Tierschutzgedanken viel näher kommt.
Selbst der gezeigte Prototyp ist noch verbesserungsfähig,
obwohl das Wohlbefinden der Tiere bereits in viel stärke-
rem Ausmass als bisher gewährleistet wird. Wir wollen
nicht zuletzt auch daran denken, dass mit einer tierfreund-
licheren Intensivhaltung, die dem Tier mehr Bewegungs-
freiheit als bisher lässt, den wirtschaftlichen Erfordernis-
sen besser gedient werden kann. Uebrigens, die Boden-
haltung bei Hühnern-, die in der Eintretensdebatte sozusa-
gen als non plus ultra, von einzelnen Votanten als viel
bessere oder beste Lösung angepriesen wurde, kann viel-
fach auch brutal sein. Bei der Besichtigung von Bodenhal-
tungsformen konnten wir uns überzeugen, dass nicht sel-
ten einzelne Tiere in den Beständen selbst totgequält wer-
den. Diese Haltungsart ist mitunter ebenso, wenn nicht
noch grausamer als die Käfighaltung.
Herr Bundesrat Brugger hat in seinen heutigen Ausführun-
gen nach meinem Urteil überzeugend dargelegt, dass der
Bundesrat gewillt ist, diejenigen Intensivhaltungsarten
auch tatsächlich zu verbieten, die den Grundsätzen des
Tierschutzes widersprechen. Es wird mit diesem Gesetzes-
text ein wesentlicher Fortschritt verwirklicht. Zurzeit wer-
den lediglich ungefähr 50 Prozent des Eierbedarfes in un-
serem Land aus der inländischen Produktion gedeckt, und
das mit Intensivhaltung. Die Importeier sind somit im
schweizerischen Konsum nicht wegzudenken. Sofern die

Konsumenten nicht bereit sind, erheblich höhere Preise zu
bezahlen, kann der Landwirtschaft kein Anreiz gegeben
werden, die Hühnerhaltung massiv zu steigern. Es stellt
sich eindeutig die Frage - und hier habe ich berechtigte
Zweifel -, ob die Schweizer Konsumenten gewillt sind,
erheblich höhere Preise für die Eier zu entrichten. Wir
müssen den schweizerischen Geflügelhaltern die Chance
geben, in neuen, tierfreundlichen Intensivhaltungen wirt-
schaftlich zu produzieren und auf dem Markt einigermas-
sen konkurrenzfähig zu bleiben.
Die Formulierung der Kommissionsminderheit bringt für
den Bundesrat und die Vollzugsorgane nicht weniger Pro-
bleme als diejenige des Ständerates. Ich empfehle Ihnen
daher, dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu folgen.

Tschumi: Auch ich möchte Sie dringend bitten, die Anträ-
ge der Minderheit der Kommission und vor allem auch den
Antrag Oehen abzulehnen. Für mich geht es hier um eine
grundsätzliche Frage, und ich bin der Meinung, diese bei-
den Anträge seien nichts anderes als ein einfaches Miss-
trauen gegenüber dem Bundesrat, das dieser keinesfalls
verdient. Er hat bis jetzt bei allen Gesetzen, die wir ge-
schaffen haben, bewiesen, vor allem auch, was die Land-
wirtschaft anbetrifft, dass es nicht in Ordnung ist, wenn
man so vorgeht.
Ich habe schon gestern beim Eintreten gesagt, dass ja der
Bundesrat verpflichtet ist, nach Annahme des Gesetzes
Verordnungen auszuarbeiten, bei denen alle Haltungsarten
genau umschrieben werden. Diese Verordnungen müssen
in die Vernehmlassung gehen, und alle jene, die glauben,
sie würden hier irgendwie bei der Gesetzesgestaltung
übergangen, können dann dort noch einmal zum Wort
kommen. Wir dürfen doch der technischen Entwicklung
gerade bei dieser Hühnerhaltung nun nicht in die Arme
fallen und etwas hier fest im Gesetz verankern, damit
nachher gewisse Schwierigkeiten bestehen, wenn man es
lockern will. Herr Oehen hat gesagt, ja, man könne die
Batteriehaltung technisch entwickeln, aber man könne ihr
dann einen anderen Namen geben. Herr Oehen, es ist ja
das Gesetz direkt umgangen, wenn man dem einfach
einen anderen Namen geben kann und gleichwohl Batte-
riehaltungen konstruiert, aber nur modernerer Art! Eine
solche Ueberlegung kann ich nicht verstehen.

Ich bin der Meinung, die Batteriehaltung spiele nicht nur
bei den Grossbetrieben eine Rolle, die wir zum Beispiel
mit der Kommission gesehen haben (bei 12000 und 15000
Tieren, die in einem automatischen Käfig gehalten wer-
den); wir haben auch kleine Betriebe mit 100, 500 und
1000 Tieren. Wenn diese ihre Tiere hygienisch einwandfrei
halten und eine Rendite herauswirtschaften wollen, müs-
sen sie sie auch so halten, dass es wirklich rentabel wird.
Das ist eben nur möglich mit dieser modernen Haltung.
Kollege Diethelm hat vorhin darauf hingewiesen. Nicht nur
die Kommission, die das Landwirtschaftsgesetz beraten
hat, auch unsere Kommission des Tierschu'tzgesetzes hat
Batterien gesehen, die absolut einer modernen Haltungs-
art entsprechen. Es können natürlich weniger Tiere in der
Raumeinheit gehalten werden. Die Rentabilität ist damit
etwas eingeschränkt; aber die Tiere werden doch so ge-
halten, dass sie ihr natürliches Verhalten nicht verlieren.
Vor allem haben sie auch zum Ablegen des Eies ein Lege-
nest. Ich glaube, das sind doch die Hauptbedingungen,
die man einem Huhn gewähren muss, damit es auch noch
einigermassen leistungsfähig ist und dennoch ein Hühner-
leben leben kann. Wenn gesagt wurde, es werde hier von
den Geflügelhaltern - ich denke vor allem an die grossen
- in Lobbyismus gemacht, mag das stimmen. Wenn man
aber gestern die ganzseitigen Inserate im «Bund» und der
«Neuen Zürcher Zeitung», aufgegeben vom Schweizeri-
schen Tierschutzverein, gelesen hat, kann man sich fra-
gen, ob das nicht auch Lobbyismus sei.
Zum Antrag Oehen: Sie wollen das einfach tel quel verbie-
ten und dann in Artikel Ibis dem Bundesrat doch noch die
Möglichkeit geben, hier Lockerungen einzubauen und die
moderne Batteriehaltung vielleicht eben doch noch zu ge-
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statten, aber unter einem anderen Namen. Das geht doch
einfach nicht.
Noch kurz zu den Spaltböden. Zum Glück hat der Stände-
rat diese Böden gar nicht angeführt, sondern nur die Dun-
kelhaltung und die Batteriehaltung als jene Arten erwähnt,
die vom Bundesrat bei den Verordnungen besonders zu
beachten seien. Die Spaltböden hier nun aber verbieten zu
wollen, wäre nach meinem Dafürhalten völlig falsch, denn
wie viele Tierhalter, die Kälber aufziehen, halten diese
Tiere seit Jahrzehnten auf Spaltböden? Es gibt eben auch
da verschiedene Arten. Es gibt Spaltböden, wo die Kälber
absolut einwandfrei gehalten werden können und wo die
Vorteile die Nachteile wesentlich übersteigen, weil eben
vor allem auf solchen Böden die Tiere gesund gehalten
werden können. Kot und Urin fallen durch die Spalten hin-
unter auf den Boden; die Spaltböden können entfernt und
es kann darunter gereinigt werden. Nur so kann der
Kampf gegen verschiedene Kälberkrankheiten einwandfrei
geführt werden.
Aus diesen wenigen Ueberlegungen möchte ich Sie bitten,
der Kommissionsmehrheit zuzustimmen.

Rüttimann, Berichterstatter: Es gilt, noch ein Missverständ-
nis auszuräumen. Die Herren Gehen und Besuchet haben
darauf hingewiesen, dass es ja nicht um die landwirt-
schaftliche Haltung gehe, sondern um die Massentierhal-
tung. Hier ist natürlich zu sagen, dass diese Einschränkun-
gen dann hinuntergehen bis zu den kleinsten landwirt-
schaftlichen Betrieben. Bis vor ganz kurzer Zeit haben wir
als sogenannte Aufstockungen den kleinen Landwirt-
schaftsbetrieben solche Hühnerhaltungen beigegeben. Bis
vor einem Jahr wurden noch solche Verträge über bei-
spielsweise 2000 Legehühner abgeschlossen, zum Teil mit
Investitionskrediten, zum Teil mit eigenen Mitteln.
Wenn nun solche Vorschriften erlassen werden, werden
sie auch diese Leute treffen; diese müssen dann neu- oder
uminvestieren, weil andere Käfige vorgeschrieben werden.
Ich betone noch einmal: Diese Leute sind trotzdem für
diese Lösung, wie sie der Bundesrat und die Kommis-
sionsmehrheit vorschlagen, im vollen Bewusstsein, dass
sie durch Mehrkosten belastet werden. Das sollte man
doch auch berücksichtigen. Alle diese 250000 Unterzeich-
ner der Petition haben keine finanziellen Konsequenzen
aus ihrer Haltung oder ihrem Entscheid zu tragen; diese
Tierhalter aber haben die Konsequenzen zu übernehmen.
Deshalb - das sei an die Adresse des Herrn Chopard ge-
sagt - die Uebergangsfrist, die diesen Leuten gewährt
werden soll, bis die Investitionen einigermassen abgetra-
gen sind.
Im übrigen habe ich den Standpunkt der Kommissions-
mehrheit bereits dargelegt. Ich möchte Sie bitten, sowohl
den Minderheitsantrag wie den Antrag Gehen abzulehnen.

Bundesrat Brugger: Vorerst kurz zum Antrag Gehen. Ich
möchte Sie bitten, diesen Antrag abzulehnen, und zwar
aus einer grundsätzlichen Haltung heraus. Es war doch
bisher eigentlich in diesem Lande eine gute Praxis, nur
das zu verbieten, was absolut verboten werden muss, um
einen bestimmten Zweck zu erreichen. Ich glaube, das war
eine gute Staatspolitik, die sich bestens in unseren demo-
kratischen freiheitlichen Rahmen einfügt und bis dahin
unbestritten war. Man wird hier besonders sorgfältig vor-
gehen müssen, wenn man absolute Verbote erlässt, die
zudem der weiteren Entwicklung keinen Spielraum lassen.
Es ist ganz selbstverständlich - hier haben die Tierschutz-
organisationen ein grosses Verdienst -, dass neue, tier-
freundliche, tiergerechte Formen der Hühnerhaltung ent-
wickelt werden (sie sind zum Teil im Experimentierstadium
schon vorhanden) -, teurere Formen auch, die Produktion
wird selbstverständlich verteuert. Das gleiche gilt für die
Käfigbatterien für Ferkel. Man hat mir gesagt, hier seien
die neuen Modelle, die ohne weiteres auch vom Tierschutz
akzeptiert werden können, bereits auf dem Markt.
Ihr Vorschlag betreffend Spartböden ist sogar gänzlich
falsch; die neuen Spaltböden für Kälber scheinen zum

Wohlbefinden des Tieres mehr beizutragen als die klassi-
sche Haltungsart mit nasser Streue usw. Soli man also
etwas absolut verbieten, das eine sinnvolle Entwicklung
vor sich hat?
Wenn man glaubt - das ist aus dem Votum Teuscher her-
vorgegangen -, dass. wir es uns in Zukunft in unserer
Landwirtschaft würden leisten können, die Produktionsko-
sten einfach zu vernachlässigen und die Wettbewerbsver-
hältnisse einfach beiseite zu lassen, dann gibt man sich
wirklich einer grossen Illusion hin. Solche Leute - es ist ja
bald der 6. Dezember - glauben wohl noch an den «Sa-
michlaus». Unsere Landwirtschaft wird in Zukunft nicht
vermindert, sondern vermehrt unter dem internationalen
Konkurrenzdruck auf dem Lebensmittelerzeugungsmarkt
stehen. Dem können wir nicht ausweichen. Das wäre nur
möglich, wenn wir vermehrt öffentliche Mittel zur Stützung
unserer Preise einsetzen könnten, und Sie wissen selber,
wie es da steht: Man verlangt von uns mindestens eine
Stabilisierung der Ausgaben für unsere Landwirtschaft. Al-
so sollte man nicht derart an den Realitäten vorbeidisku-
tieren.
Wenn man glaubt, dass man über das Tierschutzgesetz
gewissermassen protektionistische Handelsusanzen ein-
führen könne, ist das natürlich absolut systemwidrig. Wenn
man das tun will, soll man es über die Wirtschaftspolitik
machen, aber nicht über das Tierschutzgesetz - ganz ab-
gesehen davon, dass man nach meiner Meinung sich hier
leicht den falschen Finger verbinden könnte.
Wir haben in unserem Land 75000 Geflügelhalter. Etwa
die Hälfte des Bedarfes wird bei uns produziert. Von der
inländischen Produktion stammt nur ein gewisser Teil aus
diesen Grossbetrieben. Sie kennen meine Haltung gegen-
über der industriellen Landwirtschaft. Ich glaube, wir müs-
sen hier die Entwicklung in den Griff bekommen, und wir
haben entsprechende gesetzgeberische Vorschläge unter-
breitet, die in der Kommission Keller behandelt werden.
Wir wollen die Ausdehnung der industriellen Landwirt-
schaft verhindern, weil wir glauben, dass der Familienbe-
trieb die richtige schweizerische Betriebsform ist und
dass wir dem Familienbetrieb etwas zurückgeben müssen
von dem, was jetzt in den Grossbetrieben industriell und
ohne eigenen Grund und Boden, ohne eigene Futtermittel
zu verwenden, produziert wird. Ueber diese unsere Politik
haben wir nie einen Zweifel bestehen lassen. Aber unter
den 75 000 Geflügelhaltern sind ein paar hundert Grossbe-
triebe. Das andere sind Familienbetriebe oder normale
Landwirtschaftsbetriebe mit angegliederten Aufstockun-
gen; ich weiss jetzt nicht genau, wie viele. Unter den
75000 hat es also jedenfalls Tausende von Familienbetrie-
ben, weil auch sie merkten, dass das heute die rationellste
Produktionsart ist. Man muss also aufpassen. Man könnte
auch die Falschen treffen! Auch die Familienbetriebe wer-
den sich natürlich umstellen müssen.
Ferner: Es ist klar, dass mit dem, was wir machen, jetzt
schon die Produktion gewisser landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse (Kalbfleisch, Eier, Poulets) in diesem Land teu-
rer wird, aber vermutlich in einem Ausmass, dass der ver-
nünftige Konsument das ohne weiteres verkraften kann
und bereit ist, auch einen kleinen Mehrpreis zu bezahlen.
Ich hoffe es jedenfalls. Den Konsumenten aber ganz zu
vernachlässigen in dieser Betrachtung, ist natürlich gänz-
lich falsch. Wenn man nun sagt, aufgrund einer Umfrage
seien 82 Prozent der Schweizer gegen die Käfighaltung,
dann sagt das sehr wenig aus. Gleichzeitig müsste man
fragen: Seid ihr auch bereit, die Mehrkosten zu überneh-
men? Das scheint auch gemacht worden zu sein (ich
weiss allerdings nicht, ob diese Zahlen zuverlässig sind);
da sollen noch 48 Prozent mit Ja geantwortet haben, wo-
bei dieses Ja leicht über die Zunge kommt oder aus der
Feder fliesst, wenn damit kein konkreter Geschäftsvor-
gang, der mit dem Portemonnaie in Zusammenhang steht,
verbunden ist. Ich habe hier einen Brief jüngeren Datums
einer angesehenen Konsumentenvereinigung, in dem es
heisst: «Statistiken beweisen, dass ein grosser Teil der
Bevölkerung seinen Bedarf mit preisgünstigen Importeiern



Protection des animaux. Loi 1432 29 novembre 1977

deckt. Aus diesem Grunde müssen Umfrageergebnisse
usw. mit Vorsicht aufgenommen werden (diese 48 Pro-
zent), Meinungen und Unterschriften werden heutzutage
sehr freigebig abgegeben, weil sie mit keinen Verpflichtun-
gen verbunden sind. Aus all diesen Ueberlegungen» - ich
lese nur ein paar Sätze - «scheint uns als Gesetzestext für
Artikel 4 des Tierschutzgesetzes die Fassung des Bundes-
rates die richtige zu sein.» Das ist die Meinung einer Kon-
sumentenorganisation. Man wird das alles auch berück-
sichtigen müssen. Sie sollten meiner Meinung nach den
Antrag Gehen ablehnen, damit wir auch in Zukunft so han-
deln können, wie es sinnvoll ist, und das verbieten können,
was nötig ist, um die Ziele dieses Tierschutzgesetzes zu
erreichen, aber nicht mehr.
Zur Mehrheit/Minderheit. Ich muss Ihnen sagen, dass ich
die grösste Mühe habe, diesen Glaubenskrieg zu verste-
hen und deshalb auch die Ausführungen von Mme Bauer
nicht recht begreife. In der bundesrätlichen und stän-
derätlichen Fassung heisst es: «Der Bundesrat verbie-
tet Haltungsarten.» Er verbietet. Der Bundesrat wird sich
also darüber klar werden müssen, welche Haltungsarten
er verbietet; es werden jene sein, die den Grundsätzen
des Tierschutzes eindeutig widersprechen. Es ist keine
leichte Aufgabe, hier die Definitionen zu finden, die allen
Erfordernissen entsprechen. Die Minderheit sagt nun:
«Haltungsarten, die den Grundsätzen des Tierschutzes
eindeutig widersprechen, namentlich ... sind verboten.»
Es geht also wieder um die Grundsätze des Tierschutzes.
Und auch diese Gesetzesbestimmung hat der Bundesrat
auszuführen, wenn sie nicht lettre morte bleiben soll. Er
hat also sowohl bei der ursprünglichen ständerätlichen
Fassung und bei der Fassung der Minderheit Ihrer Kom-
mission die genau gleiche Aufgabe zu erfüllen, nämlich
festzustellen, was tierfreundlich ist. Es scheint mir das
alles ein bisschen ein Streit um des Kaisers Bart zu sein.

Man kann sich fragen, ob die Fassung der Mehrheit nicht
einen direkteren Auftrag, sogar ein gesetzgeberisches
Kommando an den Bundesrat bedeutet, gleich zu handeln,
wie es die Minderheit im übrigen will. Ich möchte mich da
nicht allzu sehr über die Minderheit auslassen, vor allem,
weil mein Freund Kunz deren Meinung so nett dargelegt
hat und er auch unsere Verdienste dadurch gar nicht ge-
mindert sieht, wie Ich ihm überhaupt danken möchte für
sein ausserordentliches Engagement für dieses Gesetz.

Aber der Vorschlag der Minderheit hat auch noch einen
systematischen Fehler. Sie bringen da erneut einen
Grundsatz hinein, nachdem wir die Grundsätze eigentlich
in Artikel 3 festgelegt haben. Jetzt geht es aber um die
Ausführung dieser Grundsätze, und wir brauchen nicht in
zwei Artikeln Grundsätze festzulegen. Jetzt müssen wir
sagen, wer sie durchzuführen hat. Ich frage Sie auch, ob
diese 10 Jahre nicht ein Signal in der falschen Richtung
sein könnten: persönlich sehe ich diese Frist gar nicht so
gerne im Gesetz drin. Die Gefahr besteht, dass man dar-
aus einen eigentlichen Rechtsanspruch ableitet. Ich glau-
be, der Vorschlag der Mehrheit hat diese Nachteile nicht.
Materiell ist er dasselbe; er zwingt den Bundesrat zu ra-
schem Handeln, und ich muss Ihnen nochmals erklären:
ob Sie in den Bundesrat Vertrauen haben oder nicht, ist
gleichgültig. Der gesetzgeberische Auftrag ist da, der Bun-
desrat hat dieses Gesetz auszuführen, und wenn Sie fin-
den, er führe es falsch aus, dann ist es Ihre Pflicht und
Schuldigkeit, dafür zu sorgen, dass Remedur geschaffen
wird. Schliesslich hat auch das Parlament hier noch eine
Verantwortung zu übernehmen.

Le président: Nous votons sur chaque alinéa séparément et
commençons par la première phrase du 1er alinéa.

Abstimmung - Vote
Eventuell - A titre préliminaire
Für den Antrag der Minderheit
Für den Antrag Gehen

124 Stimmen
3 Stimmen

Definitiv - Définitivement
Für den Antrag der Mehrheit 104 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit 52 Stimmen

Abs. Ibis - AI. Ibis
Für den Antrag der Mehrheit 99 Stimmen
Für den Antrag üer Minderheit/Gehen 37 Stimmen

Abs. 2 - AI. 2
Für den Antrag der Mehrheit 97 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit/Gehen 46 Stimmen

Art. 5
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Rüttimann, Berichterstatter: Hier hat der Ständerat einen
Zusatz vorgenommen. Es ist eine Neuigkeit: das Bewilli-
gungsverfahren für Aufstallungssysteme und Stalleinrich-
tungen. Der Ständerat hat sich darauf beschränkt, nur
serienmässig hergestellte Aufsitallungssysteme der Bewilli-
gungspflicht zu unterstellen. Er meint damit, dass davon
nicht der Kleinhandwerker betroffen werden solle, der viel-
leicht zwei oder drei Stalleinrichtungen pro Jahr schafft,
sondern nur die Grossbetriebe. Unsere Kommission hat
sich dieser Präzisierung diskussionslos angeschlossen.
Persönlich bin ich eher der Auffassung, dass das beim
Kleinbetrieb an sich kritischer wäre und mehr Grund ge-
ben würde zum Ueberprüfen. Grossbötriebe haben ihre
erfahrenen Leute, die diese Einrichtungen konstruieren.
Zum Absatz 2 ist zu sagen, dass es sich um eine Ueber-
nahme des Artikels 40 handelt. Wir schliessen uns dem
auch an, was bewirken würde, dass das Gesetz auf 40
Artikel reduziert wird, was ja auch begrüssenswert ist.

Angenommen - Adopté

Art. 6
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 7
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Oehen
Abs. 1
... angezeigt erscheint, verlangt der Bundesrat für die
Ausübung des Tierpflegerberufs einen Fähigkeitsausweis
und setzt die Bedingungen für dessen Erteilung fest.

Art. 7
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Oehen
AI.1
... des animaux, le Conseil fédéral subordonne l'exercice ...
de capacité et fixe les conditions...

Oehen: Ich kann es hier sehr kurz machen. Es geht ein-
fach um die Frage der Verbindlichkeit oder Unverbindlich-
kei't. Die Ermessensfrage ist im ersten Teil des Absatzes
bereits erwähnt: «Wo es zum Schütze des Lebens und
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Wohlbefindens der Tiere als angezeigt erscheint.» Das
heisst also, dass der Bundesrat hier beurteilen und ent-
scheiden muss, ob es angezeigt sei oder nicht. Dann aber
wird erneut die unverbindliche Form gewählt: Der Bundes-
rat «kann» einen Fähigkeitsausweis verlangen. Ich schlage
Ihnen vor, dass er den Fähigkeitsausweis verlangen muss,
wenn es zum Schütze des Lebens und Wohlbefindens der
Tiere als angezeigt erscheint.
Ich habe diesen Antrag deshalb vorgebracht, weil ich
überzeugt bin, dass der Tierpflegerberuf ohnehin dringend
einer Aufwertung bedarf, nicht zuletzt auch in bezug auf
die Ausbildung. Ich möchte Ihnen deshalb empfehlen, die-
ser härteren Form zuzustimmen. Man kann auch damit in
dem von uns gewollten Sinne einen Fortschritt erzielen.

Bundesrat Brugger: Ich bin hier mit Herrn Gehen grund-
sätzlich einverstanden.
Ich muss ihn aber trotzdem bitten, seinen Antrag zurück-
zuziehen, weil er nicht realisierbar ist. Es geht hier um die
Kann- oder Muss-Vorschrift. Ich mache Sie darauf auf-
merksam, dass der Tierpflegerberuf kein sogenannter
BIGA-Beruf ist, also ein Beruf für Industrie, Handel und
Gewerbe, weil hiezu die verfassungsmässige Grundlage
fehlt.
Es ist die genau gleiche Situation wie bei Krankenschwe-
stern, Hauspersonal usw. Zu unserem Leidwesen fehlt die
verfassungsmässige Grundlage - die Situation ist nun ein-
mal so. Das heisst mit anderen Worten: Es müssten privat-
rechtliche Träger vorhanden sein, die diese Ausbildung
vornehmen, die diese Berufsreglemente entwerfen, wel-
che wir fördern können, wenn sie einmal vorhanden sind.
Im Moment ist aber nichts vorhanden. Es wird unsere Auf-
gabe sein, hier einiges zu leisten, damit sie geschaffen
werden können. Darum ist die Kann-Vorschrift einfach si-
tuationsgerecht. Es kann noch mehrere Jahre dauern, bis
wir hier genügend fördern können, damit dieser Artikel
zum Tragen kommt. Wir können daher hier keine allgemei-
ne Pflicht einführen - es sei denn, in der Zwischenzeit wür-
de die entsprechende Verfassungsbestimmung abgeän-
dert. Es wird aber Jahre dauern, bis das der Fall sein
wird.

Oehen: Ich sehe ein, dass unter diesen Umständen die
Verpflichtung nicht möglich ist. Ich bedaure das, denn
damit bleibt das Ganze vorläufig nur als frommer Wunsch
in diesem Gesetz und nicht als mehr.
Ich verzichte aber selbstverständlich in diesem Moment
auf eine Abstimmung und ziehe den Antrag zurück.

Angenommen - Adopté

Art. 8

Antrag der Kommission

Abs.1
Der gewerbsmässige Handel mit Tieren und das Verwen-
den lebender Tiere zur Werbung bedürfen einer Bewilli-
gung der zuständigen kantonalen Behörde.

Abs. 2
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Fischer-Bremgarten
Abs. 3 (neu)

Der Handel mit Primaten und Raubtierkatzen ist nur aner-
kannten zoologischen Gärten und Tierparks erlaubt.

Art. 8

Proposition de la commission

AI.1

Pour pratiquer à titre professionnel le commerce d'ani-
maux ainsi que pour utiliser des animaux vivants à des

fins publicitaires, il faut être en possession d'une autorisa-
tion de l'autorité cantonale compétente.

Al. 2
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Fischer-Bremgarten
Al. 3 (nouveau)
Seuls les jardins zoologiques et parcs d'animaux reconnus
sont autorisés à faire le commerce de primates et de fé-
lins sauvages.

Le président: Les deux alinéas de cet article ne donnent
pas lieu à discussion. Par contre, nous avons une proposi-
tion de M. Fischer-Bremgarten concernant un 3e alinéa
nouveau.

Fischer-Bremgarten: Mit meinem Antrag möchte ich den
stark ausgeweiteten Handel mit Primaten und Raubtierkat-
zen und Exoten unter strengere Kontrolle bringen, als es
der Bundesrat im Absatz 1 dieses dritten Abschnittes vor-
sieht. Was sind nun Primaten? Primaten sind Herrentiere,
gehören zur Ordnung der Säugetiere, mit vollständigem
Gebiss, fünffingrigen Händen und Greiffüssen, deren er-
ster Finger, ausser dem Daumen, den übrigen gegenüber-
gestellt werden kann. Die Augenhöhlen sind nach vorne
gerichtet. Ein besonderes Merkmal aller Primaten ist die
hohe Organisation des Zentralnervensystems. Dazu gehö-
ren die Halbaffen, die tarsiden Affen und der homo sa-
piens. Noch sitzt der Schrecken vielen Bürgern von Sprei-
tenbach in den Knochen, als sie per Polizeifunk erfuhren,
dass bei einem Zoohändler zum zweitenmal innert eines
Jahres eine gefährliche Riesenklapperschlange ausgebro-
chen ist. Oft werden wir Tierärzte gerufen zur Euthanasie
von Rhesusaffen, Kapuzineraffen, Meerkatzen und Wildkat-
zen, weil diese Tiere in den engen Gehegen und bei fal-
scher Pflege zugrunde gehen. Ich darf Ihnen offen sagen:
Jedesmal packt mich die Wut bei diesem Eingriff. Es ist
verwerflich, dass im Zeichen unserer Wohlstandsgesell-
schaft es zur Mode geworden ist, alle möglichen exoti-
schen Tiere zu halten. Der Handel mit solchen Tieren
nimmt einen immer grösseren Umfang an. Den ahnungslo-
sen Interessenten werden von den 400 Zoohandlungen in
der Schweiz diese Tiere ohne Bedenken angeboten. Dabei
fehlt es häufig nicht nur den zukünftigen Haltern, sondern
auch den Zoohändlern an den notwendigen Kenntnissen
und Erfahrungen darüber, welche Anforderungen solche
Primaten und Raubtierkatzen an Futter und Pflege stellen.

Diese Tiere können dadurch in der Gefangenschaft nicht
gedeihen, «serbeln» ab und müssen schliesslich euthana-
siert werden. Daher fordere ich, dass dieser Handel nur
den zoologischen Gärten und den anerkannten Tierparks
gestattet werde. Es sollen in unserem Lande keine Zoo-
handlungen mehr geduldet werden, die mit den erwähnten
Tierarten einen florierenden Handel betreiben. Wenn uns
der Tierschutz ein echtes Anliegen ist, dürfen wir es noch
viel weniger zulassen, dass eine wohlhabende Schicht aus
reinen Prestigegründen Exoten hält, für die die Gefangen-
schaft eine grosse Qual bedeutet. Durch den unkontrollier-
ten Handel mit Primaten und Raubtierkatzen werden diese
Tiere Opfer der Mode, der Erwerbsgier und des Aberglau-
bens, aber auch Opfer der Ausrottung. Die meisten Her-
kunftsländer dieser Tiere sind nicht in der Lage, einen
derart unvernünftigen Raubbau zu unterbinden; bestehen-
de Gesetze werden in diesen Ländern umgangen. Die dro-
hende Ausrottung kann nur eingedämmt oder gedrosselt
werden, wenn die Nachfrage - in unserem Fall der Handel
in diesen Zoohandlungen - rigoros gestoppt wird.

Daher bitte ich Sie, die gesetzlichen Grundlagen zu schaf-
fen, um gegen diese unhaltbaren Zustände sowohl in Zoo-
handlungen als auch in den immer zahlreicher werdenden
Kleinzoos vorzugehen; das bedeutet aber, meinen Antrag
zu unterstützen: Der Handel mit Primaten und Raubtierkat-
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zen ist nur anerkannten zoologischen Gärten und Tier-
parks zu erlauben.

Bundesrat Brugger: Es ist hier etwas schwierig zu ent-
scheiden. Ich habe mich aber inzwischen noch von Fachleu-
ten beraten lassen, die mir erklären, dieser Antrag Fischer
wäre vielleicht richtig, obwohl wir natürlich in diesem glei-
chen Artikel - das ist neu, darum kann man nicht auf den
heutigen Zustand abstellen - die Bewilligungspflicht für
den gewerbsmässigen Handel vorsehen. Wir hätten also
Eingriffsmöglichkeiten, und man kann sich fragen, ob ein-
zig die Grosse von solchen Zoos oder Tierparks entschei-
dend sein solle, oder überhaupt die allgemeine Situation
bei einem derartigen Händler. Es ist ja denkbar, dass auch
Tierhändler vernünftige Voraussetzungen schaffen können
oder schon besitzen; sonst bekommen sie ja die Bewilli-
gung nicht.
Ich befinde mich also in einem gewissen Zwiespalt, möch-
te Ihnen aber beantragen, nun einmal den Antrag Fischer
gutzuheissen. Sie schaffen damit eine Differenz zum Stän-
derat, und wir können die Sache in der Zwischenzeit noch
etwas genauer abklären.

Le président: Je constate qu'il n'y a pas d'opposition.
Donc la proposition de M. Fischer-Bremgarten est accep-
tée à l'unanimité.

Angenommen - Adopté

Art. 9
Antrag der Kommission

Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Minderheit
(Muff, Barras, Bretscher, Jung, Kunz, Müller-Balsthal, Risi-
Schwyz)

Abs. 1
Der Bundesrat kann unter den Gesichtspunkten des Tier-
schutzes die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Tieren (einschl.
wirbelloser Tiere) sowie tierischer Erzeugnisse an Bedin-
gungen knüpfen, sie einschränken oder gänzlich verbieten,
insbesondere aus Ländern, die Haltungsarten zulassen,
welche in der Schweiz verboten sind.

Abs. 2 und 3
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Nebiker
Abs. 1
... oder gänzlich verbieten. Dies betrifft insbesondere
auch Tiere und tierische Produkte aus Haltungsarten, die
in der Schweiz verboten sind.

Art. 9
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Minorité
(Muff, Barras, Bretscher, Jung, Kunz, Müller-Balsthal, Risi-
Schwyz)

Al. 1
Compte tenu des principes régissant la protection des
animaux, le Conseil fédéral peut subordonner à certaines
conditions l'importation, l'exportation et le transit d'ani-
maux (invertébrés y compris) ainsi que de produits d'ori-
gine animale, les limiter ou les interdire complètement, en
particulier s'ils proviennent de pays qui admettent des for-
mes de détention interdites en Suisse.

Al. 2 et 3
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Nebiker
AI.1

... interdire complètement. Cette disposition s'applique
aussi en particulier aux animaux dont le mode de déten:
tion est interdit en Suisse, ainsi qu'aux produits issus de
ces animaux.

Rüttimann, Berichterstatter: Ich kann hier nicht auf das
Wort verzichten, sondern muss das Problem etwas erör-
tern. In Artikel 9 wird beabsichtigt, dem Bundesrat die
Kompetenz zu geben, tierische Erzeugnisse an unserer
Grenze zurückzuweisen oder mindestens den Import zu
beschränken oder zu erschweren. Vor allem denkt man
hier natürlich an die Einfuhr von Robbenfellen - das war
ja vor ungefähr einem Jahr sehr aktuell -, aber auch an
andere Luxusartikel wie Pelzmäntel usw., was da alles
dazu gehört.
Der Antrag Muff dagegen - modifiziert durch Herrn Nebi-
ker -, also der Minderheitsantrag, zieht nun eine Querver-
bindung zwischen den Artikeln 4 und 9. Dieser würde dem
Bundesrat die Kompetenz zu protektionistischen, also han-
delspolitischen Massnahmen geben. Die Kommission hat
den Antrag mit 11 zu 9 Stimmen abgelehnt, und zwar mit
der Begründung, man würde mit solchen protektionisti-
schen Massnahmen (beispielsweise Eierimportverbot oder
Erschwernisse) neue Gegner der Vorlage schaffen. Per-
sönlich gehörte ich hier der Minderheit an. Wenn wir den
Tierhaltern Beschränkungen zumuten, welche auf der Welt
quasi pionierhaft, einzigartig sind, rechtfertigt das auch,
dass der Bundesrat Massnahmen ergreift, damit ausländi-
sche tierische Produkte aus Haltungsarten, welche bei uns
verboten sind, unsere Produkte aus preislichen Gründen
nicht ausstechen können.
Ich glaube persönlich, die Formulierung Nebiker wäre hier
besser. Der Antrag Nebiker verbietet nicht grundsätzlich
Importe aus bestimmten Ländern, sondern aus bestimmten
Haltungsarten. Wenn also aus einem gewissen Land Eier
importiert werden aus beiden Haltungen, dann wären zum
Beispiel nach dem Antrag Nebiker die Bodenhaltungseier
nicht betroffen, sondern nur die Käfigeier. Wenn man hier
die Länder nimmt, wäre das Ganze gesperrt. Da liegt der
Unterschied.
Die Mehrheit der Kommission lehnt - wie gesagt - diesen
Antrag ab.

M. Dupont, rapporteur: La majorité de la commission, par
11 voix contre 9, r'a pu accepter la proposition faite d'in-
terdire complètement des importations provenant de pays
qui admettent des formes de détention prohibées en
Suisse. Nous ne pensons pas qu'il s'agisse là d'une volon-
té d'aider à la protection des animaux mais bien de prati-
ques d'un protectionnisme commercial qui seraient d'ail-
leurs difficilement applicables dans le contexte de nos
échanges internationaux, plus même, qui seraient cer-
tainement inapplicables. En effet, concernant un grand
nombre de pays, il nous serait quasiment impossible de
vérifier quels sont les animaux qui sont détenus dans des
conditions correctes et ceux qui ne le sont pas. Ce qui
signifie que, là encore, cette proposition devient pratique-
ment inapplicable. Cela vaut d'ailleurs également pour la
proposition de M. Nebiker et la majorité de la commission
est d'avis qu'il n'est pas possible de l'accepter.

Muff, Sprecher der Minderheit: Es handelt sich bei diesem
Artikel 9 um einen Kompetenzartikel. Ich möchte - das
kann dem Bundesrat vermutlich nur recht sein - dem Bun-
desrat vermehrte Kompetenzen zuerteilen; er soll nämlich
auch über die Grenzen hinaus indirekt auf dem Gebiete
des Tierschutzes aktiv sein können. Ich möchte nämlich,
dass der Bundesrat die Kompetenz erhält, die Einfuhr aus
Ländern, die Haltungsarten zulassen, die bei uns in der
Schweiz verboten sind, einschränken oder gar verbieten
kann. Herr Bundesrat Brugger hat in der Kommission bei
der Behandlung des Schächtartikels gesagt, dass wir in
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irgendeiner Form schizophren sind, wenn wir in Strass-
burg Schächten lassen und das Fleisch nachher bei uns
konsumieren. Wir dulden das. Ganz ähnlich liegt meines
Erachtens die Lage hier. Wir verbieten die Batteriehaltung
oder versuchen, sie zu verbieten. Das führt - es ist heute
verschiedentlich gesagt worden - zu einer Konkurrenzbe-
nachteiligung. Wir werden das Ei um zwei, drei oder vier
Rappen teurer produzieren müssen. Dann laufen wir Ge-
fahr, dass aus dem Ausland billige Eier, die ebenfalls
in Batterien produziert wurden, eingeführt werden. Ich fin-
de, wer es ernst meint mit dem Tierschutz, der sollte ver-
suchen, entweder den entsprechend teureren Preis dafür
zu bezahlen oder eben bei den Handelsverträgen, die ab-
geschlossen werden, dahin zu wirken, dass der Tier-
schutz im Ausland ebenfalls hochgehalten wird. Ich bin
mir im klaren, dass wir mit dieser Bestimmung Gesetze,
wie sie andere Länder haben, nicht auf den Kopf stellen
können, aber ich glaube, dass wir langfristig einen Ein-
fluss auf den Tierschutz in den EG-Raum hinaus und in
alle Länder haben können, und ich bitte Sie deshalb, der
Minderheit zuzustimmen, einer Minderheit, die übrigens
sehr stark ist. Wir sind mit 10 zu 9 Stimmen in der Kom-
mission unterlegen.

Nebiker: Mein Antrag zur Ergänzung zu Artikel 9 Absatz 1
stellt eine Alternative zum Antrag der Kommissionsminder-
heit dar. Die Kommissionsminderheit will den Bundesrat
bevollmächtigen, die Ein- und Durchfuhr von Tieren einzu-
schränken oder zu verbieten, insbesondere aus Ländern,
die Haltungsarten zulassen, die in der Schweiz verboten
sind. Mein Antrag bezieht sich nicht auf andere Länder,
sondern direkt auf Tiere und tierische Produkte aus Hal-
tungsarten, die in der Schweiz verboten sind. Die Zielset-
zung meines Antrages und des Antrages der Kommissions-
minderheit ist die gleiche. Der Artikel 9 Absatz 1 soll ver-
deutlicht werden. Tierschutz kann sich nicht nur auf Tiere
und tierische Produkte im Inland beschränken. Tiere ken-
nen keine Nationalität. Der Tierschutz, wenn wir ihn ernst
nehmen wollen, hat sich auch auf Tiere zu beziehen, auf
die wir irgendwie Einfluss ausüben können, die wir also
einführen, ausführen oder die wir lediglich durch unser
Land transportieren lassen.
Wie Ihnen bekannt ist, können Vorschriften im Interesse
des Tierschutzes ganz erhebliche Mehrkosten verursa-
chen. Bei den Eiern sind dies bis zu 25 Prozent. Das ein-
seitige Verbot bestimmter Haltungsarten im Inland würde
nun zu untragbaren Wettbewerbsverzerrungen führen. Die
Produktion im Inland würde gegenüber der ausländischen
Erzeugung benachteiligt, die Folge wäre eine Zunahme
des Importanteils und ein Rückgang der Produktion im
Inland. Was hätte nun die Vorschrift im Interesse des Tier-
schutzes noch für einen Sinn, wenn entsprechend mehr
Tiere oder Produkte aus Haltungsarten importiert würden,
die bei uns verboten sind? Wir würden nur die inländische
Produktionsmöglichkeit verlieren und gar nichts zum
Schütze der Tiere beitragen.
Die Formulierung von Artikel 9 Absatz 1 gemäss Bundesrat
ist zu unbestimmt und für den Bundesrat zu unverbindlich.
Selbst die Botschaft trägt zur Verdeutlichung nichts bei.
Es ist deshalb eine Ergänzung des Gesetzes notwendig,
namentlich eine, die sich auf die Haltungsarten bezieht,
die bei uns durch Gesetz oder Verordnung verboten wer-
den. Die Kommissionsminderheit will die Ermächtigung
des Bundesrates zum Erlass von Beschränkungen bei Ein-
und Ausfuhr auf Länder beziehen, die nicht wie wir Vor-
schriften für den Tierschutz kennen. Dies scheint mir un-
möglich. Erstens können wir die Gesetzgebung anderer-
Länder nicht beeinflussen. Zweitens würde der Bundesrat
aus handelspolitischen Ueberlegungen kaum von seinen
Kompetenzen Gebrauch machen, wenn ganze Länder und
nicht nur Erzeugnisse betroffen würden, Erzeugnisse aus
Haltungsarten, die bei uns verboten sind. Daher mein Vor-
schlag: eine Ergänzung von Artikel 9 Absatz 1. Dies betrifft
insbesondere Tiere und tierische Produkte aus Haltungs-
arten, welche in der Schweiz verboten sind. Die Ein-
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schränkung würde sich also nicht auf das Land, sondern
nur auf das Tier oder tierische Produkte beziehen. Es ver-
steht sich, dass nötigenfalls der ausländische Lieferant die
Produktionsbedingungen ausreichend nachzuweisen hätte.
Was in anderen Bereichen, zum Beispiel bei den Ur-
sprungszeugnissen der Fall ist, sollte auch bei der tieri-
schen Produktion möglich sein. Handelspolitisch dürfte
eine Ergänzung von Artikel 9 verantwortbar sein. Schliess-
lich handelt es sich nur um eine Kompetenzerteilung an
den Bundesrat. Es geht nicht um den Schutz der inländi-
schen Produktion, also um primär protektionistische Mass-
nahmen, sondern es geht um einen umfassenden Tier-
schutz.
Ich beantrage Ihnen, meinem Antrag zuzustimmen.

Bundesrat Brugger: Ob Sie die Fassung Muff nehmen oder
die Fassung Nebiker: Im Effekt ist das für uns genau das-
selbe. Es wird uns handelspolitisch natürlich ausseror-
dentliche Schwierigkeiten bereiten, und icti bedauere es,
dass wir ein solches handelspolitisches Element in dieses
Tierschutzgesetz hineinnehmen. Ich möchte Sie einfach
fragen: Wie, glauben Sie, können wir anderen Ländern
unsere Wertvorstellungen aufoktroyieren? Wir würden das
unsererseits auch ablehnen. Und wie, glauben Sie, wäre
das kontrollierbar? Es geht da ja nur um die Eier und um
gar nichts anderes. Wie soll es kontrollierbar sein, aus
welchen Haltungsarten diese Eier stammen, um so mehr,
als sie meistens aus Oststaaten kommen? Man sagt, man
solle Zeugnisse verlangen; das kann man, aber sind
diese Zeugnisse richtig oder gefälscht? Die Durchführung
wird also sehr schwierig sein. Ich bedaure es grundsätz-
lich, dass wir in dieses Tierschutzgesetz ein handelspoliti-
sches Element hineinnehmen. Was wir brauchen, um in
dieser Beziehung dem Tierschutz gerecht zu werden, ha-
ben wir in der bundesrätlichen Formulierung und der For-
mulierung des Ständerates, die heisst: «Der Bundesrat
kann unter den Gesichtspunkten des Tierschutzes die Ein-,
Aus- und Durchfuhr von Tieren (einschliesslich wirbello-
ser Tiere) sowie tierischer Erzeugnisse an Bedingungen
knüpfen, sie einschränken oder gänzlich verbieten.» Was
wollen Sie eigentlich noch mehr? Ich habe nichts dage-
gen, wenn wir handelspolitisch bei diesen Eiereinfuhren
etwas machen, und wir können mit der bundesrätlichen
Fassung genügend Druck aufsetzen, wenn sich besondere
Massnahmen aufdrängen. Ich bitte Sie, diese beiden An-
träge abzulehnen.

Abstimmung - Vote
Eventuell - A titre préliminaire
Für den Antrag Nebiker 47 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit 25 Stimmen

Definitiv - Définitivement
Für den Antrag Nebiker 61 Stimmen
Für den Antrag der Mehrheit 58 Stimmen

Art. 10 und 11
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 10 et 11
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 12
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Oehen
... lebende Tiere verwendet werden mit dem medizin-wis-
senschaftlichen Ziel, Krankheiten zu verhindern, zu dia-
gnostizieren oder zu heilen.
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Art. 12
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Oehen
... des animaux vivants sont utilisés à des fins médico-
scientifiques, en vue de prévenir des maladies, de les
diagnostiquer ou de les traiter.

Oehen: Wir kommen mit diesem Abschnitt wiederum zu
einem Problembereich, der - wie mir scheint - von ausser-
ordentlicher Bedeutung ist. Wenn Sie Artikel 12 in der
heutigen Formulierung lesen, dann wird klar, dass unter
dem Begriff des Tierversuches ungefähr alles gemacht
werden kann. Es verwundert denn auch nicht, wenn - wie
ich Ihnen bereits dargelegt habe - wir in unserem kleinen
Land pro Jahr über 3 Millionen Tiere, man darf wohl sa-
gen: verbrauchen.
Herr Bundesrat Brugger hat uns heute morgen eindring-
lich erklärt, dass wir alle diese Tierversuche benötigen,
um die Innovationskraft und die Innovationsfähigkeit auf
den entsprechenden Gebieten entwickeln zu können. Mit
dieser Argumentation entfernen wir uns sehr weit von der
Grundhaltung, die in der Eintretensdebatte ausgiebig dar-
gelegt wurde, einer Grundhaltung, die dem Tier einen ver-
mehrten Schutz geben möchte und die sich bewusst ist,
dass wir Eingriffe an unseren Mitgeschöpfen vornehmen,
die wir in jedem einzelnen Fall zu verantworten haben. Im
Bericht der Fachkommission, der Studienkommission des
EVD, schrieb man folgendes: «Der Einsatz von Tieren für
Forschungszwecke ist zu einem wichtigen Zweig der Tier-
nutzung geworden. Der Jahresbedarf an Versuchstieren
hat infolgedessen einen bedeutenden Umfang angenom-
men. Bei dieser Form der Tiernutzung steht die wissen-
schaftliche Ausbeute im Vordergrund. Das Tier ist bloss
Mittel zum Zweck.» Ueberlegen Sie sich diese Aussa-
ge, bitte! «Es ergibt sich damit eine ähnliche Situation» -
so fuhr man weiter - «wie bei der Nutztierhaltung, wo die
Anstrengungen der Tierhalter in erster Linie dem Ertrag
gelten und nicht dem Tier. In vielen Fällen werden sich
allerdings die Interessen der Experimentatoren und Produ-
zenten zugunsten der Tiere auswirken, und zwar aus der
Erkenntnis heraus, dass ein gesundes Tiermaterial eine
bessere Rendite abwirft als ein krankes. In anderen Fällen
wirken sich aber die Interessen zu Ungunsten der Tiere
aus.»
Es ist daher Aufgabe der Tierschutzgesetzgebung, durch
entsprechende Bestimmungen die Zahl der Versuche auf
das unerlässliche Mass zu beschränken und insbesondere
das Los der zu Versuchen herangezogenen Tiere einiger-
massen erträglich zu machen. Die Aussage, dass es unse-
re Pflicht sei, die Zahl der Versuche auf das unerlässliche
Mass zu beschränken, hat mich eigentlich aufgeschreckt
und zu dem vorliegenden Antrag geführt. Wir haben gele-
sen, dass ungefähr 90% der Tierversuche nichtmedizini-
schen Zwecken dienen, zum Teil Zwecken dienen - ich
bedaure, dies so sagen zu müssen -, die ganz schlicht
und einfach der pseudowissenschaftlichen Selbstbefriedi-
gung dienen. Das ist eine harte Aussage, aber ich stehe
dazu. Wenn wir uns dazu noch Rechenschaft geben, dass
bei den Tierversuchen sehr viele Fragezeichen zu setzen
sind, weil die wirkliche, die ernstliche wissenschaftliche
Grundlage fehlt, müssen wir uns doppelt kritisch an den
Artikel 12 heranmachen. Es ist zum Beispiel unwissen-
schaftlich, einfach ein im voraus festgesetzes Ziel mit Mit-
teln prüfen zu wollen, nämlich mit dem Tierversuch, die
einfach untauglich sind. Die erhaltenen Informationen kön-
nen rechtens nur auf diejenige Tierart angewendet wer-
den, mit der der Versuch durchgeführt wird. Es ergibt sich
in der chemisch-medizinischen Forschung dauernd erneut,
dass Versuche, die an Tausenden und Abertausenden von
Tieren durchgeführt wurden, Ergebnisse ergeben, die
sich beim Menschen nicht bestätigen. Vielleicht haben Sie
das berühmte Contergan-Beispiel noch in Erinnerung, wo

angeblich durch viele tausend Versuche an Tieren die Un-
schädlichkeit dieses Mittels erwiesen worden war, nachher
aber die bekannte Katastrophe beim Menschen ausgelöst
wurde. Das Prinzip der Repräsentativität ist eben im Tier-
versuch in seiner Uebersetzung auf die Anwendung auf
den Menschen nicht oder sehr oft nicht gegeben.
Wenn nun der Gesetzgeber, wie das in unserem Falle vor-
gesehen ist, Eingriffe erlauben will zu nichtmedizinischen
Zwecken, einfach um Informationen zu erlangen, dann
geht das meines Erachtens zu weit und widerspricht voll-
ständig den tierschü'tzlerischen Auffassungen. Noch viel
mehr ist die Geschichte fragwürdig, wenn man Verhaltens-
forschung experimentell im Tierversuch prüfen will. Die
Tiere, die ja nicht begreifen können, was man mit ihnen
anstellt, sind in vielen Fällen verängstigt; sie befinden sich
in einem Angstzustand, der eine normale Reaktion weitge-
hend verunmöglicht. Wenn diese Versuche mit schlimmen
Eingriffen, wie Elektroschocks, Verstümmelungen, Zusam-
mennähen von verschiedenen Tieren und was der Spiele-
reien alle mehr sind, verbunden sind, dann wird doch völ-
lig klar, dass man es nicht verantworten kann, einer sol-
chen Art Wissenschaft noch Hilfestellung zu geben.
Es ist uns bekanntgegeben worden - ich nehme an, dass
das nicht eine Ente sei -, dass die UNESCO eine Erklä-
rung über das Recht des Tieres in Vorbereitung habe.
Nach dieser Erklärung sollen die Ersatztechniken weiter-
entwickelt und vor allem angewendet werden, also in der
Lehre zum Beispiel das Hilfsmittel der Kinematographie.
Mir scheint, dass wir unter diesem Blickwinkel - d. h. also,
dass die UNESCO im Laufe des nächsten Jahres in dieser
Richtung vorstossen wird - jetzt mit dem Artikel 12 in der
heutigen Form Gefahr laufen, eine überholte Anschauung
als Gesetz zu definieren.
Mit dem Antrag, den ich Ihnen unterbreitet habe, möchte
ich eine Beschränkung auf medizinisch-wissenschaftliche
Zielsetzungen, um Krankheiten zu verhindern, zu diagno-
stizieren und zu heilen. Ich bin mir völlig bewusst, dass
auch darin noch Interpretationsmöglichkeiten liegen; sol-
che sind nie auszuschliessen. Aber wir können damit we-
nigstens ausschliessen, dass man die Tiere missbraucht,
um Stoffe zu prüfen. Ich habe Ihnen gesagt, was das be-
deutet: Tierversuche in der kosmetischen Industrie, in der
Gebrauchsgüterindustrie, in der Kriegsindustrie, in der Ge-
nussmittelindustrie. Es ist problematisch, ob man das mit
einem Schutz des Tieres vereinbaren kann.
Ich möchte mit meinem Antrag auch die Erlaubnis wegbe-
dingen, experimentelle Verhaltensforschung zu betreiben;
dies vor allem deshalb, weil diese Experimente in der Ver-
gangenheit zu Hunderten und Tausenden an den verschie-
densten Schulen und Universitäten wiederholt wurden. Es
ist dabei effektiv nichts herausgekommen, das es rechtfer-
tigen würde, noch zu weiteren derartigen Versuchen Hand
zu bieten.
Ich bitte Sie deshalb, meinem Antrag zuzustimmen. Ich
glaube sagen zu dürfen, dass mit diesem Antrag die Zahl
der Tierversuche erklecklich reduziert werden könnte, und
das dürfte sich doch wohl lohnen.

Art. 13
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Art. 14
Antrag der Kommission

Abs.1
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Abs. 2 Bst. d
den unumgänglich notwendigen Bedürfnissen der Lehrtä-
tigkeiten der Hochschulen;
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